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Liebe Leserinnen und Leser,

seit einem halben Jahr ist die neue niedersächsische Landesre-
gierung im Amt. Der Start in die neue Legislaturperiode verlief
insgesamt recht unspektakulär, der neue Kultusminister brachte
einen neuen Umgangsstil mit (wir berichteten). 

Nun aber ist es an der Zeit, eine erste Bilanz zu ziehen – und
die fällt ernüchternd aus. Zwar gibt es unter Rot-Schwarz keine
willkürlichen „Hau-Ruck-Maßnahmen“ wie unter der Vorgän-
gerregierung und Ministerin Heiligenstadt. Wir erinnern uns
noch gut an die unsägliche, einseitige Anhebung des Unter-
richtsdeputats exklusiv für Gymnasiallehrkräfte. Der schlei-
chende Abbau von Leistungsanforderungen und gymnasialen
Inhalten geht aber – leider – unverändert weiter. Fairerweise
muss man dazu sagen, dass Minister Tonne viele „Reformen“
von seiner Vorgängerin „geerbt“ hat – aber er hat sie eben
auch nicht zurückgenommen oder korrigiert: Die geplante
neue Oberstufenverordnung liegt vor, sie bildet das Schwer-
punktthema dieser Ausgabe, weil die zu befürchtenden Folgen
in der Tat „schwerwiegend“ sind. Präsentationsprüfung statt
Klausuren, Unterricht, der gar nicht bewertet werden darf,
dazu der bereits mehrfach dokumentierte Verzicht auf eine
verpflichtende zweite Fremdsprache im Sekundarbereich II.
Gerade letzterer Aspekt ist in unserer heutigen Welt, in der
Globalisierung, Internationalisierung und damit zwingender-
und logsicherweise Fremdsprachenkompetenz immer wichti-
ger werden, eigentlich gar nicht vorstellbar. Aber Niedersach-
sen macht – wieder einmal – vor, wie eine zukunftsgerichtete 

Schulpolitik eben nicht aussehen
 sollte. 

Hinzu kommen weitere Sprechprü-
fungen, die Klausuren ersetzen sollen,
was auch nicht gerade die Kompetenz
„Schreiben“ erhöhen dürfte. Wie
wichtig diese ist, legt Claudia Jeep in
ihrem Aufsatz in – für uns – sehr
ernüchternder Weise dar. Als Grundschullehrerin hat sie Erfah-
rungen mit dem Modell „Schreiben nach Gehör“ gemacht, die
sie hier schildert. Tenor: Einmal falsch gelernt – immer falsch
geschrieben. Und diese Methodik wurde lange an unseren
Grundschulen vermittelt; ja, manche Grundschulen arbeiten
immer noch mit „Anlauttabellen“ und diesem Modell! „Sie
können am Gymnasium noch so viel fördern – wenn die
Grundlagen nicht vorhanden sind, entziehen wir Ihnen die
 Existenzgrundlage“ schrieb mir die Autorin. Wie wahr!

Im weiteren Fokus dieser Ausgabe stehen – und das ist erfreu-
lich – viele Berichte über beeindruckende Aktivitäten an Schu-
len sowie verschiedene Texte, die sich unter dem Oberbegriff
„Rechtsberatung“ einordnen lassen und u.a. zu den aktuellen
Themen Datenschutz, Abitur und Zeugnisnoten Auskunft
geben. Ich wünsche Ihnen – wie immer – viel „Spaß“ beim
Lesen und eine gute Sommer- und Ferienzeit.                                  

Cord Wilhelm Kiel
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Leitartikel

Fokusevaluation:
Zweifelhafter Weg zur Qualitätssicherung

Von Horst Audritz

Wieder einmal steht eine Reform der Schulinspektion an.
Zum neuen Schuljahr 2018/2019 soll ein neuer Erlass –
 „Weiterentwicklung des Schulinspektionsverfahrens zur
Fokusevaluation (allgemein bildende Schulen)“ ? in Kraft
treten, der die bestehenden Regelungen zur externen Eva-
luation allgemein bildender Schulen ergänzt bzw. ersetzt,
insbesondere den RdErl. „Schulinspektionen in Niedersach-
sen“, der mit Ablauf des 31.7.2019 ausläuft. Werden damit
die bestehenden Mängel im bisherigen Evaluationsverfah-
ren beseitigt, ist damit tatsächlich eine Neuausrichtung hin
zu besserer Unterrichtsqualität und weniger Belastungen
verbunden oder handelt es sich doch nur am einen neuen
Flicken auf dem alten Kleid Schulinspektion?

Jedenfalls ist der Erlass eine Reaktion auf die massive Kritik
an der Schulinspektion aus den Lehrerverbänden, der Direk-
torenvereinigung und nicht zuletzt aus den Schulen selbst.

Die  Online-Befragung von Kultusministerin Heiligenstadt
2016 („Mehr Zeit für gute Schule“) bestätigte die mangel -
hafte  Sinnhaftigkeit und Bewältigbarkeit  der Schulinspek -
tion, so dass sich die Kultusministerin gezwungen sah, die
Schulinspektion auf den Prüfstand zu stellen: „Das Ziel muss
sein, die Schulinspektion für Lehrkräfte und Schulen so wei-
terzuentwickeln, dass sie zu einem echten Mehrwert für den
Unterricht beiträgt. Sonst ist der Aufwand nicht zu rechtfer-
tigen.“ An diesen Worten ist der neue Erlass zu messen.

Wie sieht die neue Schulevaluation aus?
Kultusminister Grant Hendrik Tonne hat das neue Verfahren
auf der Sitzung des Forums Eigenverantwortliche Schule am
18.1.2018 vorgestellt. Danach sollen die allgemein bildenden
Schulen regelmäßig zu „Fokusevaluationen“ verpflichtet wer-
den. Die Durchführung obliegt dem NLQ, dem Niedersächsi-
schen Landesinstitut für schulische Qualitätsentwicklung.
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Massive Akzeptanzprobleme: Zweifel an der
 Sinnhaftigkeit
Allein aus diesen Worten spricht, dass die Schulinspektion,
denn das bleibt die Fokusevaluation, massive Akzeptanz -
probleme hat, weil Aufwand und Nutzen nach bisherigen
Erfahrungen mit der Schulinspektion grundsätzlich Zweifel
an ihrer Sinnhaftigkeit aufkommen ließen. Schulen wurden
nach den Maßstäben des Orientierungsrahmens Schulqua-
lität beurteilt, mit einer Fülle von teils fragwürdigen Quali -
täts kriterien, die jeglichen Schulformbezug vermissen
ließen. Lernergebnisse spielten gegenüber dem Unterrichts-
klima und demokratischen Beteiligungsformen nur eine
untergeordnete Rolle und zwanzigminütige Unterrichtsbe-
suche sollten einen Eindruck von der Qualität des Unter-
richts vermitteln, wobei vorrangig das selbstgesteuerte Ler-
nen und die innere Differenzierung begutachtet wurden,
weniger die didaktische und methodische Gesamtkonzepti-
on des Unterrichts. Abgesehen davon mussten die Schulen
eine Unmenge von verpflichtenden Konzepten zur Qualität-
sentwicklung vorhalten (u.a. Fortbildungskonzept, Förder-
konzept, Integrationskonzept, Präventionskonzept, Metho-
denkonzept), Der Philologenverband hat das seit Bestehen
der Schulinspek tion 2005 (Niedersachsen war bundesweit
Vorreiter der Einführung) wiederholt kritisiert und darauf
gedrungen, dass bei allen Maßnahmen der Qualitätsent-
wicklung der Unterricht im Mittelpunkt stehen muss. Dazu
gehören vor allem gute Rahmenbedingungen wie die Aus-
stattung der Schulen, die Versorgung mit qualifizierten Lehr-
kräften und motivierende Arbeitsbedingungen, alles das,
was eine Schule nicht selbst regeln kann, aber die Schulin-
spektion doch bewertet. 

Keine nachhaltige Verbesserung des Unterrichts
Der Philologenverband Niedersachsen lehnt eine Über -
prüfung der in den Schulen geleisteten Arbeit nicht grund -
sätzlich ab. Der Philologenverband hat jedoch nach wie vor
große Zweifel daran, dass die Einführung der Eigenverant-
wortlichen Schule und die damit verbundene interne und
externe Evaluation von Schule und Unterricht zwingend zu
einer Qualitätsverbesserung führen. Das wird durch wissen-
schaftliche Untersuchungen bestätigt. So hat das Zentrum
für empirische pädagogische Forschung (zepf) der Univer-
sität Landau im Auftrag des Niedersächsischen Kultusminis -

teriums eine externe Evaluation zum Thema Evaluation der
Impulswirkung von Schulinspektionen und Vergleichsar -
beiten für die Qualitätsentwicklung von Schulen (EISVQS)
durchgeführt und 2016 festgestellt, dass nach der Schulins -
pektion „von der Mehrheit der Befragten keine nachhaltige
Verbesserung des Unterrichts“ festgestellt worden ist. Bei
durchschnittlichen Schulen habe es keine Leistungssteige-
rung gegeben, bei über oder dem Durchschnitt liegenden
nur geringe. Vier Monate nach der Schulinspektion sagte
eine deutliche Mehrheit von drei Vierteln der Befragten,
dass die Schulinspektion keinen schulischen Wandlungs -
prozess hervorgerufen habe. Die Schulinspektion habe nur
zu mehr Entwicklungsaktivitäten und einem erhöhten
 Stresserleben der Lehrkräfte geführt.

Das Inspektionsverfahren selbst soll fortlaufend
 evaluiert werden
Einiges hat sich seit 2005 getan. Auf die Kritik aus den Schu-
len und Bildungsorganisationen wurde reagiert. So wurde
der Orientierungsrahmen Schulqualität gründlich überarbei-
tet und um ein Kernaufgabenmodell erweitert, das sechs
schulische Handlungsfelder definiert (Schule leiten, Schul-
entwicklung steuern, Bildungsangebote gestalten, Koopera-
tionen entwickeln, Ergebnisse und Erfolge beachten). Der
Erlass Schulinspektionen in Niedersachsen ist 2014 neu
gefasst worden, Erlasse zum schulischen Qualitätsmanage-
ment und zur Steuerung der Schulen durch Zielvereinbarun-
gen sind hinzugekommen. Ein 16-seitiger, weitgehend nor-
mierter Unterrichtsbeobachtungsbogen legt den Fokus auf
unterrichtsbezogene Entwicklungsziele der Schule, abgelei-
tet aus der schulprogrammatischen Arbeit. Alle Informatio-
nen zu Verfahren und Instrumenten der Evaluation sind
öffentlich zugänglich, das Inspektionsverfahren selbst wird
fortlaufend evaluiert.  

Entlastung der Schulen fraglich
Ob der Anspruch einer Entlastung der Schulen dadurch ein-
gelöst wird, ist mehr als fraglich. Das Inspektionsverfahren
zieht sich über 18 Monate hin. Es gibt mehr und nicht weniger
Materialien, es gibt mehr und nicht weniger Unübersicht-
lichkeit. Allein der Niedersächsische Bildungsserver (nibis.de)
verweist auf 48 Materialien und Instrumente zu 11 Themen-
bereichen. Die einzelne Schule wird viel stärker in die Verant-
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„Fokusevaluation“ bedeutet, dass nunmehr unterrichtsbe -
zogene Entwicklungsziele der einzelnen Schule auf der
Grundlage von mit dem MK abgestimmten Fokusthemen in
den Blick genommen werden sollen. Diese Ziele lassen sich
sieben fachbezogenen und fachübergreifenden Schwer-
punktthemen zuordnen:

Fachbezogen: Deutsch, Englisch, Mathematik ( jeweils Sek I
und Sek II)

Fachübergreifend: Leistungsorientierung, Individualisiertes
Lernen, Durchgängige Sprachbildung, Bildung in einer digital -
isierten Welt.

Jede Schule wählt einen Bereich selbst aus und legt bis zu
drei im Schulprogramm festgeschriebene konkrete, über-
prüfbare und unterrichtsbezogene Entwicklungsziele fest,
die im Rahmen der Fokusevaluation und von der Schule
selbst überprüft werden. 

Im Mittelpunkt steht der Unterricht, wobei Schulform und
Fachlichkeit berücksichtigt werden. Unterrichtsbeobachtun-
gen (45 bis 90 Minuten) werden in der Regel von zwei Eva-
luatorinnen und Evaluatoren durchgeführt. Mindestens ein
Mitglied des Evaluationsteams soll über umfassende Kennt-
nisse der jeweiligen Schulform verfügen. Grundlage für die
Unterrichtsbeobachtungen ist ein ausführlicher, 21 Merkmale
guten Unterrichts (16 Seiten, zugeordnet Klassenführung,
Unterrichtsklima, kognitive Aktivierung) umfassender Be -
obachtungsbogen, der zusätzlich um spezifisch Aspekte des
gewählten Fokusthemas erweitert ist. Hinzu kommt ein
Schülerfragebogen, der in 32 Punkten eine Bewertung der
besichtigten Stunde aus Schülersicht widerspiegelt. 

Für die Standortbestimmung der schulischen Qualitätsent-
wicklung bleibt der Qualitätszyklus leitend: 

Den Bezugsrahmen für die Qualitätseinschätzung der schu-
lischen Prozesse und für die Formulierung von unterrichts-
bezogenen Entwicklungszielen bildet ein Qualitätsmodell,

z.B. der Orientierungsrahmen Schulqualität in Niedersach-
sen oder das niedersächsische Kernaufgabenmodell. 

Das Verfahren wird im Erlassentwurf insgesamt als „dialog -
orientiert“ bezeichnet. „Alle Informationen hierzu sind
öffentlich zugänglich. Eine Beurteilung einzelner Lehrkräfte
findet nicht statt.“

Durchführung der Fokusevaluation
Der Evaluationsprozess umfasst 18 Monate und gliedert sich
in fünf Phasen:
1.   Auftaktphase, ca. 4 bis 6 Wochen: Vorgespräch von Schul-

leitung und Teamleitung der externen Evaluation, ca. 
2- bis 3-stündige Veranstaltung „Auftragsklärung“. Dabei
werden Absprachen mit der Schule getroffen und verein-
bart (Evaluationsvereinbarung).

2.  Schulische Arbeitsphase I, maximal 10 Monate: Die Schule
konkretisiert die vereinbarten Ziele und Verfahrensschritte.
Sie arbeitet an ihrem unterrichtsbezogenen Entwick-
lungsziel unter Einbezug/durch Konkretisierung von Qua-
litätsmerkmalen des Orientierungsrahmens Schulqualität
und des Kernaufgabenmodells und setzt das im Sinne des
Qualitätszyklus um.

3.  Evaluationsbesuch I, 3 Tage Schulbesuch, 1 Tag Auswer-
tungsdialog: Unterrichtsbeobachtungen und Gespräche
mit verschiedenen Personengruppen, Sichtung von schu-
lischen Unterlagen. Im Auswertungsdialog I werden die
Daten und Informationen in Bezug auf das unterrichts -
bezogene Entwicklungsziel analysiert, eine Standortbe-
stimmung wird vorgenommen und erörtert. Über die
geleistete Entwicklungsarbeit und deren Auswertung
 verfasst das Evaluationsteam einen Bericht (Bericht I)

4.  Schulische Arbeitsphase II, maximal 6 Monate: Aktualisie-
rung der Standortbestimmung und Anpassung des unter-
richtsbezogenen Entwicklungsziels

5.  Evaluationsbesuch II, 1 Tag: Auswertungsdialog (Vorberei-
tung im Rahmen einer internen Evalua -
tion), Reflexion des schulischen Entwick-
lungsprozesses, Ausblick auf die weitere
Entwicklungsarbeit, Feedback an das
externe Evaluationsteam.

Das Evaluationsteam fasst die Ergebnisse
des Auswertungsdialogs in einem Bericht
II zusammen. Eine gemeinsam erarbeite-
te Empfehlung für die Folgeevaluation ist
Bestandteil. Siehe dazu die Grafik „Ablauf
Fokusevaluation“ auf der nächsten Seite.

Kaum mehr Nutzen und weniger
Belastung
Schenkt man den Worten des Kultus -
ministers Glauben, dann wird mit der
neuen Fokusevaluation an den nieder-
sächsischen Schulen alles besser, dann
werden die Schulen stärker entlastet,
dann sollen die schulischen Realitäten
stärker berücksichtigt werden, dann
bekommen Schulen „eine Rückmeldung,
die sie wirklich voranbringt“. Bei dem

neuen Verfahren gehe es nicht um Kontrolle, sondern um
gezielte Hilfestellung. „Steigt der Nutzen für die Schule,
steigt auch die Akzeptanz“, so der Kultusminister. 
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Evaluationsbesuch II
1 Tage

Analyse der Ergebnisse der schulischen 
Arbeit, Vereinbarung zur weiteren Arbeit 
der Schule,  Empfehlung für die Terminierung 
der nächsten Fokusevaluation

      
  

   

schulische Arbeitsphase II
ca. 6 Monate

Schule setzt Maßnahm für die von ihr fort-
geschriebenen Entwicklungsziele gemäß Maß-
nahmenplanung um und dokumentiert Stand 
der Umsetzung

 

Ablauf Fokusevaluation

Schulprogramm
Leitbild

Entwicklungsziele
(die angestrebten Ziele

und Ergebnisse bestimmen)

Verbesserungsmaßnahmen
vereinbaren

Maßnahmenplanung 
erstellen

Konsequenzen ziehen

Maßnahmen evaluieren 
Jährliche Überprüfung 

des Erfolgs der eigenen Arbeit 
(§ 32 NSchG)

Maßnahmenplanung 
durchführen

(SVBl 3/2018, S. 111)
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wortung für ihre spezifische Qualitätsentwicklung genom-
men, „dialogorientiert“, wie es heißt (Ist Qualität eigentlich
eine individuelle Messgröße? Oder nicht eher ein übergeord-
neter Maßstab?). 

Angeblich seien die ersten Ergebnisse eines Probedurchlaufs
der neuen Fokusevaluation ermutigend: Das Verfahren werde
als tragfähig bewertet, stoße auf Akzeptanz bei den Schulen,
der Aufwand sei geringer als bisher und Nutzen und Sinn-
haftigkeit höher würden höher eingeschätzt. Allerdings
haben nur 16 Schulen verschiedener Schulformen von ca.
2900 Schulen an dieser Pilotierungsphase teilgenommen.
Ob man das repräsentativ nennen kann?

Grundsätzliche Einwände gegen die Selbststeuerung
der Eigenverantwortlichen Schule
Trotz aller Bemühungen, die Schulinspektion schulspezifi-
scher auszugestalten und Schulform und Fachlichkeit stär-
ker zu berücksichtigen, bleiben grundsätzliche Einwände
bestehen. Machen wir uns nichts vor, die Schulinspektion ist
eben in erster Linie nicht ein Beratungs- und Unterstützungs -
system für die Schulen, sondern ein Kontrollinstrument, um
die die Qualitätsentwicklung steuern zu können. Ziel ist es,
den Unterricht und damit den Bildungserfolg der Schülerin-
nen und Schüler zu verbessern. Durch einen Kulturwandel
hin zu einer „umfassenden Feedback-Kultur“ sollen Schule
und insbesondere die Lehrkräfte „eine konkrete Rückmel-
dung darüber bekommen, wie der Evaluationsschwerpunkt
im Unterricht umgesetzt ist“. Die kontinuierliche Qualitäts-
entwicklung bleibt eine verpflichtende Kernaufgabe der
Eigenverantwortlichen Schule, einmal in Form der jährlich
durchzuführenden internen Evaluation der Schulen, zum
anderen in Form der regelmäßigen Schulinspektionen,
 weiterhin etwa in einem Turnus von ca. vier Jahren. 

Unterrichtsbeobachtungen mit überzogenen
 Erwartungen
Im Fokus steht nunmehr der Unterricht und damit die einzel-
ne Lehrerin bzw. der einzelne Lehrer. Beobachtet wird, ob der
Unterricht gut organisiert ist, ob die Unterrichtszeit effektiv
genutzt wird, wie mit Störungen umgegangen wird, ob auf
Fehler positiv reagiert wird, ob die Motivation für den Unter-
richtsinhalt unterstützt wird oder ein „vorbereitetes differen-
ziertes Unterrichtsangebot“ unterschiedliche Lernstände
innerhalb der Lerngruppe berücksichtigt. Und selbstverständ-
lich werden bei fachbezogenen Fokusthemen auch die in der
Unterrichtsstunde einbezogenen Kompetenzbereiche erfasst.
Gemessen an den Anforderungen des Beobachtungsbogens
ist die zweite Staatsprüfung ein Klacks. Gefordert ist nicht
nur eine kompetente, sondern eine vollkommene Lehrkraft,
ein Idealbild, das wohl kaum zu erreichen ist.

Fragwürdiger Schülerfragebogen
Fragwürdig wird die Unterrichtsbeobachtung jedoch, wenn
die Schülerinnnen und Schüler im Schülerfragebogen ihre
 Meinung zur Unterrichtsstunde ankreuzen und den Lern-
fortschritt bewerten. U.a. die Unterrichtsvorbereitung, der
Ablauf der Stunde, das Sozialverhalten und die Motivation
sollen eingeschätzt werden. Zwei Beispiele: „Unserer Lehre-
rin/unser Lehrer hatte für den Unterricht alles vorbereitet,
was gebraucht wurde.“ Oder: „Mir ist klar, wozu das wichtig
ist, was wir heute lernen sollten.“  All das lässt darauf
schließen, dass der Druck auf die Lehrkräfte weiter anstei-

gen wird, ohne dass für realistische Arbeitsanforderungen
und Arbeitsbedingungen gesorgt wird. Der Leitfaden „An -
schlusshandeln nach der Schulinspektion“, der „Leitfaden zur
Absprache von Entwicklungszielen“ und die Hinweise und
Anregungen zur Ausgestaltung von „Ziele(n) und Strategien
der Schulentwicklung“ lassen jedenfalls eine enorme Zunah-
me von Sitzungen und Konferenzen befürchten. Man
bekommt den Eindruck eines übertriebenen Aktionismus,
frei nach Böll: „Es muss etwas geschehen“.

Die Frage nach der grundsätzlichen Notwendigkeit
der Fokusevaluation
Die Gesamtverantwortung für die Qualitätssicherung und 
-entwicklung trägt der Schulleiter oder die Schulleiterin. Um
die 80 Evaluatoren werden dafür gebraucht. Es ist keine
Rede mehr davon, die Schulinspektion abzuschmelzen und
nur noch anlassbezogen durchzuführen, auch der Schulform -
bezug und die Unterrichtsbeobachtung sind unbefriedigend
gelöst. Die Evaluationsteams sind so organisiert, dass nur
ein Vertreter der jeweiligen Schulform angehören muss.
Damit stellt sich nach wie vor die Frage der schulfachlichen
Eignung der der Inspektorinnen und Inspektoren, z.B. bei den
fachbezogenen Fokusthemen Mathematik, Deutsch und
Englisch.

Der Philologenverband sieht demgegenüber die Unterrichts-
qualität eher durch eine starke Schulaufsicht, Schulentwick-
lungsberaterinnen und -berater und schulformspezifische
Fachberaterinnen und Fachberater gewährleistet, die bei der
Niedersächsischen Landesschulbehörde genau die von der
Fokusevaluation intendierten Ziele abdecken. Es ist unnötig,
zwei Systeme der Beratung und Unterstützung nebeneinan-
der vorzuhalten, ganz abgesehen von den Kosten und der
Ressourcenverschwendung. Qualifizierte Lehr- und Schullei-
tungskräfte, die jetzt in die Fokusevaluation wechseln, wer-
den bei der angespannten Unterrichtsversorgung in erster
Linie in den Schulen benötigt, zumal an den Gymnasien das
neue Abitur nach der Umstellung von G8 auf G9 im Schul-
jahr 2020/21 bevorsteht.

Wir bezweifeln, dass eine auf 18 Monate angelegte Schul -
inspektion geeignet ist, die Qualität der einzelnen Schulen
selbst und darüber hinaus die Qualität des Schulsystems
insgesamt zu sichern und zu verbessern. Die Eigenverant-
wortlichkeit der Schulen darf nicht dazu führen, dass das
 Bildungssystem in Schulen mit unterschiedlichen Qualitäts-
ansprüchen zerfällt. Der Staat/das Land hat zuvörderst die
Rahmenbedingungen zu schaffen, die den Schulen die Erfül-
lung ihres spezifischen Bildungsauftrages ermöglichen. Die
Qualität der Schulen ist letztlich an den Lernergebnissen
und an der Qualität der Abschlüsse zu messen.

Fassen wir zusammen: Der Philologen-
verband sieht in der Fokusevaluation
keine nachhaltige Verbesserung der

Schulinspektion und lehnt zusätzliche
Belastungen ab.
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Im Fokus:  Neue
 Oberstufenverordnung

Kultusministerium treibt Leistungsabbau in der Oberstufe weiter voran

Philologenverband kritisiert geplante Änderungen der
Oberstufenverordnung                                                 Von Helga Olejnik

Bereits im März 2016 hatte der Philologenverband zu dem
damaligen Entwurf einer Verordnung über die gymnasiale
Oberstufe (VO-GO), der anlässlich der Umstellung auf G9
zum 1.8.2018 vorgelegt worden war, eine ausführliche Stel-
lungnahme abgegeben. Darin hatten wir – entsprechend
unserer diesbezüglichen Forderungen – die „Rückkehr“ zum
neunjährigen Gymnasium ausdrücklich begrüßt. Zugleich
hatten wir, wie in vielen Gesprächen zuvor, die Auffassung
vertreten, dass das neunjährige Gymnasium in seiner
 Organisation und inhaltlichen Ausrichtung anspruchsvollen
Unterricht und Niveau nicht nur sichern, sondern wiederher-
stellen und ausbauen müsse.

Gezielte Aufweichung von Bildungsansprüchen
Doch diesen Ansprüchen an eine leistungsfähige gymnasiale
Oberstufe wird schon die derzeit noch gültige VO-GO vom 
12. August 2016 nur eingeschränkt gerecht, da ein Teil der
Vorschriften zu einer deutlichen Qualitätsminderung führt.
In unserer damaligen Stellungnahme haben wir dies unmiss -
verständlich kritisiert und diese Kritik und unsere Forderun-
gen jetzt erneut unterstrichen:

■    Einstündige Fächer in der Einführungsphase sind ein
Unding: Grundsätzlich darf es keine einstündigen Fächer
geben; alle Fächer sind mindestens zweistündig zu unter-
richten. Dazu ist die Stundenzahl der Schüler im Jahrgang
11 – wie in der Einführungsphase des früheren G9 – auf 32
Stunden zu erhöhen.

■    Die zweite Fremdsprache in der Einführungsphase muss
Pflicht bleiben. Das Erlernen von Fremdsprachen ist nicht
nur in Anbetracht des europäischen Zusammenwachsen
und der zunehmenden Globalität unabdingbar; sichere
Sprachkompetenz und die im Fremdsprachenunterricht
vermittelten interkulturellen Kompetenzen sind heute
unbestritten notwendiger denn je.

■    Die ständige Kürzung der Anzahl der Klausuren lehnt der
Philologenverband ab. Schreiben ist und bleibt eine der
zentralen Kompetenzen, die es für das Abitur und darüber
hinaus für Studium und Beruf zu beherrschen gilt. Durch
die Verringerung der Zahl der Klausuren werden den
Schülerinnen und Schüler wichtige Anlässe und Chancen
genommen, diese Kompetenz zu entwickeln und in Prü-
fungssituationen anzuwenden. 

■    Die Möglichkeit, die mündliche Abiturprüfung im fünften
Prüfungsfach durch eine Präsentationsprüfung zu ersetzen,
ist nicht akzeptabel. Auch dieses Prüfungsformat kann
nur als ein weiterer Versuch des Landes verstanden wer-
den, zu einer Leistungsverringerung zu kommen. Zudem
benachteiligt dieses Prüfungsformat eindeutig Schüler -
innen und Schüler, die im häuslichen Umfeld keine Hilfe
und Unterstützung in diesem Bereich erhalten können
bzw. die auch nicht in der Lage sind, ggf. gegen Bezahlung
eine solche Unterstützung zu erhalten. Demnach ist dieses
Prüfungsformat auch nicht „sozial“.

Neue Änderungsentwürfe: MK setzt leistungsfeind -
lichen Weg fort
Die jetzt vorliegenden Entwürfe zur erneuten Änderung der
Oberstufenverordnung und der Ergänzenden Bestimmun-
gen, die zum 1.8.2018 in Kraft treten sollen, sind ein weiteres
Indiz dafür, dass erforderliche und berechtigte Ansprüche an
wissenschaftspropädeutische und breit aufgestellte Bildung
sowie von den Schülern zu erbringende Leistungen sukzessive
und systematisch gemindert werden – auch sie schreiten auf
diesem problematischen und letztlich leistungsfeindlichen
Weg weiter voran, wie die folgenden Beispiele zeigen:
■    Der Wahlpflichtbereich in der Einführungsphase ist von

Inhalt und Anspruch her kein „Ersatz“ für die gestrichene
Fremdsprache.

■    Die Leistungen im Unterricht Berufs- und Studienwahl -
orientierung sollen nicht bewertet werden.

■    Die Abfassung des Praktikumsberichts soll eine Klausur
des Faches Politik-Wirtschaft ersetzen, in dem dann ggf.
nur noch eine Klausur im Schuljahr geschrieben wird.

■    Die insgesamt bereits erheblich reduzierte Zahl schrift -
licher Klausuren kann in den modernen Fremdsprachen
durch Sprechprüfungen weiter verringert werden – im
Nicht-Prüfungsfach kann sogar die einzige noch verblie-
bene Klausur durch eine Sprechprüfung ersetzt werden.

Zu diesen und anderen in den vorliegenden Entwürfen vor-
gesehenen Regelungen, die zu Lasten einer anspruchsvollen
und qualitativ hochwertigen Bildung für unsere Schülerin-
nen und Schüler gehen, haben wir gegenüber dem MK eine
ausführliche Stellungnahme abgegeben, die wir hier in Aus-
zügen wiedergeben.

Das Kultusministerium hat jetzt Änderungsentwürfe zur Verordnung der Oberstufe und der Ergänzenden Bestimmungen
vorgelegt, die noch zum 1.8.2018 in Kraft treten sollen. Das Fazit unserer ausführlichen und detaillierten Stellungnahme
lässt sich kurz zusammenfassen: Auch unter der neuen Landesregierung werden Leistungsansprüche noch weiter gesenkt,
wird der Bildungsabbau weiter vorangetrieben – ein mehr als verhängnisvolles Vorgehen der politisch Verantwortlichen.
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zweiten Fremdsprache und dem inhaltlich „freischwebenden“
Wahlpflichtbereich gibt es aber im neuen G9 in der Ein-
führungsphase weniger Inhalt und weniger Bildung als
zuvor, dafür aber einen unnötig erhöhten Lehrerbedarf, was
insgesamt nicht ohne negative Folgen bleiben kann.

Dass dieses grundsätzliche Problem inzwischen nicht nur
vom Philologenverband gesehen wird, zeigt die Tatsache,
dass in dem jetzt vorliegenden Erlassentwurf zusätzliche
Aussagen zum Wahlpflichtbereich vorgenommen werden
sollen. Die vorgesehene Ergänzung „Der Wahlpflichtunter-
richt nach § 8 Abs. 3 ergänzt die im Kerncurriculum des
jeweiligen Faches geforderten Inhalte.“ spricht zwar richtiger -
weise die Frage der inhaltlichen Gestaltung des Wahlpflicht-
unterrichts an, löst aber die grundlegenden Probleme nicht
und lässt viele Fragen offen, die derzeit bereits in großem
Umfang an den Philologenverband herangetragen werden:

■    Was bedeutet konkret „ergänzt“? Sollen geforderte Inhalte
damit „vertieft“ werden? Sollen es gänzlich andere Inhalte
sein? 

■    Wer entscheidet über diese Inhalte? Der Schulvorstand?
Die Fachkonferenz? Die einzelne Fachlehrkraft?

■    Nach welchen Kriterien wird entschieden, und wie wird
ein zur abgewählten Fremdsprache vergleichbarer
Anspruch gewahrt?

■    Wie müssen die Inhalte des Faches in Jahrgang 12 und 13
berücksichtigt werden, um Doppelungen zu vermeiden?

■    Inwieweit gilt die Vorgabe „muss die im Kerncurriculum
geforderten Inhalte ergänzen“, wenn der Schüler das
gewählte Wahlpflichtfach gar nicht als Pflichtfach betreibt?

■    Muss nicht durch Regelungen im Erlass sichergestellt
werden, dass die Schule keine Vorgabe macht, welche
Fremdsprache der Schüler weiterbetreiben und welche er
abwählen muss?

■    Muss nicht ebenso geregelt werden, wie viele Wahl-
pflichtfächer mindestens anzubieten sind, damit nicht
nur zwei Wahlpflichtfächer angeboten werden und damit
eine Wahlmöglichkeit für den Schüler nicht gegeben ist?

■    Wie wird sichergestellt, dass die Vorgabe gemäß § 8 (3)
Satz 1 VO-GO, dass die Möglichkeit der Teilnahme am
Unterricht in einer zweiten Fremdsprache sichergestellt
bleiben muss, auch bei wenigen Schülern, im Extremfall
nur einem Schüler, umgesetzt wird?

Diese Aufstellung zeigt, dass die im vorgelegten Entwurf
 vorgesehene Ergänzung bei weitem nicht ausreicht, um die
erforderlichen inhaltlichen Anforderungen und organisatori-
schen Fragen hinreichend zu klären. Dies ist aber dringend
notwendig, wenn die inhaltliche Gestaltung der Wahlpflicht-
fächer wenigstens im Ansatz den Anforderungen an Unter-
richt in einer gymnasialen Oberstufe gerecht werden soll.

Berufs- und Studienwahlvorbereitung:
 Leistungsbewertung untersagt
Mit der Änderung der Bestimmungen zur Oberstufe vom
12.08.2016 wurde der zuvor zweistündige Fachunterricht in
Politik-Wirtschaft im Umfang von einer Wochenstunde zur
Berufs- und Studienwahlvorbereitung auf drei Wochenstun-
den erhöht. Die Leistungen in diesem Unterricht zur Berufs-
und Studienwahlvorbereitung sollen jedoch, so der vorlie-
gende Entwurf, nicht bewertet werden. Eine Begründung
wird nicht gegeben.

Wenn das MK Unterricht zur Berufs- und Studienwahlorien-
tierung für so wichtig und entscheidend hält, dass dieser
Unterricht mit einer eigenen Unterrichtsstunde in der Ein-
führungsphase versehen wird, dann ist nicht nachvollziehbar,
dass dieser Unterricht nicht bewertet, sondern nur wie eine
AG oder Förderunterricht oder Projektunterricht ohne Bewer-
tung durchgeführt werden soll. Dies wirft viele Fragen auf:
■    Welchen Stellenwert soll dieser Unterricht bei den

Schülern haben?
■    Ist er ein weiteres Indiz für soziale Zielsetzungen auf

Kosten der Leistungsfähigkeit von Schule?
■    Wird nicht der Schüler, der hier Leistungen erbringt, durch

Nicht-Bewertung dieser Leistungen benachteiligt
gegenüber einem Schüler, der hier – ohne Folgen für ihn –
keine Leistungen erbringt?

■    Oder sollen hier gar keine Leistungen gefordert und
erbracht werden?

■    Müssen Schüler an diesem Unterricht überhaupt teilneh-
men bzw. kann es überhaupt Folgen geben, wenn sie es
nicht tun?

■    Und aus der Sicht der den dreistündigen Unterricht Poli-
tik-Wirtschaft erteilenden Lehrkraft: Wie soll die Lehrkraft
unterscheiden, welche Schülerleistungen sie als Teil des
Unterrichts Politik-Wirtschaft bewerten muss und welche
sie nicht bewerten darf? Eine genaue Trennung zwischen
dem „normalen“ Unterricht Politik- Wirtschaft nach den
Vorgaben des KC und dem Unterricht Studien- und
Berufswahlvorbereitung wird es in der Praxis nicht geben
können.

Politik-Wirtschaft: Praktikumsbericht soll Klausur
ersetzen
In dem Entwurf ist vorgesehen, dass der Praktikumsbericht
zur Berufs- und Studienwahlvorbereitung bewertet werden
und eine Klausur im Fach Politik-Wirtschaft ersetzen soll.

Die Bewertung der Ausarbeitung des Praktikumsberichts ist
sinnvoll und entspricht den bisherigen Regelungen. Aller-
dings ging diese Bewertung bisher in die mündliche Mit -
arbeit ein, während sie jetzt eine Klausur ersetzen soll.

Wenn diese Ausarbeitung eine Klausur im Fach Politik-Wirt-
schaft ersetzen soll, so könnte es dadurch für das Fach Poli-
tik-Wirtschaft nur noch eine einzige schriftliche Klausur
geben. Dies ist eine nicht vertretbare und nicht begründbare
Schwächung und Zurücksetzung der Bedeutung des Faches
Politik-Wirtschaft, bei dem wie bei allen anderen durchgän-
gig erteilten Fächern in der Einführungsphase zwei oder drei
Klausuren zu schreiben sind. 

Wenn der Praktikumsbericht eine Klausur ersetzen soll, so
muss sichergestellt werden, dass das eigentliche zweistün-
dige Fach Politik-Wirtschaft weiterhin mindestens zwei

Der Philologenverband lehnt daher aus
fachlichen und sachlichen Gründen
sowie aufgrund der Problematik der

praktischen Durchführbarkeit den Zusatz
in Nr. 8.3 „Die Leistungen im Unterricht
zur Berufs- und Studienwahlvorberei-

tung werden nicht bewertet“ ab.

Zweite Fremdsprache in der Einführungsphase:
 unverzichtbar
Mit der Änderung der VO-GO vom 12. August 2016 kann in der
Einführungsphase die Verpflichtung zu einer zweiten Fremd-
sprache durch Beschluss des Schulvorstands gestrichen und
durch Wahlpflichtunterricht ersetzt werden.

Der Philologenverband hat seine Einwände gegen diese
Streichung in vielen schriftlichen Eingaben und Veröffent -
lichungen sowie in Gesprächen im Ministerium ausführlich
und detailliert dargestellt und begründet und die Streichung
in Übereinstimmung mit den zahlreichen Protesten aus vielen
Gymnasien abgelehnt. 

Es ist für uns – und mit uns vielen anderen Verbänden und
Organisationen – geradezu unvorstellbar, dass das Land
Niedersachsen zu einem Zeitpunkt, da für junge Menschen
in einem vereinten Europa der Fremdsprachenerwerb, zu -
mindest europäischer Sprachen, immer dringlicher und
 notwendiger wird, den Fremdsprachenunterricht in der
Einfüh rungs phase einschränken will. Man fragt sich zwangs -
läufig, welches die Grundlagen und Essentials der nieder-
sächsischen Schulpolitik sind – die im Allgemeinen propa-
gierte Verbesserung der Leistungsfähigkeit von Schule und
die bestmögliche Vorbereitung auf die Erfordernisse in
 Studium, Ausbildung und Beruf können es mit Sicherheit
nicht sein.

Die Neuregelung betrifft nicht nur die aus der Mittelstufe
fortgeführten Fremdsprachen, sondern auch die mögliche
Wahl einer dritten Fremdsprache. Eine mögliche Streichung
dieser Verpflichtung und ihren Ersatz durch die Belegung
zweier – geradezu beliebiger – Wahlpflichtfächer lehnt der
Philologenverband entschieden ab.

Wahlpflichtbereich: kein gleichwertiger „Ersatz“ für
die zweite Fremdsprache
Unsere grundsätzliche Ablehnung der Streichung der Ver-
pflichtung zu einer zweiten Fremdsprache in der Einfüh -
rungs phase schließt auch die Gestaltung des Wahlpflichtbe-
reichs ein. Denn der als „Ersatz“ für die zweite Fremdsprache
gesondert einzurichtende Wahlpflichtbereich, aus dem die
Schüler zwei Fächer mit insgesamt 3 Stunden zu wählen
haben, ist in Inhalt und Anspruch und damit unter dem
Gesichtspunkt gym nasialer Bildung in keiner Weise ver-
gleichbar oder gleichwertig mit der zweiten Fremdsprache,
die das Gymnasium in seiner qualitativen Arbeit charakteri-
siert und unverzichtbar ist.

Zu dieser kritischen Einschätzung muss man unweigerlich
kommen, wenn man sich den Wahlpflichtbereich genauer
ansieht. Denn während es für die Fächer des Pflichtbereichs
selbstverständlich Kerncurricula gibt, fehlen für den Wahl-
pflichtbereich jegliche inhaltliche Vorgaben – als „ergän-
zender“ Unterricht dürfen die Inhalte im Wahlpflichtbereich
weder Inhalte des Pflichtbereichs des Jahrgangs 11 noch der
Jahrgänge 12 und 13 sein. Das bedeutet, dass im Wahlpflicht -
bereich „Inhalte“ unterrichtet werden müssen, die in den
KCs und Bildungsstandards nicht vorgeschrieben sind, den-
noch aber die zweite Fremdsprache in Anspruch und Anfor-
derung „ersetzen“ sollen und versetzungsrelevant sind.

Ein derartiger gezielter Bildungsabbau, hier durch inhalt -
liche Beliebigkeit charakterisiert, steht aber in völligem
Widerspruch zu der bei der Entscheidung für G9 von der
vorigen Landesregierung immer wieder zu Recht verfolgten
Zielsetzung, gerade die Einführungsphase, die im früheren
G9 wegen einer inhaltlich zu wenig gefüllten Ausgestaltung
in der Kritik stand, mit wichtigen Inhalten zu füllen und
anspruchsvoll zu gestalten. Mit der Abwahlmöglichkeit der
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schriftliche Klausuren schreibt. Hierzu gibt es zwei Möglich-
keiten:

■    In 8.13 wird die Zahl der Klausuren bei durchgängig unter-
richteten Fächern differenziert: die zweistündig erteilten
Fächer bleiben bei zwei bis drei Klausuren im Schuljahr,
das dreistündig erteilte Fach Politik-Wirtschaft schreibt
drei bis vier Klausuren – oder

■    Im letzten Absatz von 8.13 wird der Zusatz eingefügt, dass
es im Fach Politik-Wirtschaft bei mindestens zwei schrift-
lichen Klausuren bleiben muss – eine Regelung, wie sie
analog auch in der Mittelstufe in den modernen Fremd-
sprachen gilt, wenn im Hinblick auf Sprechprüfungen eine
bestimmte Anzahl von schriftlichen Lernkontrollen im
Fach erhalten bleiben muss.

Noch mehr Sprechprüfungen – noch weniger Klausuren
In seiner Stellungnahme zu den Änderungsentwürfen zur
Oberstufe im Jahr 2016 hatte der Philologenverband die darin
vorgesehene Reduzierung der Anzahl der Klausuren abge-
lehnt und seine Auffassung unterstrichen, dass Schreiben
eine der zentralen Kompetenzen ist und bleibt, die es für das
Abitur und darüber hinaus für Studium und Beruf zu beherr-
schen gilt.

Die bereits durch Inkrafttreten der Bestimmungen zur Ober-
stufe vom 12.08.2016 vollzogene Reduzierung schriftlicher
Klausuren wird in dem vorliegenden Entwurf für die moder-
nen Fremdsprachen noch weiter fortgeführt, indem nun
sowohl in der Einführungsphase als auch in der Qualifika -
tionsphase schriftliche Klausuren durch eine Sprechprüfung
ersetzt werden können.

Die grundsätzliche Bedeutung des Sprechens im Fremd -
sprachenunterricht soll dabei nicht in Frage gestellt werden.

Inzwischen aber lässt die Zahl der
Sprechprüfungen im  Vergleich zu den
schriftlichen Leistungsüberprüfungen
die erforderliche Ausgewogenheit und
das notwendige Augenmaß vermissen.
Während in der Mittelstufe noch richti-
gerweise beispielsweise bei dreistündi-
gen Fächern festgelegt ist, dass die
Sprechprüfung eine schriftliche Lern-
kontrolle nur ersetzen kann, wenn wei-
terhin mindestens 3 schriftliche Arbei-
ten geschrieben werden, fehlt eine sol-
che Vorgabe in der Einführungsphase:
Dort kann die an sich vorgesehene Zahl
schriftlicher Arbeiten mit einer Sprech-
prüfung auf zwei schriftliche Arbeiten
reduziert werden. Damit erhöht sich
der prozentuale Anteil der Sprechprü-
fungen an den „schriftlichen“ Leistun-
gen von 25% bei dreistündigem Unter-
richt in der Mittelstufe auf 33% in der

Einführungsphase – angesichts des in der Oberstufe erhöht
erforderlichen Anspruchs an wissenschaftspropädeutische
Bildung und schriftliche Ausdrucksfähigkeit ist dies nicht
sachgerecht.

Dies gilt auch für die durch Sprechprüfungen noch weiter
reduzierte Zahl schriftlicher Klausuren in der Qualifikations-
phase. Schrieben die Schüler im früheren G9 in den Kursen
auf erhöhtem Anforderungsniveau 7 Klausuren, bis sie in die
Abiturprüfung eintraten, so sind es jetzt nur noch 5, von
denen nun nur noch 4 übrigbleiben, wenn eine durch eine
Sprechprüfung ersetzt wird. Wenn die Fremdsprache nicht
als Prüfungsfach gewählt worden ist, kann sogar die einzige
Klausur eines Halbjahres durch eine Sprechprüfung ersetzt
werden, so dass die Note des Kurshalbjahres ohne Vorliegen
einer schriftlichen Klausurleistung erteilt werden muss.

Die Änderungen für die Qualifikationsphase sind bereits im
Kerncurriculum für die gymnasiale Oberstufe vorab festge-
legt worden; neu ist die erneute weitere Ausweitung auch
auf die Einführungsphase. Angesichts dieser ständig weiter
vorangetriebenen Zurückdrängung schriftlicher Leistungen
auch in der gymnasialen Oberstufe stellt sich hier insgesamt
zunehmend und ernsthaft die Frage nach der Erfüllung des
gymnasialen Bildungsauftrags, nach wissenschaftspropä-
deutischem Unterricht und nach einer anspruchsvollen und
qualitativ hochwertigen Bildung unserer Schülerinnen und
Schüler.

Ergänzend weist der Philologenverband zudem darauf hin,
dass die Sprechprüfungen in den Schulen für die von den
Prüfungen oder erforderlichem Vertretungsunterricht
betroffenen Lehrkräfte mit erheblichem Arbeitsaufwand ver-
bunden sind. Hier muss endlich ein angemessener zeitlicher
Ausgleich erfolgen.

Ein halbes Jahr ist die neue
Landes regierung der
Großen Koalition von SPD
und CDU jetzt im Amt –
Zeit, eine erste Zwischenbi-
lanz zu ziehen. Für den
Schul- und Bildungsbereich
fällt diese mehr als ernüch-
ternd aus. Neuen Schwung
durch eine neue Regierung
sucht man im Kultusmini-

sterium jedenfalls vergebens. Die bisherige Arbeit von Kul-
tusminister Tonne (Bild) ist erschreckend konzeptions- und
ideenlos, die drängenden Probleme werden nicht gelöst.
Stattdessen macht Minister Tonne dort weiter, wo Rot-Grün
aufgehört hat und betreibt einen weiteren gezielten Abbau
notwendiger Bildungsinhalte.

Seit seinem Amtsantritt, dies muss leider konstatiert werden,
hat es keine eigenen Akzentsetzungen aus der Feder des
Minis ters gegeben, und auch eine eigene Handschrift der Ko a -
li tionsregierung von SPD und CDU in der Schul- und Bildungs-
politik sucht man vergeblich. Der Leitsatz des „Verwalten statt
Gestalten“ nimmt damit immer unheilvollere Formen an, wie
sich das auch in der Aushöhlung gymnasialer Bildung zeigt.
Mit der von Kultusminister Tonne bedenkenlos fortgeführten
Politik seiner Vorgängerin wird die  Leistungs fähigkeit der
Gymnasien weiterhin in unverantwortlicher Weise und zum
Nachteil unserer Schülerinnen und Schüler gemindert.

Die derzeit geplanten zahlreichen Änderungen der Verordnung
zur gymnasialen Oberstufe sind nur ein Beispiel für eine ver-
hängnisvolle Politik, die bewusst an den realen Erfordernissen

einer leistungsfähigen Schule vorbei betrieben wird. Wie ist es
ansonsten zu erklären, dass die Verpflichtung zu zwei Fremd-
sprachen in der Einführungsphase der Oberstufe in unserer
zunehmend europäisierten und globalisierten Welt gestrichen
werden soll? Oder wie ist es zu verstehen, dass in der Ober-
stufe die Zahl der schriftlichen Leis tungsnachweise für unsere
angehenden Abiturienten noch weiter gekürzt werden soll
und manche Leistung gar nicht bewertet werden darf?

In zahlreichen Stellungnahmen und Eingaben hat der Philolo-
genverband in den vergangenen Monaten vor einer weiteren
gezielten Absenkung niedersächsischer Bildungsansprüche
eindringlich gewarnt und eine Korrektur dieses leis tungs -
feindlichen Kurses gefordert, jedoch oftmals nicht einmal
eine Antwort oder bestenfalls stark verspätete, nichtssagende
Erwiderungen dazu aus dem Kultusministerium erhalten. Die
Arbeit im Ministerium, so muss man feststellen, läuft mo men -
tan alles andere als rund und koordiniert, was sich auch an
der ministeriellen Lethargie in Fragen der Unterrichtsversor-
gung der Schulen sowie in berufspolitischen Fragen zeigt.
Drängende Themen wie die viel zu hohe Arbeitszeit der Lehr-
kräfte und fehlende Anrechnungsstunden für besonders be -
lastete teil- und vollzeitbeschäftigte Lehrkräfte, die immer
noch ausgesetzte Altersermäßigung oder das schwelende
Thema weiterer Abordnungen von den Gymnasien an andere
Schulformen sowie besorgniserregender Unterrichtsausfall
belegen das Untätigsein der ministeriellen Bürokratie.

Wir haben Minister Tonne nach dem ersten halben Jahr in
seinem Amt daher aufgefordert, die drängenden Probleme
endlich konsequent und zielstrebig anzugehen. Alles andere
wäre auch für unsere Schülerinnen und Schüler mehr als
verhängnisvoll.

Besorgniserregende Bilanz nach 6 Monaten Amtszeit:
Bildungsabbau und Unterrichtsausfall bestimmen die
niedersächsische Schulpolitik                                      Von Helga Olejnik

Schul- un
d Bildun

gspolitik

Wie soll es weitergehen mit der Oberstufe?
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Plädoyer für einen handwerklichen Schriftspracherwerb
Vom Verlust der Sprachkompetenz                           Von Claudia Jeep

Die nachlassende Sprachkompetenz der Schüler in Deutsch-
land beschäftigt seit einigen Jahren nicht nur die weiter-
führenden Schulen, sondern auch die Arbeitswelt und viele
Bereiche unserer Gesellschaft, in die wir die Schulabgänger
als junge Erwachsene entlassen. In der Kritik stehen die
Rechtschreibleistung der Kinder, ihr sprachliches Ausdrucks-
vermögen und außerdem die Lesbarkeit ihrer Handschrift. 

Wie konnte es dazu in einem Land mit derart hohem Bil-
dungsstandard bloß kommen? Sind die Ursachen hierfür so
komplex, dass wir uns mit dieser traurigen Tatsache arran-
gieren müssen? Bleibt uns nichts anderes übrig, als fortan
nach technischen Hilfsmitteln zu suchen, um diese neue
 kulturelle Inkompetenz zu kompensieren? Oder gibt es viel-
leicht doch ganz konkrete Ursachen, die wir isolieren und
dann gezielt beseitigen können? 
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Die beiden Stellungnahmen zu den Änderungsentwürfen der VO-GO und der EB-VO-GO sind im Wortlaut auf unserer
Homepage eingestellt. Dort finden Sie auch weitere Stellungnahmen zu den geplanten Änderungen der Bestimmungen
für die Abendgymnasien und Kollegs sowie für die Waldorfschulen und Nichtschüler oder zu den Themen „Haushaltswirt-
schaftliche Vorgaben für das Budget der Schule” sowie „Führung von Girokonten durch die Schulen“.



Gehen wir doch einmal auf die Suche! Vielleicht finden wir
ja etwas. Die Frage danach, wie Kinder am besten Lesen und
Schreiben lernen, durchzieht die Deutschdidaktik seit Jahr-
zehnten. Ideen und Konzepte kommen und gehen. Da die
Resultate des schulischen Sprachunterrichts jedoch seit eini-
ger Zeit offensichtlich zu wünschen übrig lassen, sollten wir
uns fragen, ob wir in diesem Bereich leider – wie es ja auch
in anderen schulischen Strukturen durchaus vorkommt – ein
paar Jahre lang auf dem Holzweg gewesen sind. Wenn sich
dies bei genauer Betrachtung andeutet, dann stellen sich
gleich weitere Fragen: Wie komplex ist dieser Holzweg? Und:
Haben wir ihn bereits wieder verlassen und wird bald alles
besser, oder sind wir womöglich immer noch mitten auf
 diesem Weg?

Betrachten wir das Ganze mal der Reihe nach und begeben
uns dazu auf einen Schnelldurchlauf durch den Anfangsun-
terricht Deutsch der vergangenen 20 Jahre. 

Schwerpunkt Rechtschreibung
Handlungs- und Schülerorientierung sowie Individualisie-
rung des Lernens waren bereits in den 90er Jahren des ver-
gangenen Jahrhunderts beliebte Schlagwörter. Reform pä da -
gogische Gedanken, die das Kind und seine Bedürfnisse in
den Vordergrund stellten, erlebten eine Renaissance. Was lag
also näher als das Bestreben, diese Prinzipien auch im
Schrift spracherwerb umzusetzen. Gedacht, getan! Neben
zahlreichen anderen Konzepten, die die Individualisierung
im Schriftspracherwerb anstrebten, galt das Konzept „Lesen
durch Schreiben“ des Schweizer Pädagogen Jürgen Reichen
als besonders innovativ, dem Zeitgeist entsprechend, erstre-
benswert und anspruchsvoll. In den folgenden Jahren wurde
dieses Konzept immer populärer. Umso erstaunlicher, dass
eben dieses inzwischen in zwei Bundesländern nicht mehr
zugelassen ist. Gleichwohl ist dieses Konzept nicht flächen-
deckend in allen Grundschulen umgesetzt worden. Also wird
hierin nicht die alleinige Ursache für die zunehmende
sprachliche Inkompetenz unserer Schüler zu finden sein.
Aber vielleicht kommen wir den Ursachen über eine Betrach-
tung dieses Konzeptes, das gewissermaßen die Spitze des
Eisberges repräsentiert, trotzdem ein wenig näher.

Beim Konzept „Lesen durch Schreiben“, das der Autor als
„offenes Konzept“ bezeichnet, arbeiten die Kinder von
Anfang an mit dem gesamten Laut- und Buchstabenbestand.
Traditionelle Fibelkonzepte, die eine festgelegte Reihenfolge
bei der Erarbeitung der Laute, der Buchstaben und des Wort-
materials vorgeben und eine anfängliche Beschränkung vor-
sehen, werden von ihm als kleinschrittig und die Kinder ein-
schränkend abgelehnt. Eine Anlauttabelle ist daher im Kon-
zept Lesen durch Schreiben das zentrale Arbeitsmaterial. Sie
stellt den Kindern von Anfang an alle Laute und Buchstaben
zur Verfügung. Durch selbständiges Lautieren sollen sich die
Kinder mit Hilfe dieser Anlauttabelle sämtliche Wörter, die sie
verschriftlichen möchten, selbst erarbeiten. 

Ein Schwerpunkt des Unterrichts liegt daher auf der Hin-
führung der Schüler zur Lautstruktur der Sprache. Die von
den Kindern zu leistende akustische Analyse der Phoneme
(Laute) und somit das Heraushören der bedeutungsunter-
scheidenden Laute und weiterhin die selbständige individu-
elle Umsetzung in Grapheme (Zeichen, Buchstaben) ist sehr
anspruchsvoll und führt zu einer großen Anzahl von Fehl-

schreibungen. Nicht nur lautgetreue Wörter (z.B. Banane,
Wassermelone) sondern auch Wörter mit komplexen ortho-
grafischen Besonderheiten (z.B. Lokomotive, Elektriker,
Detektiv) werden von den Kindern lautgetreu verschriftlicht.
Da ja jede didaktische Reduktion als kleinschrittig abgelehnt
wird, gibt es keine Isolierung von Schwierigkeiten. Die Kinder
treffen also von Anfang an auf viele Rechtschreibschwierig-
keiten unterschiedlicher Komplexität gleichzeitig, und zwar
ohne sich dessen bewusst zu sein. Spätestens bei der unaus-
weichlichen Vermittlung orthografischer Gesetzmäßigkeiten,
die irgendwann folgen muss, ergibt sich ein deutlicher Bruch
im Konzept. Diese Hürde ist für viele Kinder kaum zu über-
winden. Die Fehlschreibung nach Gehör hat sich bereits ver-
festigt.

Es ist nachvollziehbar, dass Schreibmotorik und Orthographie
bei dieser Vorgehensweise eine eher untergeordnete Bedeu-
tung haben. Gezielte schreibmotorische Übungen finden nur
begrenzt statt. Fehlschreibungen werden nicht konsequent
verbessert, sondern nur vereinzelt korrigiert und ansonsten
toleriert. Die Schreibweise der Kinder soll nur gelegentlich
der Norm vergleichend, aber nicht wertend gegenüberge-
stellt werden, denn die Kinder sollen in ihrer Schreibmotiva -
tion nicht dadurch gebremst werden, dass ihnen ständig vor
Augen geführt wird, wie unvollkommen ihre schriftsprachli-
chen Produkte sind. Allmählich und zu einem späteren Zeit-
punkt sollen die Kinder ihre Schrift der Normschreibweise
angleichen. Als weitere Konsequenz tritt der gemeinsame
Klassenunterricht und somit die Anleitung durch die Lehr -
person weitgehend zurück. Jedes Kind soll sein Arbeitstempo
und seinen Lernfortschritt individuell bestimmen.

Die Möglichkeit der Kinder, von Anfang an mit allen Buch-
staben zu arbeiten und einen unbegrenzten Wortschatz zu
verschriftlichen, lässt ahnen, dass nicht eingeschränkt zu
sein ebenso bedeuten kann überlastet zu sein. Bereits Ende
der 90er Jahre befürchteten Kritiker des Konzeptes, dass
durch die weitreichende Selbständigkeit der Kinder eine
neue Überforderung und Isolation der Kinder geschaffen
würde. Diese Anfangsüberlastung wurde vom Autor nicht
bestritten.  

Schwerpunkt Schrift
Ein weiterer Punkt ist die Vermeidung der Schreibschrift als
Erstschrift. Da sich die Kinder anhand der Anlauttabelle die
Buchstaben und Wörter selbst erarbeiten sollen, wird die
Druckschrift als Erstschrift gewählt, wobei auch die Bewe-
gungsabläufe nicht vorgegeben werden. Laut Reichen soll
das Schreiben selbstgesteuert und durch Einsicht erfolgen.
Nachvollziehbar ist sicherlich, dass hierdurch beim Lernen
einer verbundenen Schrift zu einem späteren Zeitpunkt
Schwierigkeiten entstehen können, da Bewegungsabläufe
umgelernt werden müssen.

Es ist wie beim Schwimmen lernen: Falsch eingeübte Bewe-
gungsabläufe können sich einschleichen und verfestigen,
weil die Druckschrift Variationen in der Bewegungsrichtung
erlaubt, die Schreibschrift hingegen nicht. Da Lehrer in der
Grundschule seit Jahren unterbesetzt sind, schaffen sie es
erfahrungsgemäß nicht, die falschen Bewegungsabläufe bei
allen Kindern sofort zu bemerken und zu korrigieren. Die
falschen Bewegungsabläufe müssen ggf. beim Erlernen
einer Schreibschrift mühsam wieder umtrainiert werden.
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Die Anlauttabelle und die Arbeit mit ihr finden sich heute in
vielen systematisch aufgebauten Fibellehrgängen integriert.
Somit werden die Erstklässler beim Lesen- und Schreibenler-
nen mit zwei sich eigentlich widersprechenden Systemen kon-
frontiert. Als Erstschrift hat sich zumeist die Druckschrift
durchgesetzt. Die Schreibschrift wird in der Regel gelernt,
wenn die Kinder die meisten Druckbuchstaben schreiben kön-
nen. Die aktuellen Fibelkonzepte bieten unterm Strich eine
Kombination verschiedener Methoden, die selten konsequent
durchgehalten werden. Es scheint das Fehlen einer konse-
quenten, systematischen Struktur zu sein, an der besonders
rechtschreibschwache Kinder im Erstunterricht in der Grund-
schule scheitern. Was liegt näher, als auf diese Schwierigkei-
ten mit einer Reduktion der Anforderungen zu reagieren?

Bereits in den neunziger Jahren gab es Diskussionen darüber,
ob Kinder zukünftig überhaupt noch eine verbundene
Schrift lernen sollen. Die Grundschrift, die jetzt an einigen
niedersächsischen Grundschulen als Schulausgangsschrift
eingeführt wird, führt uns aktuell genau dorthin. Sie ist eine
moderne Variante der Druckschrift, unterscheidet sich von
dieser allerdings kaum, und soll die Schreibschrift als Hand-
schrift ersetzen. Mit der Einführung der Grundschrift wer-
den wir die Lateinische Ausgangsschrift (LA) und die Schul-
ausgangsschrift (SAS) endgültig abschaffen. Diese beiden
traditionellen Schriften sind jedoch die einzigen Schulaus-
gangsschriften, die zu einer beschleunigten, flüssigen und
formklaren Erwachsenenhandschrift führen. Eine dramati-
sche Entwicklung!

Eine gleichförmige, auch bei späterer Beschleunigung gut
lesbare Handschrift mit eindeutig zu identifizierenden Buch-
staben erfordert leider viel Übung und Zeit. Hinter der For-
derung, die Schreibschrift abzuschaffen, verbarg sich schon
damals wie heute das Bestreben, es den Kindern einfacher
zu machen und ihnen Mühen abzunehmen. Und ganz
nebenbei gewinnen wir in der Grundschule wunderbar Zeit
für andere Dinge, die wir als Gesellschaft gerne in Grund-
schule hineinbringen wollen.

Die aktuelle Beobachtung, dass viele Schüler
nach der Grundschulzeit beim handschriftli-
chen Schreiben, obwohl sie eine Schreibschrift
als Zweitschrift gelernt haben, wieder bei der
Druckschrift landen, wird auch gerne als
Bestätigung für diese Forderung gesehen.
Diese Beobachtung betrifft allerdings
hauptsächlich Kinder, die an der in den letzten
Jahren sehr beliebten Vereinfachten Aus-
gangsschrift (VA) gescheitert sind. Diese rela-
tiv neue Schreibschrift lässt sich nachweislich
nicht zu einer flüssigen Handschrift beschleu-
nigen. Aufgrund ihrer schreibmotorischen
Besonderheiten bleibt sie nur formklar, wenn
sie sehr langsam geschrieben wird. Die Schüler
scheitern also erst in den weiterführenden
Schulen (s. Schulze Brüning, Clauss). 

Nicht durchdachte Experimente ohne
Ende
Die Behauptung, dass wir die Schreibschrift
nicht mehr brauchen und dass auch die Druck-
schrift oder eine moderne Variante davon zu

einer gut lesbaren, zügigen Handschrift führen könne,
erscheint mir heute, zwanzig Jahre nach meiner ersten
Begegnung mit dieser Auffassung, mehr als fragwürdig. 

Zwei sehr wichtige Überlegungen müssten meines Erach-
tens in der Grundschuldidaktik in den nächsten Jahren
unbedingt Aufmerksamkeit finden.Erstens: Vielleicht hat ja
die persönliche Handschrift, mehr als uns derzeit bewusst
ist, etwas mit der Entwicklung eines Sprachgefühls und der
Entwicklung der Ausdrucksfähigkeit zu tun. Wir dürfen nicht
vergessen, dass die Unmittelbarkeit des Schreibens mit der
Hand ein sinnliches Erleben ermöglicht. Hierbei kann ein
Höchstmaß an Konzentration und sinnlicher Bewusstheit
erreicht werden, das zu einem fundierten Sprachgefühl
führen kann. Eine flüssige, verbundene, schnelle Handschrift
kann am besten den im Kopf entstehenden Gedankenstrom
aus bedeutungstragenden Lautverbindungen visuell sicht-
bar machen. Eben dies macht man sich bei der Therapie von
Lese-Rechtschreibschwierigkeiten erfolgreich zunutze.

Zweitens: Vielleicht handelt es sich bei der jahrhunderteal-
ten Kulturtechnik Lesen und Schreiben ja doch eher um eine
Art Handwerk, das Kinder am besten mit konkreter Anleitung
erlernen sollten, wenn sie darin ein hohes Niveau erreichen
sollen. Dann wäre es durchaus sinnvoller und effektiver,
Lesen und Schreiben den Kindern ebenso zu vermitteln wie
das Spielen eines Instrumentes und das Schwimmen… 

Sofortige Fehlerkorrektur erforderlich
Wie das funktioniert? Von Anfang an mit konkreter und per-
sönlicher Anleitung, kleinschrittig und nach festen Regeln,
stets von einfach zu schwierig, in systematisch aufeinander
abgestimmten Schritten, mit sofortiger Korrektur bei Feh-
lern, damit sich falsche Bewegungsabläufe oder Schreibwei-
sen nicht einschleifen und mühsam wieder abtrainiert wer-
den müssen, von Anfang an mit persönlicher Unterstützung
und Zuwendung, mit einem menschlichen Vorbild vor Augen,
mit ganz viel Wiederholung und Übung und mit dem Mut
zu einer deutlichen Unterscheidung von richtiger und
falscher Schreibweise.
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(Recht-) Schreibfertigkeit im Grundschulalter zu entwickeln, stellt eine wichtige Kultur-
technik dar
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Ich wage noch weiter zu gehen: Wenn der Einzug der digita-
len Medien in die Grundschulen sich so vollzieht wie augen-
blicklich an mancher Stelle gefordert, könnte es geschehen,
dass die Schüler schleichend die Fähigkeit verlieren, mit der
Hand schnell und formklar zu schreiben. Dieses wird sich
wohl nicht ereignen, weil das handschriftliche Schreiben
etwa von heute auf morgen nicht mehr Bestandteil des
Unterrichts wäre. Es wird geschehen, weil wir nicht beach-
ten, dass das Erlernen einer Kulturtechnik wie des Schrei-
bens und Lesens sehr viel Zeit und Übung braucht, die uns, je
mehr wir in Schule hineinbringen, nicht mehr zur Verfügung
stehen wird. 

Die Grundschullehrer werden diesem nichts entgegenset-
zen, weil sie durch viele Dinge, die heute zu ihrem Aufgaben-
bereich gehören, davon abgehalten werden, das Ausmaß
und die gesellschaftlichen Folgen dieses Prozesses wahrzu-
nehmen, selbständig kritisch zu hinterfragen und Verant-
wortung zu übernehmen. Eine Kollegin äußerte mir gegen -
über im Februar 2018: „Früher habe ich kleine Kinder unter-
richtet, heute therapiere ich Eltern und Kinder, mache Buch-
führung und bediene zunehmend multimediale Unterrichts-
sequenzen.“ 

Die Beschäftigung mit dem digitalen und technisch fort-
schrittlichen Hochglanzangebot zu einem Lehrwerk scheint
zudem jede Fähigkeit zu verdrängen, kritisch und offen zu
hinterfragen, was die Kinder dabei eigentlich wirklich lernen,
weil der Lernfortschritt der Kinder meistens nur innerhalb
der eingeschränkten Strukturen überprüft wird. 

Vielleicht wird das anspruchsvolle, korrekte Schreiben zukünf-
tig einmal Kindern von privilegierten Familien vor behalten
sein, ebenso wie das Erlernen eines Instrumentes. Schon
heute gibt es viele Eltern, denen im Laufe der Schulbio -
graphie ihrer Kinder mit Erschrecken auffällt, wie sehr die
Sprachfertigkeit ihrer Kinder zu wünschen übriglässt. Sie
 finden sich nicht damit ab, investieren in schulexternen
Sprach unterricht und haben damit nicht selten Erfolg.

Wir sollten einmal grundlegend darüber nachdenken, ob
eigentlich immer noch eine Hauptaufgabe der Grundschule
darin besteht, den Erwerb der Schriftsprache mit einer fun-
dierten Rechtschreibkompetenz sowie die Entwicklung
sprachlichen Ausdruckvermögens von Anfang an auf einem
hohen Niveau zu vermitteln. Wenn uns wieder bewusst wird,
dass dieses heute wie früher viel Zeit und Übung erfordert,
dann müssen wir eigentlich dringend mal überlegen, was
vielleicht dieser Hauptaufgabe in der Grundschule den
Raum nimmt. Vielleicht gelangen wir dann zu der Einsicht,
dass wir das quantitative Angebot einschränken sollten,
damit auch die nächste Generation den noch relativ hohen

Bildungsstandard unserer Gesellschaft erreichen kann. 
Die schleichende Abschaffung der Handschrift in der Schule,
die Abschaffung der Kreidetafeln und ebenso die Digitalisie-
rung der Grundschulen sind die Folgen wirtschaftlicher, ideo-
logischer und zutiefst unwissenschaftlicher Entwicklungen. 

Das menschliche Gehirn funktioniert immer noch analog –
wenn wir auch das irgendwann einmal überwunden haben,
sollten wir vielleicht eine andere Bezeichnung für unsere
Spezies finden. In diesem Zusammenhang glaube ich, dass
wir zukünftig viel mehr als bisher neue Methoden, bevor wir
sie in unkontrolliertem Ausmaß in Schule umsetzen, darauf-
hin überprüfen müssen, ob sie bisherigen wissenschaftlichen
Erkenntnissen der Lern- und Entwicklungspsychologie und
traditionellen Wertvorstellungen nicht entgegenstehen.

Wer alles gleichzeitig will, erreicht am Ende vielleicht nichts
richtig!

Dann bewegen wir uns auch im Einklang mit Johann Hein-
rich Pestalozzi (1746-1827/ „Der Mensch wird zum Menschen,
indem er sein Herz, seine handwerklichen Fähigkeiten und
seinen Geist bildet“) und Maria Montessori (1870-1952/
 „Lernen mit Kopf, Herz und Hand“).

Die oben genannten Entwicklungen werden, so befürchte
ich, einmal mehr die Vermittlung der Kulturtechnik Lesen
und Schreiben erschweren. Fatalerweise werden die Grund-
schullehrer die Digitalisierung jedoch begrüßen, da sie in
vielen Schulklassen für die – besonders im Rahmen der per-
sonell unterbesetzten Umsetzung der Inklusion – überhand-
nehmenden sozialen Probleme eine Lösung bietet und die
Lehrer entlastet. Sie können ein wenig hinter dem digitalen
Animationsprogramm zurücktreten und den alltäglichen,
kräftezehrenden Kampf um harmonische, zwischenmensch-
liche Kommunikation in den Schulklassen aufschieben. 

Digitalisierung unter dem Deckmantel der
 Fortschrittlichkeit
Wer einen kritischen Blick in den Computerraum einer
Grundschule wagt und sich nicht gemeinsam mit den Kin-
dern im gut gemachten Animationsprogramm verliert, wird
feststellen: Es ist ein wenig so, dass wir kleine Kinder unter
dem Deckmantel der Fortschrittlichkeit vor den Bildschir-
men disziplinieren. Praktischerweise erübrigt sich ja viel-
leicht mit zunehmendem Einzug digitaler Medien auch die
längst überfällige, aber leider kostenintensive Aufstockung
des Lehrpersonals. 

Frau Montessori und Herr Pestalozzi würden uns wohl ant-
worten: Wir individualisieren gerade das Kopflernen und
vergessen ganz, Herz und Hand mit einzubeziehen – und
damit ist nicht das Tippen auf der Tastatur und die Kommu-
nikation mit computeranimierten, hartnäckig gut gelaunten
Figuren auf dem Bildschirm gemeint. Auch Neil Postman
(1931-2003) würde sicher gerne etwas dazu beisteuern. Er
würde vielleicht seine Auffassung bestätigt sehen, dass wir
uns in einer Epoche befinden, in der eine schnell wechselnde
und frei zugängliche Flut von Informationen für Kinder die
Erwachsenen als Ratgeber und Lehrer zurückdrängt. Im offe-
nen Zugang der Grundschulkinder zu den digitalen Medien,
die unsere Erwachsenenwelt zunehmend bestimmen, würde
er wohl ein weiteres Indiz für das Verschwinden der Kindheit

Wahrscheinlich werden wir in den nächsten
Jahren feststellen, dass die Sprachkompetenz

der Schüler leider weiter nachlässt. Doch
anstatt nach den wirklichen Ursachen zu

suchen, werden wir die Folgen in Kauf nehmen
und das handschriftliche Schreiben vielleicht

in schulische Nischen wie den Kunstunterricht
oder in Arbeitsgemeinschaften verbannen, um

es letztlich ganz abzuschaffen. 

sehen, an deren Ende makabrer Weise ein unreifer, unvoll-
kommener Erwachsener steht. Der Verlust der Schriftkultur
wäre dabei für ihn nur ein Aspekt unter vielen. 

Um nun zu meiner anfänglichen Frage zurückzukehren:
Befinden wir uns womöglich immer noch auf dem Holzweg?
Wenn sich dies nur ansatzweise andeutet, sollten wir schleu-
nigst nach einem Ausweg suchen!

Das würde jedoch bedeuten, dass sich die Grundschulen aus
dem Wettbewerb um die fortschrittlichste Schule mit der
besten digitalen Ausstattung und dem umfangreichsten
Lernangebot leider raushalten müssten. Das müssten sie
dann den weiterführenden Schulen überlassen. Vielleicht
haben Grundschulen ja aber auch eine ganz andere Aufgabe,
auf die sie sich endlich mal wieder besinnen sollten.

Abschließend noch eine Definition, die auch eine Mahnung
sein kann: Eine Hochkultur zeichnet sich unter anderem
dadurch aus, dass sie Dinge schafft, die die Zeit überstehen. 

Hierbei handelt es sich um Zeugnisse aus der Architektur, der
Musik und den bildenden Künsten. Das Hervorbringen einer

Schriftkultur und eines gemeinsamen Denkens und Han-
delns gehört ebenso dazu. In der späteren Zeit einer Hoch-
kultur kommt es jedoch meist zu einer Stagnation und
einem allmählichen Verfall des höchsten Stadiums, das eine
Kultur hervorgebracht hat. 

Claudia Jeep ist
Grundschullehrerin
und Buchautorin. Im
Verrai-Verlag erschien
im vergangenen Jahr
ihre Bücher „Barfuß
laufen“, eine Parabel
über Schule und Leh-
rer, und „Die Suche

des Weihnachtsmanns“. Derzeit schreibt sie an ihrem dritten
Roman. 

Wenn wir an den Grundschulen weiterhin das
Leistungsniveau senken, können die Kollegen

und Kolleginnen am Gymnasium fordern,
soviel sie wollen…wir entziehen ihnen buch-

stäblich ihre Existenzgrundlage.
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Korrekturtage, nein danke!?
Eine Einordnung ministerieller Fehlschlüsse                                    Von Carla Hermelingmeier

Anderer Minister, gleiche Unkenntnis. So könnte man kurz
und knapp die Einlassungen von Minister Tonne zu unserer
Forderung zusammenfassen, für kurzzeitig besonders belas -
tete Lehrkräfte Korrekturtage bei der Abiturprüfung vorzu-
sehen. Aber von Anfang an: Schon unter Ministerin Heiligen-
stadt haben wir wiederholt in schriftlichen Eingaben und
Gesprächen unter Verweis auf die Fürsorgepflicht darauf
hingewiesen, dass durch die Terminierung einheitlicher Abi-
turtermine, denen aber verschiedene Ferienzeiträume in den
Ländern gegenüberstehen, in manchen Jahren stark verkürzte
Fristen für die Korrekturen der schriftlichen Arbeiten ent -
stehen können. Ein aus unserer Sicht untragbarer Zustand
für die betroffenen Lehrkräfte, die neben ihrer Arbeit rund
um das Abitur auch noch ihre gewohnten unterrichtlichen
und dienstlichen Verpflichtungen zu erledigen haben. 

Die Antwort des neuen Ministers auf unsere Schreiben zu
diesem Thema scheint von seiner Vorgängerin schlichtweg
abgeschrieben zu sein: So hält auch er zeitliche Belastungen
von 70 oder 80 Stunden in der Woche für durchaus zumut-
bar. Nach seinen Worten ist „die Korrektur von Abiturauf -

gaben und die Abnahme von Prüfungen zu den üblichen
Verpflichtungen von Lehrkräften im gymnasialen Lehramt“
zu zählen, und dies spiegele sich auch „in der Besoldung und
in der wöchentlichen Unterrichtsverpflichtung“ wider, bei
der aber auch „eine gewisse Schwankungsbreite in der
Arbeitsbelastung in Kauf genommen werden muss“. Diese
Feststellung steht für uns außer Frage, gehört sie doch
ohnehin zum Selbstverständnis der Lehrkräfte – und dies
nicht nur zu Abiturzeiten. 

Mangelndes Problembewusstsein, kaum Sachkenntnis
Die Ausführungen des Ministers sind geprägt von mangeln-
der Sachkenntnis und gehen an der von uns kritisierten Pro-
blematik völlig vorbei. Es geht – und das haben wir genau so
formuliert – eben nicht um gewisse natürliche Schwankun-
gen in der Arbeitsbelastung, sondern um Spitzenbelastun-
gen, wie sie bei sehr kurzen Fristen zur Korrektur der Abitur-
arbeiten auftreten können. Uns geht es um eine gezielte
Staffelung, bei der sich die Freistellung sowohl nach der
 Korrekturfrist als auch nach der Anzahl der zu bewertenden
Prüfungsarbeiten richtet. Dieser Vorschlag würde dem



Minis terium nicht einmal zusätzliche Arbeit machen, da wir
direkt die passende Blaupause mitgeliefert haben: Das
schleswig-holsteinische Modell zur gestaffelten Gewährung
von Korrekturtagen eignet sich eins zu eins zur Übertragung
auf Niedersachsen. Die Untätigkeit und das Schweigen des
Kultusministeriums auf unsere Forderung sind vor diesem
Hintergrund und auch mit Blick auf arbeitszeitrechtliche
Verstöße völlig unverständlich und enttäuschend.

Bei der dünnen und zum Teil fehlgehenden Argumentation
durch den Minister und sein Haus kann man nur zu dem
Schluss kommen, dass die entscheidenden arbeitszeitrecht -
lichen Vorschriften demnach keine Rolle spielen. Kein Wort
zu täglicher und wöchentlicher Höchstarbeitszeit, Einhalten
von Ruhezeiten oder Fürsorgepflicht. Diese oberflächliche
Herangehensweise an unseren konstruktiven und konkreten
Vorschlag ist ein Schlag ins Gesicht für alle betroffenen Leh-
rerinnen und Lehrer. Dabei würde hier schon gesunder Men-
schenverstand oder ein wenig kritisches Hinterfragen rei-
chen. Wenn schon Vollzeitlehrkräfte bei kurzen Korrektur -
fristen die Arbeit kaum dem Stellenwert des Abiturs ange-
messen bearbeiten können, wie sieht es dann erst mit Teil-
zeitlehrkräften aus? Aber auch diese Frage geht wohl zu sehr
in die Tiefe. Wer schon das Offensichtliche nicht sehen will,
der verschließt den Blick ganz bewusst vor notwendigen
 Differenzierungen.

Zu dieser Haltung passt auch der Versuch, die kurzzeitigen
Spitzenbelastungen mit der diesjährigen Regelung zur zeit-
versetzten Berechnung von Minderstunden ab dem 5. Juni
2018 für abiturprüfende Lehrkräfte abzutun. Die Formulie-
rung spricht Bände: „Die dadurch entstehende, nicht uner-
hebliche Zahl von entfallenden Unterrichtsstunden ist zu
berücksichtigen.“ Übersetzt heißt das in etwa: Wenn die
Minderstunden nicht gezählt werden, dann können die Leh-
rer ja in dieser Zeit geleistete Überstunden abbummeln. Von
der Realität des Lehrerberufes hat der Minister ganz offen-
sichtlich keine Ahnung.

Immerhin hat das Ministerium richtig ausgerechnet, dass im
Jahr 2018 sechs Wochen zwischen dem Ende der Prüfungen
in den schriftlichen Fächern und dem Beginn der mündlichen
Nachprüfungen liegen. Und man achte schließlich bei der
Festlegung der schriftlichen Termine für die Abiturprüfungen
darauf, dass ein Abstand von mindestens fünf Wochen zwi-
schen den genannten Terminen eingehalten werde. Dieser
Hinweis suggeriert aber fälschlicherweise, dass den Lehrern
für die Korrektur der Abiturarbeiten mindestens auch diese

sechs Wochen zur Verfügung stehen. Unberücksichtigt bleibt,
dass nicht nur der Referent die Arbeiten korrigieren und mit
einem Gutachten versehen muss, sondern ebenfalls der Kor-
referent die Arbeiten durchzusehen und zu bewerten hat, der
Fachprüfungsleiter sich damit beschäftigen muss und unter
Umständen der Schulleiter bzw. der Vorsitzende der Prü-
fungskommission Entscheidungen treffen müssen – von
einem Abitur unter Vorsitz eines Dezernenten und Einbezie-
hung der Fachberater ganz zu schweigen. Also wieder ein
fahrlässiges Außer-Acht-Lassen von Tatsachen, das sich in der
Konsequenz in die lange Reihe der klassischen Fehlschlüsse
des Ministers einfügt.

Ebenfalls in diese Reihe gehört die Aussage, der Terminplan
für die Abiturprüfungen sei langfristig bekannt, „so dass
 insbesondere eine langfristige Vorbereitung insbesondere
im Hinblick auf weitere Termine für andere schulische Ver-
pflichtungen der Lehrkräfte gewährleistet“ sei. Auch hier
wird nicht berücksichtigt, dass die einzelnen Lehrer keinen
Einfluss auf die meisten schulischen Termine haben. Auch in 
der Zeit der Abiturprüfungen liegen neben dem normalen
Unterrichtsalltag durch die Schule festgelegte und nicht auf-
schiebbare Termine für Klausuren, Klassenarbeiten, zeit -
aufwändige Sprechprüfungen in den modernen Fremd -
sprachen, Gesamtkonferenzen, Fachkonferenzen, Dienst -
besprechungen und Gremiensitzungen oder schulische
 Veranstaltungen, um nur einiges zu nennen: alles verpflich-
tende Termine, die der Zeit und Vorbereitung bedürfen, ganz
unabhängig davon wie lange die Termine des Abiturs
bekannt sind. 

Vertretungsunterricht kein Grund für Ablehnung der
Korrekturtage
Den Hinweis des Ministers, dass eine Vertretung der durch
Korrekturtage vom Unterricht freigestellten Lehrer notwen-
dig ist, haben wir bei unserem Vorschlag immer berücksich-
tigt. Ungeachtet dessen sind wir der Meinung, dass Korrek-
turtage nicht nur vertretbar, sondern aus arbeitszeitlichen
Gründen und im Hinblick auf die Fürsorgepflicht des Dienst -
herrn dringend geboten und erforderlich sind. Die Organi-
sation von Vertretungsstunden ist auch aus einem anderen
Grund, der in der Argumentation von Minister Tonne eben-
falls keine Beachtung findet, absolut vertretbar: Die Qua-
lität des Abiturs! Diese bemisst sich nicht nur aus dem
Schwierigkeitsgrad des erlernten und geforderten Wissens,
sondern auch durch die sorgfältige, abwägende und ver-
gleichende Korrektur der Referenten. Eine zusammenhän-
gende und konzentrierte Korrektur beansprucht mehrere
Stunden hintereinander, was an normalen Schultagen –
und dann noch unter dem Zeitdruck kurzer Fristen – nicht
möglich ist. 

Zieht man unter alle durch den Minister vorgetragenen
Argumentationsversuche einen Strich, bleibt nur Kopf -
schütteln und Unverständnis zurück. Wenn der Minister 
die schleswig-holsteinische Grundüberlegung, bei kurzen
Korrekturfristen „zur Sicherung der Prüfungsqualität und
aus Fürsorgegründen“ Korrekturtage zu gewähren, auf
 Niedersachsen übertragen hätte, wäre das ein gutes politi-
sches Signal an die Lehrkräfte gewesen. Doch so hat er –
ganz in der Tradition von Rot-Grün – auch ein politisches
 Zeichen gesetzt, geprägt durch mangelnde Sachkenntnis
und Geringschätzung der Leistung unserer Lehrer.

Schleswig-Holstein: 
Staffelmodell zur Sicherung der Abiturkorrektur bei kurzer
Korrekturfrist 

Der Umfang der Freistellung wird umso größer bemes-
sen, je kürzer die Korrekturfrist und je höher die Anzahl
der zu bewertenden Prüfungsarbeiten ist. Danach gibt es
für die  Erstkorrektur einen  Korrekturtag (für die Zweit-
korrektur ½ Korrekturtag):
■    bei einer Korrekturfrist von drei Wochen für jeweils 5

zu korrigierende Abiturprüfungsarbeiten
■    bei einer Frist von vier Wochen für jeweils 7 Arbeiten
■    bei einer Frist von fünf Wochen für jeweils 10 Arbeiten

Gymnasium in Niedersachsen 2/2018 17Gymnasium in Niedersachsen 2/201816

Schul- un
d Bildun

gspolitik

Wir stellen vor 

Carla Hermelingmeier, Sie sind seit Anfang April Referentin
für Bildungspolitik und Öffentlichkeitsarbeit beim PhVN. 
Wie sind Sie in Kontakt zu uns gekommen, wann und warum
reifte der Entschluss, unseren Verband zu verstärken?

Der Philologenverband war mir durch meine beruflichen
Stationen in der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit natürlich
ein Begriff. Konkret entstand der Kontakt über Frau Kuras-
Lupp, da wir in der Vergangenheit kleinere berufliche
Berührungspunkte hatten. Nach einigen Jahren der direkten
politischen Arbeit wollte ich mich beruflich weiterent-
wickeln, die Perspektive wechseln. Da ich auf gemachte
Erfahrungen aufbauen wollte, lag das bildungspolitische
Umfeld für mich nahe. Der Philologenverband punktete für
mich mit in einer optimalen Kombination: unabhängig von
Parteipolitik und dennoch nicht gänzlich unpolitisch. 

Bitte schildern Sie Ihren Werdegang. Wo sind Sie geboren,
zur Schule gegangen, wo und was haben Sie studiert?

Geboren und aufgewachsen bin ich im Hochsauerland.
Schulisch habe ich in einer sehr kleinen Grundschule – heute
würde es wohl „Zwergschule“ heißen – begonnen und habe
dann ein katholisches Gymnasium in der Trägerschaft des
Erzbistums Paderborn besucht und mit der allgemeinen
Hochschulreife 2001 abgeschlossen. Anschließend habe ich
mein Studium der Politikwissenschaften, des Öffentlichen
Rechts und der Sozial- und Wirtschaftsgeschichte im hessi-
schen Marburg aufgenommen und mit dem Diplom 2007
abgeschlossen. Nebenher habe ich ehrenamtlich in der (poli-
tischen) Jugend- und Erwachsenenbildung bei der Konrad-
Adenauer-Stiftung gearbeitet. Beruflich konnte ich direkt im
Anschluss als Bildungs- und Pressereferentin in Düsseldorf
für eine Jugendorganisation wichtige Erfahrungen sammeln
und diese dann ab 2013 als Pressesprecherin der CDU in
 Niedersachen vertiefen. 

Welche konkreten Aufgaben werden Sie beim PhVN in der
Zukunft wahrnehmen?

Kurz gesagt: Alles, was für den Verband in der Öffentlich-
keitsarbeit wichtig ist. Dazu gehören neben dem medialen
Auftritt des Verbandes die zahlreichen Publikationen, die

Onlineaktivitäten, aber auch längerfristige strategische
Überlegungen zur Ausrichtung des Verbandes, wie etwa die
Mitgliederentwicklung. 

Da meine Stelle im hauptamtlichen Bereich „neu“ geschaffen
wurde, wird sich Vieles im Laufe der alltäglichen Arbeit er -
geben. Wichtig für meine Aufgaben wird aber sein, dass ich
genau hinschaue und hinhöre, was den Verband und seine
Mitglieder bewegt, sei es bildungs- und hochschulpolitisch,
aber auch gesellschaftlich. Diesen Weg gemeinsam mit dem
Vorstand und dem Verband zu gehen, ist eine spannende
Aufgabe, auf die ich mich freue.

Was sind die Ihrer Meinung nach größten Herausforderungen
im Rahmen Ihrer Tätigkeit für den PhVN? 

Die erste und wichtigste Herausforderung für den Philolo-
genverband ist und bleibt, sich in der Vielfalt der öffent -
lichen Meinungen Gehör zu verschaffen und die Interessen
der Mitglieder durchsetzungsstark zu vertreten. Das ist bis-
her schon gut gelungen, kann aber an der einen oder ande-
ren Stelle noch etwas gezielter geschehen. 
Die Öffentlichkeitsarbeit hat sich in den vergangenen Jahren
stark verändert und diese Entwicklung hält an. Für mich

Neu beim Philologenverband: Carla Hermelingmeier
PhVN stellt erstmals eine Referentin für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit ein

Die Verbandsarbeit wird immer zeitaufwendiger und umfangreicher. Aus diesem Grund hat sich der PhVN schon vor Jahren
dazu entschlossen, Aufgaben in die Hände von hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu geben, die den GV
und die Verbandsführung unterstützen. Über die Ausweitung der Rechtsberatung und Geschäftsführung wurde an dieser
Stelle bereits ausführlich berichtet. Ganz neu ist aber jetzt, dass wir erstmals eine professionelle Mitarbeiterin für Presse-
und Öffentlichkeitsarbeit in unseren Reihen haben. An dieser Stelle möchten wir daher Carla Hermelingmeier, unsere neue
Ansprechpartnerin für diesen Bereich, in einem Interview vorstellen.
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steht deshalb am Anfang erstmal die genaue Beobachtung
und Analyse von dem, was bereits gegeben ist und geleistet
wird. Es macht keinen Sinn alles über den Haufen zu werfen,
weil es gerade „hip“ ist. Erfolgreiche Verbandsarbeit ist
immer eine Mischung aus Bewährtem und Neuem. Neue
Gegebenheiten in der Kommunikation und öffentlichen
 Darstellung aufzugreifen und sich weiterzuentwickeln ist
die Voraussetzung für die weitere erfolgreiche Arbeit des
Philologenverbandes. Dazu gehört natürlich auch eine Fort-
entwicklung der „Corporate Identity“, die sicher die sicht -
barste Form der Öffentlichkeitsarbeit darstellt.

Hinzu kommen aber auch Prozesse und Abläufe, die nach
außen eher verborgen bleiben, aber enorm wichtig in der
Arbeit sein können: wie gestalten wir beispielsweise mög-
lichst zielgenau die Informationsflüsse und welche struktu-
rellen Veränderungen machen dazu Sinn? Nach dem, was ich
in den ersten Wochen beobachtet habe, gibt es viel Poten -
zial, auf das wir aufbauen können.

Warum ist Öffentlichkeitsarbeit so wichtig geworden, dass
nahezu alle größeren Organisationen inzwischen hauptamt-
liche Mitarbeiter für diese Tätigkeit haben?

Die sogenannte Öffentlichkeit ist vielschichtiger, differen-
zierter und vor allem schneller geworden. Können Sie sich
heute noch vorstellen, dass unsere Bundeskanzlerin eine
dreistündige Mittagspause mit Nickerchen macht, wie es 
zu Adenauers Zeit noch völlig selbstverständlich war? Alles
 passiert in Echtzeit und wird sofort durch die ständige
Erreichbarkeit via Smartphone im Netz und den sozialen
Medien verbreitet, kommentiert und bewertet. Da bleibt 
oft erschreckend wenig Zeit, sich selbst in diese Meinungs-
bildung einzuschalten. Bei Verbänden und Organisationen,
die durch das ehrenamtliche Engagement ihrer Mitglieder
geprägt sind, ist das in der heutigen Arbeits- und Lebens-
wirklichkeit nicht mehr zu leisten.
Die Anforderungen durch Beruf und Familie sind anders als
noch vor einigen Jahren, das wirkt sich unmittelbar auf das
Ehrenamt aus. Damit das gesellschaftlich so wertvolle ehren-
amtliche Engagement aber möglich und – das darf man ruhig
ehrlich aussprechen – auch zumutbar bleibt, müssen die Rah-
menbedingungen angepasst werden. Wichtig ist mir dabei,
Haupt- und Ehrenamt als Tandem zu begreifen, als gegensei-
tige Bereicherung. Nur so kann es weiterhin gelingen, den
Philologenverband für die Zukunft stark aufzustellen.

Woran sollte der PhVN in Zukunft unbedingt arbeiten?
 Welche Inhalte und Ziele halten Sie für die zukünftige
 Verbandsarbeit für besonders wichtig?

Kein Verband ohne Mitglieder: die sehr erfreuliche Entwick-
lung bei den Mitgliedszahlen zeigt, dass das Kerngeschäft,
also die Interessensvertretung der Lehrer, grundsätzlich gut
aufgestellt ist. Daran muss fortlaufend gearbeitet werden,
um aus Interessierten auch weiterhin mit guten Argumenten
Mitglieder machen zu können. Hier gibt es viele Wege der
Beteiligung, besonders für Mitglieder, für die nur zeitlich oder
thematisch begrenzt die Möglichkeit einer Mitarbeit besteht.
Möglicherweise erreichen wir – gerade in einem Flächenland
wie Niedersachsen – durch ein Webinar genau diese Ziel-
gruppe. All diese Formen einer modernen Verbandsarbeit
sollten wir auf Sinn, Zweck und Praktikabilität überprüfen. 

Es gibt aber auch äußere Faktoren, denen die Verbandsarbeit
unterworfen ist. Aus Erfahrung wissen wir, dass – unabhän-
gig von der Couleur der Kultusminister und Regierungspar-
teien – die Bildungspolitik nahezu seismographisch auf
gesellschaftliche Veränderungen reagiert. Daraus erwächst
eine umso größere Verantwortung im Umgang mit den
unmittelbar Betroffenen: Schülern und Lehrern. Diese Ver-
antwortung auch zukünftig besonnen und mit starker Stim-
me wahrzunehmen, das bleibt die klassische und somit auch
wichtige Aufgabe des Verbandes.

Mit Carla Hermelingmeier sprach Cord Wilhelm Kiel

Mit Gehaltserhöhungen von insgesamt etwa 7,5% in
drei Stufen sind die Tarifverhandlungen für den öffent -
lichen Dienst erfolgreich abgeschlossen worden. Diese
Ergebnisse müssen auch auf die Beamten übertragen
werden. Doch von dieser ehemals selbstverständlichen
Praxis hatte sich die vorige Landesregierung mehr und
mehr verabschiedet. Stattdessen wurde die Besoldung
nach „Haushaltslage“ festgesetzt und damit die Beam-
tenbesoldung in Niedersachsen immer weiter von der
allgemeinen Einkommensentwicklung abgekoppelt. 

Mit dieser beamtenfeindlichen Politik muss
endlich Schluss sein:
■       Die jahrelangen Zurücksetzungen der Beamten in

ihrer Besoldung müssen endlich aufhören.
■       Die Politik der ständigen Sonderopfer und der

Sanierung des  Landeshaushalts auf Kosten der
Beamten muss endlich ein Ende haben.

Wir fordern: 
■       Der Tarifabschluss muss umgehend auf die Beam-

ten übertragen  werden.
■       Die Übertragung muss zeitgleich und in gleichem

Umfang wie der  Tarifabschluss erfolgen, so wie das
der Bundesinnenminister für die Bundesbeamten
bereits zugesagt hat.

Auch Niedersachsen muss den Tarifab-
schluss  sofort übertragen – ohne Wenn
und Aber!

Es ist ein Gebot der Gerechtigkeit:
Tarifabschluss sofort 
 auf Beamte übertragen

Berufspolitik und Schulrecht

Da kommt Arbeit auf uns zu…
Zum Zwischenbericht des Expertengremiums Arbeitszeitanalyse beim
Nieder sächsischen Kultusministerium Von Bernhard Koppius / Berufspolitischer Ausschuss

Rund ein Jahr lang hat sich das elfköpfi-
ge Gremium aus Wissenschaft, Schul-
praxis und Schulverwaltung mit arbeits -
zeitrelevanten Tätigkeiten von Lehrkräf-
ten und Schulleitungen be fasst und die
Ergebnisse in einem Zwischenbericht
Ende November 2017 veröffentlicht.
Neben anderen Studien zur Arbeitszeit
von Lehrkräften wurde insbesondere
der „Ergebnis bericht Niedersächsische
Arbeitsbelastungsstudie 2016. Lehrkräfte
an öffentlichen Schulen“ der Koopera -
tionsstelle Hochschulen und Gewerk-
schaften der Georg-August-Universität
Göttingen detailliert ausgewertet (S. 3).
Es ist allerdings erstaunlich, dass das
Kultusministerium in seiner Presseer-
klärung damit gleich die Ausgangs-
und Auftragslage für das Expertengre-
mium ver schweigt, nämlich das OVG-
Urteil Lüneburg vom 09.06.2015: Das
Kultusministerium hat nach dieser Nie-
derlage ein Expertengremium einge-
setzt, „das zum einen die arbeits zeit -
rele vanten Tätigkeiten von Lehrkräften
und Schulleitungen ermitteln und
sodann nach objektiven Kriterien
bewerten soll“ (S. 2). Zu be klagen ist
aber in diesem Zusammenhang, dass
sich das Land aus der Verantwortung
stiehlt, wenn die empirische Daten -
basis für das Experten gremi um primär
auf einer von der GEW initiierten Stu-
die und nicht auf eigenen Ergebnissen
(siehe oben) beruht. 

Die Expertenkommission zitiert die
„wichtigsten Ergebnisse im Überblick“
(S.5), die für uns Gymnasiallehrkräfte
aber nicht aussagefähig sind, weil sie
„aggregierte“ Ergebnisse vor stellt (also
den Durchschnitt von Grundschule /
Gesamtschule / Gymnasium bildet):
■    Der gehaltene Unterricht umfasst

nur 35% der Arbeitszeit der Lehr-
kräfte

■    die unterrichtsnahe Lehrarbeit
beträgt 31%

■    die verschiedene Funktionstätig -
keiten liegen bei 8%

■    alle weiteren Tätigkeiten umfassen
26% der gesamten Arbeitszeit.

Leider sagen diese Zahlen überhaupt
nichts aus hinsichtlich der spezifischen
Anforderungen an die Gymnasiallehr-
kräfte, z.B. im Zusammenhang mit der
Durchführung der Abiturprü fung. 

Die Lehrerarbeitszeit der Lehrkräfte
liegt in allen Arbeitszeitstudien der
letzten 40 Jahre über der Vergleichs-
norm (Arbeitszeit der niedersächsi-
schen Beamten und Tarifbeschäftig-
ten). Die aggregierte durchschnittliche
Jahresarbeitszeit der Lehrkräfte/Voll-
zeitäquivalent beträgt 1850 Stunden,
die Jahres-Soll-Arbeitszeit im öffent -
lichen Dienst 1784 Stunden. Die Soll-
Arbeitszeit der Lehrkräfte in der Durch-
schnittswoche liegt bei 46:38 Stunden,
das empirisch ermittelte Durchschnitts -
wochen-Ist beträgt 48:18 Stunden. Die
Göttinger Arbeits zeitstudie kann die
Arbeitsvolumina auch wochenweise
ausweisen, womit dann auch Belas -
tungsspitzen identifiziert werden
 können (z.B. zweite Januarwoche mit
49:02 Stunden). Als Gymnasiallehrkräf-
te finden wir uns in diesen Ergebnissen
zwar wieder, allerdings liegen unsere
Belastungsspitzen in der Korrektur -
phase des Abiturs (im Mai). Somit sind
die Studien für uns doch nur bedingt
aussagekräftig. 

Hohe Arbeitszeitbelastungen stehen in
einem Zusammenhang mit subjektiven
Belastungs erleben: Die Studie stellt
fest, dass Vollzeitlehrkräfte so über-
mäßig belastet werden, dass sie Qua-
litätseinbußen bei der Unterrichtsge-
staltung befürchten:
■    Vollzeitlehrkräfte stoßen an Belas -

tungsgrenzen (Deckeneffekte) und 
■    beklagen fehlende Erholungszeiten

bzw. entgrenzte Arbeitszeiten im
Schulalltag (Arbeit an Wochenen-
den / in den Schulferien): 17% der
Lehrkräfte in Vollzeit überschreiten

während der Schulzeit dauerhaft
die gesetzliche Höchstarbeitszeit
von 48 Stunden pro Woche, 33%
immerhin 10-15 Wochen im Jahr. 

Der Philologenverband Niedersachsen
kann dieses Untersuchungsergebnis
aus eigenen Erfah rungen bestätigen:
Nach Rückmeldungen aus den Gym -
nasien zeigt sich, dass gerade die
Belas tung während der Abiturphase
(Korrektur der Abiturklausuren und
Vorbereitung und Durchführung der
mündlichen Prüfungen) Arbeitszeiten
von wöchentlich 80 Stunden die Regel
sind. Dies ist gerade auch unter dem
Aspekt des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes nicht hinnehmbar. Deshalb
können wir diese Erkenntnis nur unter-
stützen: Bleibt die Unterrichtsver-
pflichtung auf diesem hohen Niveau,
leidet zwangsläufig die Bildung der
Schülerinnen und Schüler.

Der Zwischenbericht referiert an -
schließ end in schlüssiger Weise den
Zusammenhang von Alter und Mehr -
arbeit. Auffällig sind die mit dem Alter
anwachsenden Durchschnittsarbeits-
zeiten (linearer Zusam menhang von
Alter und Mehrarbeit). Lehrkräfte über
45 Jahre leisten ca. eine Stunde mehr
Funktionsarbeit als Jüngere. Erkennbar
ist eine Verschiebung der Tätigkeits-
struktur der Lehrkräfte: In jüngeren
Jahren ist der Unterrichtsanteil größer,
mit zunehmender beruflicher Erfah-
rung werden mehr Funktionen ohne
Entlastungsanspruch übernommen.
Diese Ergebnisse rechtfertigen die
langjährige Forderung des Philologen-
verbandes Niedersachsen nach einer
deutlichen Altersermäßigung (nach
dem Maßstab Bayerns bzw. Nordrhein-
Westfalens).

Aufschlussreich sind die dann vorge-
stellten schulformbezogene Ergebnisse
der Arbeitszeitun tersuchung: Die Soll-
Arbeitszeit ist für alle Lehrkräfte mit
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46:38 Stunden gleich. Lehrkräfte an
Gesamt schulen erfüllen ziemlich exakt
diese Norm, an Grundschulen wird sie
empirisch um 1:20 Stunden und an
Gymnasien im Durchschnitt um 3:05
Stunden überschritten. Die Kommission
referiert dann die schulformspezifische
Analyse der Tätigkeiten mit dem er -
wartbaren Ergeb nis, dass sowohl die
aufgewendeten Arbeitszeiten als auch
die Tätigkeitsstrukturen schulform -
spezifisch ausgeprägt seien (S. 10).

Bewertung der Ergebnisse der
 Göttinger Arbeitszeitstudie durch
die Expertenkommission (S.14)
Es ist nun doch sehr interessant, wie
diese Ergebnisse in der folgenden Wer-
tung nivelliert werden, indem fest -
gestellt wird, dass „die durchschnitt -
lichen Arbeitszeiten der Vollzeit -
lehrkräfte dicht an der sich aus § 60
Abs.1 NBG ergebenden Normzeit von
46:38 Stunden liegen. Sie wird an Gym-
nasien geringfügig überschritten und
liegt an Grundschulen und Gesamt-
schulen geringfügig darunter“ (S.15).
Man kann sich nur wundern über diese
Bewertung und kommt nicht umhin,
hier eine politi sche Absicht zu vermu-
ten, dass nämlich nicht sein darf, was
als Ergebnis der Göttinger Studie ganz
offensichtlich ist. Denn was hier als
geringfügige Überschreitung benannt
wird, lässt sich landesweit mit einem
Fehl von mindestens 780 Vollzeitlehrer-
einheiten an den Gymna sien quantifi-
zieren (= Soll-Arbeitszeit von 46:38
Stunden geteilt durch die Mehrarbeit
von 3:05 Stunden ergibt mehr als 15
Lehrkräfte, die diese Mehrarbeit aus-
gleichen müssen; was bei ca. 50 VZLE
eines durchschnittlichen Gymnasiums 
3 fehlende Lehrkräfte ergibt, landes-
weit also bei ca. 260 Gymnasien etwa
780 VZLE).

Der hier zu unterstellende Versuch
einer Manipulation zeigt sich dann
ganz deutlich in den Empfehlungen
der Kommission (S. 16):
■    „Nach Auffassung des Gremiums

sollte eine neue Arbeitszeitverord-
nung sowohl das Stundendeputat
in den Blick nehmen, als auch die
Möglichkeit, Lehrkräfte für die
Wahrnehmung von unterrichtlichen
Aufgaben und Tätigkeiten für die
Entwicklung der Schule individuell
zu entlasten.“

■    „Nicht alle Lehrkräfte an den drei als
repräsentativ angesehenen Schul-
formen über schreiten die gesetzli-

chen Arbeitszeiten, so dass für pau-
schale Deputatkürzungen keine
rechtliche Veranlassung besteht. Im
Übrigen vertritt der Vorsitzende die
Auf fassung, dass bei einer Neurege-
lung der schulischen Arbeitszeiten
die unterschied lichen Belastungen
nach Fächern und Jahrgängen Be -
rücksichtigung finden sollten. Der
zeitliche Aufwand für Vor- und
Nachbereitung und Korrektur diffe-
riert s. E. stark, so dass für pauschale
Regelungen kein Raum besteht. (…)
Auf Grund der wissen schaftlich fun-
dierten Ergebnisse der Göttinger
Arbeitszeitstudie können sowohl
Reduktionen bei den Unterrichtsver-
pflichtungen, als auch Erhöhungen
bei den Anrechnungsstunden erfol-
gen und begründet werden.“

■    Gymnasium: „Die oben dargelegten
Zahlen könnten auf den ersten Blick
nahelegen, die Unterrichtsverpflich-
tung an den Gymnasien zu senken.
Die Göttinger Arbeitszeit studie
weist jedoch aus, dass sehr große
Streuungen bei den individuellen
Arbeitszei ten an den Gymnasien
bestehen. Daher ist es geboten,
nicht die Unterrichtsverpflich tung
für alle Lehrkräfte zu reduzieren,
sondern die Gymnasien in die Lage
zu ver setzen, auf die sehr unter-
schiedlichen individuellen Anforde-
rungen/Belastungen (z.B. bei deut-
lich überdurchschnittlichen Kurs-
größen und sehr hohem Korrektur-
aufwand in der gymnasialen Ober-
stufe) reagieren zu können.“ (S. 16f.)

Man fragt sich bei der Formulierung
„die Gymnasien in die Lage zu ver -
setzen“, was hier gemeint sein könnte:
Die Formulierung deutet darauf, 
dass es eine für die Gymnasien auf -
kommens- und kostenneutrale An -
weisung geben wird, wie wir es bereits
vom Teilzeiterlass kennen. Eine solche
reine Umschichtung innerhalb der
Schule müssen wir als überhaupt nicht
hilfreich ablehnen. Für uns ergibt sich
daraus: Die Unterrichtsverpflichtung
an den Gymnasien muss deutlich
gesenkt werden, wie die Experten -
kommission auf den ersten Blick auch
fordert. Zusätzliche Entlastungs- und
Anrechnungsstunden für die Belas -
tungsspitzen müssen den Gymnasien
gewährt werden. 

In einem abschließenden Ausblick
greift dann die Expertenkommission
weit über den Ar beitsauftrag hinaus,

indem sie bildungs- und berufspoliti-
sche Akzente zu setzen versucht, wie
sich in den „Hinweisen zur Arbeitszeit
an allgemein bildenden Schulen“ zeigt
(S. 17f): „Das Gremium vertritt die Auf-
fassung, dass die Deputatverpflichtun-
gen der Lehrkräfte an all gemein bil-
denden Schulen künftig nicht mehr
nach Ausbildung und Schulform, son-
dern nach dem Bildungsauftrag und
der Qualitätserwartung der Gesell-
schaft an die Schulen bemessen sein
sollten.“  

Ideologisch verbrämte
 Überlegungen zur Lehrerbildung 
Mit Blick auf den Bildungsauftrag stel-
len wir fest: Der Bildungsauftrag des
Gymnasiums auch im Sekundarbereich
I ist die Hinführung der Schülerinnen
und Schüler zum Abitur. Er unterschei-
det sich damit deutlich vom Bildungs-
auftrag anderer Schulformen. Gegen
die Realisierung der ideologisch ver-
brämten Überlegungen zur Lehrerbil-
dung (Anre gung auf S. 17, „dass das
Land Niedersachsen die Überwindung
der schulformbezogenen Lehrämter
überprüft“) werden wir uns wehren
und uns mit aller Kraft für die Beibe-
haltung der schulformbezogenen Lehr-
amtsausbildung einsetzen müssen:
Lehrkräfte an Gymnasien haben ein
vertieftes fachwissenschaftliches Stu -
dium von mindestens zwei Fachwissen -
schaften auf dem Niveau des univer-
sitären Masters absolviert. Diese höhe-
ren fachwissenschaftlichen Ansprüche
führen zu einer höheren Qualifizie-
rung, die sich auch längeren Ausbil-
dungszeiten (i.d.R.) zeigt. Ergänzend
lässt sich dies auch am Beispiel der
 Einstellungspraxis der NLSchB bei den
Quereinsteigern zeigen, die mit einem
Masterstudium i.d.R. nur ein Fach auf
Abitur niveau und ein zweites Fach nur
im Sekundarbereich I unterrichten
 dürfen. 

Man sieht: Nach Auffassung der
NLSchB ist Master eben nicht gleich
Master. Wie die Abordnungswelle am
Schuljahresanfang 2017/18 gezeigt hat,
können nach Auffassung des Dienst -
herrn Gymnasiallehr kräfte auch in
einer Oberschule (bzw. Grundschule)
unterrichten. Der Einsatz von Grund -
schullehrkräften bzw. der Lehrkräfte
der Oberschule in der gymnasialen
Oberstufe ist dage gen nicht möglich,
weil hier die fachlichen Voraussetzun-
gen fehlen. 

Die Lehrertätigkeit am Gymnasium ist
darauf ausgerichtet, Schülerinnen und
Schüler auf das Abitur und somit auf
ein Hochschulstudium vorzubereiten.
Sie erteilen wissenschaftspropä deu -
tischen Unterricht von der fünften bis
zur dreizehnten Klasse. Sie unterrich-
ten also in zwei Schulstufen, was sie
von den Lehrkräften in anderen Schul-
formen unterscheidet. Als belieb teste
Schulform in Niedersachsen mit dem
weitaus größten Anteil eines Schüler-

jahrgangs ist das Gymnasium zu einer
Schulform mit einer sehr heterogenen
Schülerschaft geworden, in der alle
Begabungstypen in geeigneter Weise
gefördert werden sollen. Dabei bereitet
bereits der Unterricht im Sekundarbe-
reich I systematisch auf das Ziel der
Hochschulreife vor, beson ders aber der
Oberstufenunterricht, in dem die Gym-
nasiallehrkräfte komplexe und wissen -
schaftliche Anforderungen an den
Unterricht bewältigen müssen. 

Fazit: Wir wenden uns ausdrücklich
gegen die Tendenz des Zwischen -
berichtes, Ungleiches einzuebnen, 
wie dies im abschließenden Zitat zum
Ausdruck kommt: „Zur kurzfristigen
Entlastung der nach der Studie beson-
ders belasteten Lehrkräfte an Grund-
schulen, IGS/KGS und Gymnasien wird
eine Erhöhung der Anrechnungsstun-
den empfohlen.“ (S. 19)

Der Philologenverband Niedersachsen fordert seit langem eine angemessene Arbeitszeit für die Gymnasiallehrkräfte, die
dem Arbeitsaufkommen und damit der Arbeitsbelastung auch entspricht. 

Deshalb hat sich der Philologenverband Niedersachsen auch an der Arbeitszeitstudie des Deutschen Philologenverbandes
beteiligt, um die deutliche Überlastung gerade der Gym nasiallehrkräfte erneut unter Beweis zu stellen. 

Aus der Rechtsprechung
von Marta Kuras-Lupp

Das Abitur ist eine entscheidende
 Prüfung für Schülerinnen und Schüler,
aber auch für unsere Lehrkräfte. An -
lässlich des aktuellen Abiturs 2018
möchten wir einen kleinen Überblick
in die Prüfungsrechtsprechung bieten.
Wird eine Prüfungsentscheidung, wie
die des Abiturs, durch eine Schülerin
oder eines Schülers angefochten,
 stellen sich häufig komplizierte Rechts-
fragen, die zu Unsicherheiten führen.

OVG Niedersachsen und OVG
NRW: Unverzügliche
Rügeobliegen heit des Prüflings
Die Oberverwaltungsgerichte Nieder-
sachsen und NRW bestätigen in ihren
Beschlüssen vom 17.06.2016 (Az. 2 LA
86/16, juris) und vom 09.04.2018 (Az.
19 A 519/17, juris) erneut die ständige
Rechtsprechung, die besagt, dass sich
ein Prüfling im Rahmen der Bewertung
seiner Prüfungsleistung grundsätzlich
nur dann mit Erfolg auf Verfahrens-

und Ausbildungsmängel berufen kann,
wenn er sie unverzüglich und substan-
tiiert geltend gemacht hat. Die Rüge-
obliegenheit des Prüflings hat nicht
nur den Sinn und Zweck, der Prüfungs-
behörde eine eigene zeitnahe Über -
prüfung mit dem Ziel einer schnellst-
möglichen Aufklärung und noch recht-
zeitigen Behebung oder zumindest
Kompensation des Mangels zu ermög-
lichen. Es soll auch verhindert werden,
dass der betroffene Prüfling, indem er
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in Kenntnis des Verfahrensmangels
zunächst die Prüfung fortsetzt und das
Prüfungsergebnis abwartet, sich mit
einer späteren Rüge eine zusätzliche
Prüfungschance verschafft, die ihm im
Verhältnis zu den anderen Prüflingen
nicht zusteht und ihnen gegenüber
das Gebot der Chancengleichheit ver-
letzen würde.

OVG Sachsen-Anhalt:
 Substantiierung von Bewertungs-
rügen im Prüfungsverfahren
Eine wirksame gerichtliche Kontrolle
von Prüfungsbewertungen setzt eine
schlüssige und hinreichend substanti-
ierte Rüge des Prüflings voraus, die sich
in Form von konkreten und substantiier-
ten Einwendungen gegen den Be -
wertungsvorgang an sich oder solchen
fachspezifischer Art mit den fachlichen
Beanstandungen der Prüfungsleistung
auseinandersetzen muss. Den Prüfling
trifft im Streit um die Rechtmäßigkeit
der angegriffenen Prüfungsentschei-
dung eine Mitwirkungspflicht. Er hat die
geltend gemachten Fehler der Prü-
fungsentscheidung mit „wirkungsvollen
Hinweisen“ aufzuzeigen, z.B. durch eine
an der Fachliteratur orientierte nach-
vollziehbare Auseinandersetzung mit
den Fragen. Eine pauschale Be hauptung,
die Prüfung sei ungerecht oder zu streng
bewertet worden, reicht nicht aus, so
die Entscheidung des OVG Sachsen-An -
halt vom 28.02.2018 (Az. 3 O 71/18, juris).

Die Entscheidung über die Einwendun-
gen trifft in der Regel derselbe Prüfer,
der auch die Arbeit bewertet. Die Neu-
bewertung der Prüfung darf nicht zur
Verschlechterung der Noten führen.
Ein Anspruch auf eine Neubewertung
durch einen anderen Prüfer besteht
grundsätzlich nicht.

OVG NRW: Beurteilungsspielraum
der Lehrkräfte
Ein Fachlehrer hat einen prüfungsspe-
zifischen Bewertungsspielraum. Die-
sen überschreitet er nur, wenn er einen
Verfahrensfehler begeht, anzuwenden-
des Recht verkennt, von einem unrich-
tigen Sachverhalt ausgeht, allgemein-
gültige Bewertungsmaßstäbe verletzt
oder sich von sachfremden Erwägun-
gen leiten lässt oder sonst willkürlich
handelt. Ansonsten ist es eine der Lehr-
kraft vorbehaltene, gerichtlich nicht
überprüfbare prüfungsspezifische
Wertung, welche Noten oder wie viele
Punkte er vergibt, wie er den Schwie-
rigkeitsgrad einer Aufgabenstellung
einordnet, wie er verschiedene gestell-
te Aufgaben untereinander gewichtet,
sowie, wie er Stärken und Schwächen
in der Bearbeitung und die Bedeutung
eines Mangels gewichtet (soweit die
Prüfungsordnung keine anderweitige
Vorgabe macht). Eine erneute eindeuti-
ge Bestätigung des Beurteilungsspiel-
raums der prüfenden Lehrkräfte, die
das OVG NRW mit seinem Beschluss
vom 07.04.2016 (Az. 19 B 1369/15, juris)
ausgesprochen hat.

VG Hamburg: Gebot gleichartiger
Prüfungsbedingungen sowie der
Fairness und Sachlichkeit
Der allgemeine Gleichheitssatz aus
Art. 3 Abs. 1 GG verlangt seiner Struk-
tur nach keine Identität in allen Punk-
ten, sondern eine Gleichbehandlung in
wesentlichen Punkten. Es besteht kein
Anspruch auf völlig gleiche und damit
identische Prüfungsbedingungen,
 sondern nur auf Prüfungsbedingun-
gen, die im Wesentlichen gleich sind
oder jedenfalls nicht ohne sachlichen
Grund wesentlich ungleich sind. Ein
Gebot völlig gleicher Prüfungsbedin-

gungen kann es nicht geben, denn es
würde verlangen, dass alle Prüflinge
zur identischen Zeit, am identischen
Ort von identischen Prüfern geprüft
werden. Ein Gebot gleichartiger Prü-
fungsbedingungen gilt auch nicht
unbeschränkt, sondern nur eine
Ungleichbehandlung in wesentlichen
Punkten muss sich rechtfertigen  lassen.

Die dem Prüfer obliegenden Grund -
pflichten zur Fairness und Sachlichkeit
gebieten es, Verhaltensweisen, insbe-
sondere Äußerungen, zu vermeiden, die
geeignet sind, leistungsverfälschende
Verunsicherungen des Prüflings auszu -
lösen. Der Prüfling soll nicht durch ein
unangemessenes Verhalten des Prüfers
einer psychischen Belastung ausgesetzt
werden, die das Bild seiner Leistungs-
fähigkeit verfälscht und dadurch seine
Chancen mindert; ob sich das Verhalten
eines Prüfers so auswirken könnte, ist
anhand einer objektiven Betrachtung
aus der Sicht eines verständigen Prüf-
lings zu beurteilen. Noch nicht gegen
das Gebot der Fairness verstoßen, so -
fern es sich nicht etwa um den Prüfling
persönlich herabwürdigende erhebliche
und nachhaltige Entgleisungen han-
delt, ungeschickte Äußerungen jeder
Art oder beiläufige Äußerungen, „die
nicht gerade von hohem Einfühlungs-
vermögen in die besondere psychische
Situation des Prüflings zeugen“. Allein
subjektive Empfindungen des Prüflings
reichen nicht aus, es bedarf präziser
Feststellungen über das Verhalten der
Prüfer, aus dem sich nachvollziehbar
Schlussfolgerungen auf eine Verwir-
rung oder Verunsicherung der Prüflinge
ziehen lassen (aus VG Hamburg, Urteil
vom 22.03.2017, Az. 2 K 1201/15, juris).

Das Schuljahresende steht bevor, und
mit ihm Entscheidungen über die Ver-
setzung und über die Erteilung von
Abschlüssen. Gerade angesichts des
ersten Jahrgangs G9 im jetzigen Schul-
jahrgang 10 häufen sich in den Schulen
auch die Fragen, welche der zahlreichen

Zeugnisvordrucke zu verwenden sind
und wann ein Gleichstellungsvermerk
auf dem Zeugnis eingetragen werden
darf oder muss.

Eigentlich sollten derartige Fragen
anhand der Rechtsbestimmungen ein-

deutig und schnell zu klären sein – dies
ist aber teilweise nicht der Fall, so dass
manchmal auch Rückfragen im Kultus-
ministerium erforderlich sind.

Wir haben einige dieser Fragen, die uns
aus den Schulen erreicht haben, zu -

Abschlusszeugnis – Abgangszeugnis –
 Gleichstellungsvermerk?
Unübersichtliche Rechtsbestimmungen verständlich gemacht

von Marta Kuras-Lupp

sammengestellt, damit die Antworten
Ihnen die teilweise „knifflige“ Interpre-
tation der Rechtsvorschriften und die
eigene zeitaufwändige Recherche
ersparen.

Welcher Abschluss nach Klasse 10?

Ein Schüler erfüllt nach der 10. Klasse
weder die Voraussetzung zum Erwerb
des Erweiterten Sekundarabschlusses I
noch des Sekundarabschlusses I – Real-
schulabschluss noch des Sekundarab-
schlusses I-Hauptschulabschluss. Nach
dem 9. Schuljahrgang kann nach § 1 Abs.
2 AVO-Sek I der Hauptschulabschluss
erworben werden, aber gemäß Abs. 3
scheint dieses nicht für das Gymnasium
zu gelten. Welchen Abschluss erhält er? 

Die Antwort ergibt sich nur auf
„Umwegen“. Wenn ein Schüler an
einem Gymnasium von Schuljahrgang
9 nach Schuljahrgang 10 versetzt wor-
den ist und die Schule vorzeitig aus
dem 10. Schuljahrgang verlässt, wird
gemäß § 1 Abs. 6 Satz 4 AVO-Sek I der
Abschluss nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 AVO-Sek
I, also der Hauptschulabschluss nach
dem 9. Schuljahrgang, erworben und
durch einen Gleichstellungsvermerk im
Zeugnis bescheinigt.

Dies muss entsprechend auch für einen
Schüler gelten, der das Gymnasium
erst am Ende des 10. Schuljahrgangs
verlässt und keinen der oben genann-
ten Abschlüsse erreicht. Somit ist bei
Verlassen eines Gymnasiums nach der
Versetzung von Schuljahrgang 9 in
Schuljahrgang 10 – unabhängig vom
Zeitpunkt des Verlassens der Schule –
immer mindestens ein Hauptschul -
abschluss nach Schuljahrgang 9 zu
bescheinigen.

Welcher Abschluss nach Wieder -
holung der Klasse 10?
Ein Schüler hat in Klasse 10 des Gym -
nasiums den Sekundarabschluss I –
Realschulabschluss erreicht, will aber
nach § 26 Abs. 1 AVO-Sek I die Klasse
wiederholen, um den Erweiterten
Sekundarabschluss I zu erreichen. Im
Wiederholungsjahr verschlechtern sich
seine Leistungen und er erreicht nur den
Sekundarabschluss I – Hauptschulab-
schluss. „Verliert“ er durch die Wieder-
holung den bereits erworbenen Real-
schulabschluss, so wie auch im Abitur
ein Schüler durch eine schlechte münd -
liche Prüfung sein ansonsten bestande-
nes Abitur noch „verlieren“ kann?

Eine explizite Antwort auf diese Frage
findet sich in der AVO-Sek I nicht.
 Dennoch gilt: Ein einmal erreichter
Abschluss hat dauerhaft Bestand.
Wenn ein Schüler im Wiederholungs-
jahr einen höheren Abschluss nicht
schafft oder sich seine Leistungsbewer-
tungen sogar verschlechtern, hat das
auf den bereits erreichten Abschluss
keine Auswirkungen. Dem Schüler, der
bereits im vorangegangenen Schuljahr
mit seinen Leistungsbewertungen
einen Sekundarabschluss I – Realschul-
abschluss erreicht hat, kann also beim
Verlassen des Gymnasiums zu einem
späteren Zeitpunkt dieser Abschluss
mit einem Gleichstellungsvermerk
bescheinigt werden.

Welcher Zeugnisvordruck nach
Klasse 10?
Bei dieser Frage muss genau unterschie-
den werden, ob der Schüler versetzt
worden ist oder nicht, welche Schulform
er in Klasse 10 besucht hat und ob er die
Oberstufe des Gymnasiums besuchen
oder trotz Versetzung abgehen will.

1. Der Schüler wird versetzt 
und tritt in die Oberstufe des
 Gymnasiums ein
Hier wird häufig die Frage gestellt, ob
dieser Schüler ein Versetzungszeugnis
oder ein Abschlusszeugnis oder ein
Zeugnis mit einem Gleichstellungsver-
merk erhält. Die Antwort hängt davon
ab, an welcher Schulform der Schüler
die 10. Klasse erfolgreich besucht hat.

Für einen Schüler am Gymnasium und
am Gymnasialzweig der KGS gilt, dass
er gemäß § 3 Abs. 1 WeSchVO in die
Einführungsphase der gymnasialen
Oberstufe versetzt wird und ein Verset-
zungszeugnis erhält. Der Mittelteil des
Zeugnisses ist nach Nr. 5.5.1 des Erlasses
„Zeugnisse in den allgemeinbildenden
Schulen“ entsprechend der Anlage 7
auszuführen. Eine Bescheinigung des
Abschlusses über einen Gleichstel-
lungsvermerk erfolgt nicht. Sie erfolgt
zeitlich erst, wenn der Schüler das
Gymnasium verlässt.

Für Schulen, an denen im 10. Schuljahr-
gang Abschlussprüfungen stattfinden,
hier IGS und nach Schuljahrgängen
gegliederte KGS, gelten die bisherigen
Ausführungen nicht. Diese Schulen
stellen ein Abschlusszeugnis nach
Muster 12 des Zeugniserlasses aus. 
Mit dem bescheinigten Erweiterten
Sekundarabschluss I können die Schü-

lerinnen und Schüler dann die gym -
nasiale Oberstufe besuchen. 

2. Der Schüler wird versetzt,
 verlässt aber das Gymnasium
Ein Schüler, der am Ende des 10. Schul-
jahrgangs das Gymnasium verlässt,
erhält ein Abgangszeugnis (s. auch §§
9 bis 11 AVO-Sek I) nach § 1 Abs. 6 AVO-
Sek I unter Verwendung des Musters
Nr. 14b des Zeugniserlasses. Die Ab -
schlüsse nach § 1 Abs. 1 AVO-Sek I wer-
den in einem Gleichstellungsvermerk
bescheinigt.

Bei Nichterreichen der Abschlüsse
nach dem 10. Schuljahrgang wird in
entsprechender Anwendung von § 1
Abs. 6 Satz 4 AVO-SEK I ein Abgangs-
zeugnis nach dem Muster Nr. 14a aus-
gestellt mit einem Gleichstellungsver-
merk über einen Hauptschulabschluss
nach Schuljahrgang 9. 

3. Der Schüler wird am Ende von
Klasse 10 nicht versetzt 
Ein Schüler, der am Ende des 10. Schul-
jahrgangs im Gymnasium nicht ver-
setzt wird und den Schuljahrgang 10
wiederholen will, erhält ein Verset-
zungszeugnis mit dem Vermerk der
Nichtversetzung. Ein Abschluss wird
nicht bescheinigt.

Wenn der Schüler das Gymnasium
anschließend im Wiederholungsschul-
jahrgang oder am Ende des Wieder -
holungsschuljahrgangs verlässt, erhält
er ein Abgangszeugnis mit Gleichstel-
lungsvermerk zum erreichten Ab -
schluss. Im Abgangszeugnis wird der
höchste Abschluss bescheinigt, den er
erreicht hat.

Fortbildungen des
 Philologenverbands
Grundschulung für
 Schulpersonalräte, Teil 2
Arbeitszeit, Datenschutz, BEM, Teilzeit,
 allgemeines Schulrecht
3. und 4. September 2018 in der Akademie
des Sports, Hannover

Fortbildung für Bewerberinnen
und Bewerber auf Funktionsstellen
A14/A15
2. und 3. November 2018 in Bad Münder

Weitere Informationen zu den genannten
Veranstaltungen und Anmeldeformulare
finden Sie auf der Homepage des Philolo-
genverbands unter www.phvn.de
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PhVN-Personalräte gehen in Klausur
Arbeitszeit, Digitalisierung und Arbeitsvorhaben stehen im Mittelpunkt

Von Cord Wilhelm Kiel

Um die immer wichtiger werdende
Arbeit der Stufenpersonalräte des Phi-
lologenverbands in den verschiedenen
Gremien der Personalvertretung – also
im Schulhauptpersonalrat sowie in
den Schulbezirkspersonalräten der
Regionalabteilungen Braunschweig,
Hannover, Lüneburg und Weser-Ems –
zu vernetzen und zu intensivieren,

trifft sich die Arbeitsgemeinschaft der
Stufenpersonalräte unseres Verbandes
regelmäßig zu Sitzungen – in der Regel
einen Tag lang. Nun aber gingen die
PhVN-Personalräte zwei volle Tage in
Klausur. Denn das inzwischen auf 20
Personen angewachsene Gremium –
bei den letzten Personalratswahlen
konnte unser Verband ja große Erfolge

und personelle Zugewinne erzielen –
möchte sowohl innerverbandlich als
auch an den Schulen vor Ort mehr
 Präsenz zeigen.

Ganz im Sinne unseres Wahlkampf-
mottos „Wir sichern Ihre Rechte“ wird
die Zahl der Anfragen und Betreuungs-
fälle, die uns erreichen, immer zahl -

Das aktuelle Interview

Können Krankenkassenbeiträge im Alter stabil bleiben?
Fragen an einen privaten Krankenversicherer

Gymnasium in Niedersachsen: Herr Bittner, Sie sind Leiter
einer großen Landesgeschäftsstelle einer im öffentlichen
Dienst angesehenen Krankenversicherrung in Hannover.
Deswegen wenden wir uns mit paar Fragen an Sie, die uns u.
a.  nicht selten vorgelegt werden, wenn es um Versicherun-
gen geht. Eine davon ist: Was ist ein Versicherungsverein auf
Gegenseitigkeit – ein Begriff, mit dem auch Sie werben? Und
weiter: Wie sieht die dortige Mitgliedschaft konkret aus? 

Hagen Bittner: Ich möchte Ihnen diese Frage beantworten,
indem ich das an der Versicherung deutlich mache, für die
ich arbeite. Im Jahr 1905 gründeten Kommunalbeamte
einen Verein, damit ihnen im Krankheitsfall nicht der finan-
zielle Ruin drohte. Diese Hilfe zur Selbsthilfe, darum handelt
es sich im Kern, entwickelte sich schnell zu einem privaten
Krankenversicherer, der bis heute ein Versicherungsverein
auf Gegenseitigkeit ist.

Diese Organisationsform bedeutet, dass jeder Versicherte
mit Unterzeichnung des Vertrags Mitglied des Vereins wird.
Der Vorteil: Das Mitglied steht im Mittelpunkt unserer Akti-
vitäten, und das ist leichter möglich, da wir zum Beispiel
keine Aktiengesellschaft sind, die auch Aktionäre zufrieden-
stellen muss.

Sie sprechen von „Mitgliedern“, so dass wir weiter fragen
möchten: Was ist Kennzeichen und Merkmal dieser Mit-
gliedschaft?

Wir haben eine große Zahl von Versicherten, etwa 4,8 Millio-
nen, davon sind 2,3 Millionen vollversicherte Mitglieder, die
ein breites Leistungsspektrum abgesichert haben, so z. B.
Beihilfetarife für Beamte zur Ergänzungen ihrer Beihilfean-
sprüche und Krankheitskostenvollversicherungen für Ange-
stellte. Dazu kommen neben der Krankenversicherung noch
die Lebensversicherung, die Bausparkasse und die Schaden-
und Unfallversicherung, so dass unsere 7 Millionen Mitglie-
der fast 18 Millionen Verträge unterhalten.

Unser Interesse gilt, wenn wir von diesen Orgnisationsmerk-
malen einmal absehen, insbesondere speziellen Fragen.
Zum Beispiel: Wie wird bei Ihnen vermieden, dass die Kran-
kenversicherungsbeiträge im Alter stark steigen?

Ein besonderes Anliegen unsererseits ist es, dass die Beiträge
unserer Mitglieder möglichst stabil bleiben. Da in der Regel

bei älteren Menschen die gesundheitlichen Probleme zuneh-
men, steigen auch die Krankheitskosten, so dass für alle Betei-
ligten der Kostenaufwand ebenfalls steigt. Diese Steigerung
der Versicherungsleistungen muss jedoch nicht zu höheren
Beiträgen führen, da man dem begegnen kann, indem die
Krankenversicherer bei zeiten Alterungsrückstellungen bil-
den. Das heißt für uns wie für alle Krankenversicherer: In jün-
geren Jahren zahlt der Versicherte etwas mehr Beitrag, der
verzinslich angespart wird, um später die Krankenversiche-
rungsbeiträge zu stabilisieren bzw. senken zu können.

Die ganze Branche hat insgesamt 233 Milliarden Euro an
Alterungsrückstellungen gebildet, und auch bei uns ist die
Höhe der Rückstellung mit 35 Milliarden Euro erheblich. Das
ist gerade angesichts der demografischen Entwicklung mit
immer mehr älteren und immer weniger jüngeren Men-
schen nicht ganz ohne Bedeutung für Versicherte.

Viele der Versicherer, und Sie wohl auch, gehen heute in die
Werbung, dass sie sich vom „Kostenerstatter“ zum
„Gesundheitsdienstleister“ entwickeln, ein anspruchsvolles
Wort, wie wir meinen. 

Natürlich ist das auch ein Werbeslogan, aber ein berechtig-
ter, wenn man die Leistungen im Krankheitsfall und die Art
der Mitgliederbetreuung einmal näher betrachtet. Nicht nur
eine umfangreiche ambulante und stationäre Versorgung
ist gewährleistet, es gibt inzwischen auch zahlreiche Pro-
gramme, die  dem Erhalt der Gesundheit dienen oder den
Umgang mit bestimmten Krankheiten erleichtern sollen,
zum Beispiel bei akuten Herzerkrankungen durch die Nut-
zung telemedizinischer Möglichkeiten, und diese Program-
me können dem Versicherten zur Verfügung gestellt werden,
damit er daraus seinen Nutzen zieht – zur Erhaltung oder zu
Stabilieserung seiner Gesundheit.

Aber auch schon in ökonomischer Hinsicht bringt die Digita-
lisierung für den Patienten bzw. für das Mitglied Vorteile,
die nicht wesentlich sind, aber doch positiv aufgenommen
wurden.  So können beispielsweise Rechnungen über eine
App per Smartphone eingescannt und übermittelt werden.
Der positive Effekt: Die Leistungen werden schneller ausge-
zahlt, denn der Postweg entfällt.

Mit Hagen Bittner sprach Roland Neßler

Wir machen uns stark
        für Ihre Gesundheit  
  gesetzlich und privat

Landesgeschäftsstellen in Niedersachsen 

Bernstr. 1, 30175 Hannover, Tel. (05 11) 3 48 40 - 0 
Ostertorstr. 36, 28195 Bremen, Tel. (04 21) 3 65 03 - 0
Holzdamm 42, 20099 Hamburg, Tel. (0 40) 24 82 18 - 0

www.debeka.de

56027 Koblenz
Tel. (02 61) 9 41 43 - 0
www.debeka-bkk.de

Krankenversicherungsverein a. G.Krankenversicherungsverein a. G.

Traditioneller Partner des 

ö� entlichen Dienstes

          15:49:12
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reicher. Zugleich werden die Aufgaben
und Themengebiete komplexer, so
dass für die Bewältigung der täglichen
Aufgaben mehr denn je auch juristi-
scher Sachverstand erforderlich ist. 
Aus diesem Grunde hatten sich die
 Personalräte auch Marta Kuras-Lupp,
Geschäftsführerin und Justitiarin des
PhVN, als Gastreferentin und Ge sprä chs -
partnerin eingeladen. Zum Thema
„Digitalisierung im Spannungsfeld von
Schule“ konnten die Personalräte des
PhVN zudem als Referenten Stefan
Muhle gewinnen, Staatssekretär für
Digitalisierung im niedersächsischen
Wirtschaftsministerium. 

Digitalisierung im Spannungsfeld
von Schule
Ein wichtiger Fokus der Großen Koali -
tion sei die Internet-Infrastruktur, stell-
te der Staatssekretär gleich zu Beginn
seiner Ausführungen fest. Ein „Master-
plan Digitalisierung“ soll bis Mitte
2018 erstellt sein. „Bis 2025 ist für Nie-
dersachsen vorgesehen, gigabitfähige
Anschlüsse für alle Nutzer eingerichtet
zu haben. Die Finanzlage spricht aller-
dings durchaus dagegen. Die TK-Kon-
zerne stellen die Erreichbarkeit dieses
Zieles in Frage, da sie es für nicht leist-
bar ansehen“, erläuterte der CDU-Poli-
tiker. „Digitalisierung“ sei „in Einzel -
fällen“ durchaus in den Schulen vor-
handen, aber ausbaubar. Stefan Muhle
möchte keine Voraussetzungsvorgaben
machen, um Mittel für die Digitalisie-

rung in Schulen geben zu können.
Seitens der PhVN-Personalräte wurde
in der anschließenden Diskussion an -
geregt, für die sachgerechte Bedienung
des „digitalen Klassenzimmers“ unbe-
dingt Einweisungen der Lehrkräfte in
die korrekte Handhabung sowie Lehr-
erfortbildungen für alle Kollegien
anzubieten. Die stetige Erneuerung der
Gerätschaften, eine ausreichende
Finanzierung zur Betreuung der Geräte
seien notwendig sowie der Einsatz von
schulexternen Administratoren. Zu -
dem sei eine flächendeckende W-Lan-
Versorgung aller Schulen unabdingbar.
Die Ausstattung der Lehrkräfte mit von
der Schule oder dem Land Niedersach-
sen zur Verfügung gestellten Laptops
wäre wünschenswert.

Staatssekretär Muhle stimmte diesen
Einwänden und Anregungen der Ver-
bandspersonalräte zu, verwies aller-
dings auf die restriktiven vorhandenen
finanziellen Ressourcen. Eine genauere
Ausformulierung der Ziele der Digitali-
sierung für den Bereich Schule, d.h.
Konkretisierung für die Wartungssitua-
tion durch z.B. schulexterne Informa -
tiker sei wünschenswert – darin be -
stand Einigkeit. Es stellte sich jedoch
die Frage, wer die Entwicklung der digi-
talen Lerninhalte leisten und die Hard-
ware stellen sollte. Muhle entgegnete
dazu, dass Schülerinnen und Schüler
ihre eigenen Geräte verwenden sollten
(„bring your own device“) und indivi-

duelle Lösungen der einzelnen Schulen
gefragt seien. Die Entscheidungskom-
petenz sollte bei den Schulen liegen.

Dauerthema Arbeitszeit
Unsere Verbandsjustitiarin Marta
Kuras-Lupp war zu dem dringlichen
und an Aktualität nicht zu überbieten-
den Thema „Arbeitszeit“ zu den Perso-
nalräten gekommen. Allein die Vielzahl
und Intensität der Anfragen sowohl an
die Geschäftsstelle als auch an die Per-
sonalräte zeigt, welches „Schindluder“
mit der Lehrerarbeitszeit getrieben
wird. Dabei sind es vor allem die „Flexi-
stunden“, Bereitschaften sowie
Berechnung von AG-Stunden, Aufsich-
ten und Prüfungen, die fast überall für
Verärgerung und Unruhe in den Schu-
len sorgen. Man könnte fast meinen,
Lehrerarbeitszeit wäre das letzte frei
verfügbare Gut in der Arbeitswelt – so
zahlreich und mannigfaltig sind die
Probleme. 

An vielen Schulen entsteht der Ein-
druck, dass durch die Anhäufung einer
großen Zahl von Plusstunden „perso-
nalwirtschaftlich gearbeitet wird“,
sprich: Lehrerstellen eingespart bzw.
erwirtschaftet werden. Dieses Vorge-
hen ist ganz eindeutig nicht zulässig,
aber offenbar landesweit und schul -
formübergreifend gängige Praxis. Auch
aus den verschiedenen Personalrats -
gremien wird von extrem hohen Zahlen
berichtet, was Überstunden betrifft.
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Die Stufenpersonalräte auf ihrer Klausurtagung mit Staatssekretär Stefan Muhle (hinten rechts)
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Diese sollen – das ist in der Nds. ArbZVO-
Schule unmissverständlich geregelt –
zwar grundsätzlich im selben Schul-
halbjahr sofort wieder ausgeglichen
werden. Viele Schulen gehen damit
aber dementsprechend um, dass neue
Plusstunden angehäuft werden. Aus
verschiedenen Schulen wird sogar
berichtet, dass die Schulleitungen die
Regelung, Lehrkräfte bis zu vier
Wochenstunden zusätzlich für Vertre-
tungsunterricht einzusetzen, nicht –
wie es Rechtslage ist! – als begründete
Ausnahme betrachten, sondern gerade-
zu als Regel annehmen. Ein solches Vor-
gehen führt dann zu einem „Deputat“
von 27,5 Wochenstunden am Gymnasi-
um (aus Grundschulen wird von bis zu
33 Wochenstunden berichtet) – das ist
eine nicht erlaubte zusätzliche Belas -
tung, die im Grunde genommen sach-
lich auch gar nicht mehr leistbar ist.

Der Philologenverband Niedersachsen
wird sich weiterhin konsequent und in
aller Entschiedenheit gegen solche
„Auswüchse“ des „Personalmanage-
ments“ – wie sie leider auch von ver-
schiedenen Behörden toleriert werden!
– zur Wehr setzen und, so wie es unser
Motto ist, die Rechte der Lehrerinnen
und Lehrer sichern. Um über die wich-
tigsten Ergebnisse der Klausurtagung
der Stufenpersonalräte zu informieren
und diese wichtigen Gesetzesgrund -
lagen möglichst vielen Mitgliedern
kenntlich zu machen, werden diese im
Folgenden stichpunktartig zusammen-
gefasst:
■    Sofern ein längerer Personalbedarf

besteht, sollten Lehrkräfte, die mehr
Stunden geben können und wollen,
ein freiwilliges Arbeitszeitkonto ein-
richten. Teilzeitkräfte können ihr
Teilzeitdeputat erhöhen. 

■    Flexistunden und Mehrarbeit: Die
Schulleitung ist zur sorgfältigen
Dokumentation verpflichtet, aber
die Lehrkräfte haben auch eine Mit-
wirkungspflicht. Sie müssen – auch
zur eigenen Sicherheit – selbst Buch
führen über ihren flexiblen Unter-
richtseinsatz. Es gibt keine Vorga-
ben über die zeitliche Ausgestal-
tung der Rückmeldung. Aber bei
Verzögerungen von einem Jahr oder
mehr muss der Personalrat tätig
werden (z.B. Dienstvereinbarung). 

■    Flexistunden müssen ausgeglichen
werden! Die Schulleitungen werden
an dieser Stelle auch häufig allein
gelassen und müssen abordnen,
anstatt Flexistunden abzubauen. 

■    Flexistunden verfallen nicht – auch
nicht bei einem Schulwechsel. Aus-
nahme: Die Stunden verfallen bei
Austritt aus dem aktiven Dienstver-
hältnis oder einem Dienstherren-
wechsel (z.B. Bundeslandwechsel).

■    § 60 Abs. 3 NBG definiert Mehr -
arbeit – Mehrarbeit unterscheidet
sich von Plusstunden im Rahmen
des flexiblen Unterrichtseinsatzes.
Sie muss schriftlich bei der LSchB
beantragt und genehmigt werden.
Der Ausgleich erfolgt i.d.R. über den
Zeitausgleich. Sofern dienstliche
Gründe dem entgegenstehen, kann
ein finanzieller Ausgleich über
Mehrarbeitsvergütung (§ 47 NBG)
erfolgen.  

■    Flexibler Unterrichtseinsatz ist eine
Verschiebung von Arbeitszeit, keine
Mehrarbeit. 

■    In Bezug auf die Zeit nach den Abi-
turprüfungen arbeitet das MK mit
dem nicht mehr gültigen Erlass
über den flexiblen Unterrichtsein-
satz von 1984 („Flexi-Erlass“ Schrei-
ben des MK von 28.4.2017). Der
Stand der „Flexikonten“ wird in der
Statistik nicht erfasst, wodurch die
Unterrichtsversorgung an den Gym-
nasien verschleiert wird.

■    Zunehmend weisen Schulleitungen
Bereitschaften über den ganzen
Schultag (1. – 8. Stunde) an, pro Lehr-
kraft 4 – 6 Stunden pro Woche oder
verhängen eine Anwesenheits-
pflicht für die 1. – 6. Stunde an
jedem Wochentag. Danach sind 
z. B. Arzttermine in Freistunden nur
nach Sonderurlaubsantrag möglich.
Bereitschaften waren bereits ver-
mehrt Gegenstand von Gerichtsent-
scheidungen (z.B. bei Feuerwehrleu-
ten, Polizisten). Die Ausprägungen,
wie Bereitschaftsdienste in den
Schulen aussehen, sind sehr varia-
bel. Doch auch hier ist die Einhal-
tung der Arbeitszeit zu über -
wachen. 

■    Die ArbZVO-Schule sagt deutlich,
dass die Lehrkräfte in der zeitlichen
Ausgestaltung ihrer Arbeit außer-
halb ihrer Unterrichtsverpflichtung
grundsätzlich frei sind.

■    Der Einsatz von teilabgeordneten
Lehrkräften für Bereitschaftsdienste
soll laut MK nicht erfolgen. 

■    Korrekturzeiten für das Abitur 2018:
Korrekturtage für die belasteten
Kollegen führen zu vermehrtem
Vertretungseinsatz für andere Lehr-
kräfte, die allerdings durch den
Wegfall des Unterrichts für den Abi-

turjahrgang z.T. weniger belastet
sind. Die Verwendung der IZN-200-
Stunden („Anrechnungsstunden für
besondere Belastungen“) wird kri-
tisch gesehen, da der Topf für eine
andere Art der Belastung gedacht
ist und die Entlastung nicht punkt-
genau dann, wenn benötigt, erfolgt.
Die Korrekturvorgaben sind in Nie-
dersachsen zudem sehr arbeitsin-
tensiv (besonders in den modernen
Fremdsprachen). 

■    Teilzeit-Erlass: Die Rechtsberatung
bekommt täglich Anfragen zu dem
Thema. Dieser Erlass hat zuletzt
wichtige Änderungen erfahren. So
ist nun nach Rechtsprechung des
BVerwG klargestellt, dass Teilzeit-
kräfte grundsätzlich nur innerhalb
ihres Teilzeitdeputats dienstlich ver-
pflichtet werden können. Einige
Schulleitungen legen die Regelun-
gen jedoch zulasten der Kolleginnen
und Kollegen aus. Die berechtigte
Entlastung von Teilzeitkräften kann
in der Praxis aber auch eine Heraus-
forderung darstellen. Um die ande-
ren Kolleginnen und Kollegen nicht
mehr zu belasten, bestehen diverse
Möglichkeiten der Erleichterungen:
z.B. zeitliche Einschränkung an der
Teilnahme an Konferenzen und
Dienstbesprechungen, sofern
dienstlich möglich.

Diese Übersicht stellt nur eine sehr
grobe Vereinfachung des Themen -
komplexes dar, hilft aber hoffentlich, 
in Zweifelsfragen erste Antworten zu
geben. Die Tatsache, dass die PhVN-Per-
sonalräte über drei Stunden mit Marta
Kuras-Lupp über das Thema Arbeitszeit
sprachen und die durchschnittliche
 Frequenz der Anfragen zu diesem
Thema in den letzten Jahren enorm
gestiegen ist, sprechen aber Bände. 

Weitere Tagungsthemen waren unter
anderem die Fertigstellung des Fort -
bildungskonzepts des PhVN für Per -
sonalräte, die Diskussion aktueller
 Fragen und Entwicklungen im Vergleich
des Vorgehens an verschiedenen Stand -
orten der Landesschulbehörde sowie
erste Überlegungen für die Personal-
ratswahlen 2020. Über weitere Inhalte
und Ergebnisse werden wir an dieser
Stelle berichten. In dieser Ausgabe
unserer Verbandszeitung befinden sich
bereits zwei Aufsätze zu aktuellen The-
men der Verbandsarbeit (Altersteilzeit
sowie Digitalisierung), die auf den fol-
genden Seiten zu lesen sind. 
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Ab dem 25. Mai 2018 ist die Europäische
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)
von 2016 verbindlich umzusetzen und
das neue Bundesdatenschutzgesetz
(BDSG-neu) tritt in Kraft. Auch wenn die
Überarbeitung des niedersächsischen
Datenschutzgesetzes (NDSG) von 2002
noch nicht abgeschlossen und eine
Neufassung der für die Schulen gelten-
den Erlasse noch nicht erfolgt ist, ändert
sich damit auch an unseren Schulen
einiges. Der folgende Artikel soll Ihnen
einen kurzen Einblick in das aktuell gel-
tende Recht geben und die Neuerungen
durch die DSGVO aufzeigen.

Recht auf informationelle
 Selbstbestimmung 
Das Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung ist in Deutschland ein
Grundrecht. Vereinfacht ausgedrückt
besagt es: Jeder Mensch hat ein Recht
darauf, jederzeit zu wissen und im All-
gemeinen auch selbst zu bestimmen,
welche Personen, Behörden oder Ein-
richtungen Zugang zu welchen seiner
personenbezogenen Daten hat und
wie diese verarbeitet werden.

Dabei umfasst der Begriff „verarbeiten“
im Grunde alles, was man mit Daten
tun kann: erheben, organisieren, spei-
chern, abfragen, übermitteln, verän-
dern oder löschen. Zu den personenbe-
zogenen Daten zählen nicht nur die
besonders sensiblen Daten, wie Anga-
ben zur Gesundheit oder zur Leistung,
sondern alle Informationen, die sich
auf eine identifizierbare Person bezie-
hen, also bereits Namen, Kontaktdaten
und Geburtsdaten. Somit ist also
selbst das Austeilen einer Klassenliste
mit Telefonnummern an die schriftli-
che Einwilligung aller betroffenen
Schüler und ihrer Erziehungsberechtig-
ten gebunden.

Verarbeitung personenbezogener
Daten von Schülerinnen und
Schülern auf privaten IT-Systemen
von Lehrkräften
Der Runderlass des MK vom 1.2.2012
regelt die dienstliche Nutzung privater
IT-Systeme. Da die Schule verantwort-
lich für den Datenschutz bleibt, ist 
die Genehmigung der Schulleitung

einzuholen (Vordruck unter daten-
schutz.nibis.de). Diese enthält Anga-
ben zu dem IT-System und der verwen-
deten Software, so dass für jedes Gerät
einzeln (PC, Notebook, Tablet, Smart-
phone, …) eine Genehmigung einzu -
holen ist. Auch die Pflichten der be -
antragenden Lehrkraft in Bezug auf
Datensicherheit und Datenminimie-
rung werden aufgelistet. Insbesondere
sei hier darauf hingewiesen, dass keine
Kontaktdaten (Telefonnummer, E-Mail-
Adresse, Anschrift) von Schülern oder
ihren Erziehungsberechtigten auf
einem privaten IT-System einer Lehr-
kraft verarbeitet werden dürfen. Das
schließt die dienstliche Nutzung von
WhatsApp und anderen Messenger-
diensten kategorisch aus, nicht einmal
dienstliche Telefonate mit dem priva-
ten Smartphone sind zulässig. Es stellt
sich die Frage, ob auch Festnetztelefo-
nate von modernen privaten Anschlüs-
sen in Anbetracht der digitalen Ver -
arbeitung der Telefondaten untersagt
sind. Sollten die Datenschutzbestim-
mungen in diesem Bereich unverän-
dert bleiben, ist die Notwendigkeit
eines Dienst-Handys für Lehrkräfte
nicht mehr zu leugnen.

Bei mobilen Speichermedien (z.B. USB-
Sticks) ist darauf zu achten, dass Datei-
en, die personenbezogene Daten von
Schülerinnen und Schülern enthalten,
mindestens passwortgeschützt sind.
Insbesondere bei Entwürfen für Abitur-
gutachten, die zur Besprechung mit
dem Korreferenten häufig in dieser
Form transportiert werden, ist das
unerlässlich. Einige Hersteller bieten
ein vorinstalliertes, einfach zu bedien-
endes Verschlüsselungsprogramm an.

Dienstliche E-Mails
Die meisten Gymnasien haben für alle
Lehrkräfte eine dienstliche E-Mail-
Adresse zur Verfügung gestellt, oft ver-
bunden mit einem Nutzer-Account für
den Schulserver (z.B. IServ). Diese E-Mail-
Adresse darf uneingeschränkt zur
Kommunikation der Lehrkräfte unter-
einander und mit der Schulleitung ver-
wendet werden. Wenn die notwendi-
gen Mittel dafür zur Verfügung gestellt
werden, kann die Schulleitung von ihren

Lehrkräften auch das regelmäßige
Abrufen der dienstlichen   E-Mails
 verlangen – aber eben nur mit dem
Dienst-PC und dem dienstlichen Inter-
net-Anschluss, nicht mit einem priva-
ten. Dienstliche Kommunikation muss
also auch im digitalen Zeitalter an
 Fristen gebunden bleiben, da der
 Empfänger nur dann dienstliche 
E-Mails lesen darf, wenn er im Dienst,
genauer: an einem dienstlichen IT-Sys -
tem ist. Es gilt die Faustregel: Nach drei
Werktagen darf der Absender davon
ausgehen, dass eine dienstliche E-Mail
gelesen worden ist. 

Wegen des Verbots, Kontaktdaten von
Schülern oder Erziehungsberechtigten
auf einem privaten IT-System zu ver -
arbeiten, ist aber von einem Abrufen
der E-Mails am heimischen Computer
oder gar am Smartphone abzuraten.
Der Erlass von 2012 führt somit die Ver-
wendung dienstlicher E-Mail-Adressen
ad absurdum und es zeigt sich erneut,
dass das Land entweder den Lehrkräf-
ten Dienst-Smartphones oder -Tablets
zur Verfügung stellen, oder den Erlass
von 2012 überarbeiten muss.

Einige Dienststellen empfehlen die
Einrichtung einer automatischen Wei-
terleitung von der dienstlichen auf
eine private E-Mail-Adresse, die regel-
mäßig abgerufen wird. Auch das ist
nach dem Erlass von 2012 unzulässig,
da die E-Mail-Adresse des Absenders
auch weitergeleitet würde. Außerdem
würde die Mail auf dem Server des
jeweiligen Internet-Providers zwi-
schengespeichert, was eine unzulässi-
ge Datenverarbeitung durch einen
Dritten wäre.

Darf die Schulleitung dienstliche 
E-Mails mitlesen? Die Schulleitung
kann verlangen, dass ihr Kopien des
dienstlichen E-Mail-Verkehrs zur Ver -
fügung gestellt werden, sie kann auch
nach Ankündigung und unter Wahrung
des Vier-Augen-Prinzips Einblick ver -
langen, aber sie darf nicht heimlich
mit lesen. Auch für E-Mails gilt das Post-
geheimnis. Allerdings haben die Admi-
nistratoren durchaus die technischen
Möglichkeiten, die E-Mails und Daten

der Nutzer zu lesen – wenn auch nicht
unbemerkt. „Root-Administratoren“
können die Accounts auch ausspähen,
weshalb dieses Recht eigentlich kein
Angehöriger der Schule haben sollte.
Wir empfehlen (besonders Personal -
räten): Nutzen Sie die dienstliche 
E-Mail-Adresse nicht für den Austausch
sensibler personenbezogener Daten. 

Schulserver
Die Nutzung des Schulservers ist an
eine Nutzungsordnung gebunden, die
in der Regel die Nutzung zu privaten
Zwecken ausschließt. Die Kontrolle der
Einhaltung obliegt der Schulleitung
und hat stichprobenartig anhand von
nicht personenbezogenen Protokoll -
daten unter Wahrung des Vier-Augen-
Prinzips zu erfolgen. Die Nutzungsord-
nung sollte Auskunft über die beteilig-
ten Personen, die genauere Form und
die Frequenz dieser Kontrollen geben.
Des Weiteren ist es unerlässlich, dass
in ihr die Namen der Administratoren
und ihre Rechte genannt sind.

Schulhomepage und
 Vertretungsplan
Die Veröffentlichung personenbezoge-
ner Daten von Beschäftigten im Inter-
net ist nur zulässig, soweit es zur
Durchführung organisatorischer Maß-
nahmen notwendig ist. So können
dienstliche Kontaktdaten der Schulver-
waltung, der Schulleitung, ihrer Vertre-
tung und der Lehrkräfte mit öffentlich-
keitswirksamen Funktionen auf der
Schulhomepage veröffentlicht werden,
für die Veröffentlichung einer vollstän-
digen Kollegiumsliste mit Angabe der

Kürzel, Fächer und Funktionen besteht
hingegen keine Notwendigkeit. Das
bedeutet nicht, dass keine Schulhome-
page eine solche Liste enthalten darf,
aber es bedeutet, dass die Schulleitung
die schriftliche Einwilligung mit der
Veröffentlichung dieser Daten von
jedem Kollegiumsmitglied einholen
muss.

Ähnliches gilt für einen Online-Vertre-
tungsplan oder einen im öffentlich
zugänglichen Bereich der Schule aus-
gehängten analogen Vertretungsplan:
Er ist zulässig, sofern er keine perso-
nenbezogenen Daten, also auch keine
identifizierbaren Lehrerkürzel enthält. 

Für die Schülerinnen und Schüler sollte
die Information genügen, dass sie in
der 3. Stunde Französisch in Raum 107
bei einer Vertretungslehrkraft haben
wird; dann wissen sie, wann sie wo
sein müssen und welche Unterlagen
und Bücher sie benötigen. Soll eine
Form des Vertretungsplans verwendet
werden, die Lehrerkürzel enthält, so ist
auch dafür die schriftliche Einwilligung
einzuholen.

Was ändert sich durch die 
EU-DSGVO?
Die Änderungen betreffen in erster
Linie die Schulleitung als Verantwort -
liche im Sinne des Datenschutzgeset-
zes und in zweiter Linie den Daten-
schutzbeauftragten oder die Daten-
schutzbeauftragte (im Folgenden: „der
DSB“). Die Lehrkräfte sind nur am
Rande betroffen.
■    Rechte der Betroffenen: Werden

personenbezogene Daten erhoben,
so ist der Betroffene unter Angabe
der Kontaktdaten des Verantwort -
lichen und des zuständigen DSB
unmittelbar schriftlich über Art,
Umfang und ggf. Empfänger der
Daten, Art und Zweck der Verarbei-
tung sowie Dauer der Speicherung
zu informieren (Art. 13 + 14). Außer-
dem ist der Betroffene auf seine
Rechte hinzuweisen: Auskunfts-
recht, Recht auf Berichtigung/
Löschung, Widerspruchsrecht, Recht
auf Datenübertragbarkeit und das
Beschwerderecht bei der Aufsichts-
behörde. Neu ist dabei das Recht
auf Datenübertragbarkeit (Art. 20):
die Daten müssen dem Betroffenen
in einem strukturierten, gängigen
und maschinenlesbaren Format zur
Verfügung gestellt und auf seinen
Antrag hin an einen weiteren Ver-
antwortlichen übermittelt werden
können.

■    Technisch-organisatorische Maß-
nahmen: Der Verantwortliche muss
für ein angemessenes Schutzniveau
sorgen. § 64 BDSG-neu zählt die
Aspekte, die zu berücksichtigen
sind, im Einzelnen auf. So ist auf das
notwendige Maß zu beschränken,
wer Zugriff auf die Daten hat –
sowohl wer sie lesen als auch wer
sie verändern oder kopieren kann –
und wie lange die Daten gespei-
chert werden. Gleichzeitig hat der
Verantwortliche die Verfügbarkeit
der Daten sicherzustellen (Schutz
vor Beschädigung oder Verlust). Ins-
besondere die Minimierung von
Datenumfang, Speicherfrist und
Zugänglichkeit ist dabei unter
Berücksichtigung des Stands der
Technik, der Implementierungsko-
sten und des Zwecks der Verarbei-
tung durch Voreinstellung zu
gewährleisten.

■    Dokumentations- und Nachweis-
pflichten: Für den Verantwortlichen,
die Schulleitung, besteht Rechen-
schaftspflicht, d.h. die Schulleitung
muss jederzeit nachweisen können,
dass sie die Bestimmungen des
Datenschutzes einhält. Diese Ver-
antwortung ist nicht übertragbar,
auch wenn einzelne Aufgaben dele-
giert werden können. 

An die Stelle der bisherigen Verfah-
rensbeschreibung für automatisierte
Datenverarbeitung (§ 8 NDSG) tritt in
der DSGVO ein Verzeichnis aller Ver -
arbeitungstätigkeiten (Art. 30; § 70
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Im Brennpunkt: Datenschutz in niedersächsischen Schulen
Von Katharina Kurze



BDSG-neu). Dies ist vom Verantwort -
lichen, sprich der Schulleitung, anzu -
legen und enthält neben Namen und
Kontaktdaten des Verantwortlichen
und des zuständigen DSB Angaben
zum Zweck der Datenverarbeitung, zu
den Kategorien der Empfänger, der
betroffenen Personen und der perso-
nenbezogenen Daten, über die Rechts-
grundlagen der Verarbeitung, zu den
vorgesehenen Fristen für die Löschung
und zu den vorgesehenen Maßnahmen
nach § 64 BDSG-neu. Die Schulleitung
kann diese Aufgabe delegieren.

An die Stelle der Vorabkontrollen durch
den DSB (§ 8a (3) NDSG) tritt die
Daten schutzfolgeabschätzung (DSFA,
Art. 35; § 67 BDSG-neu), die vom Ver-
antwortlichen initiiert und unter Mit-
wirkung des zuständigen DSB durch-
geführt wird. Sie wird notwendig,
wenn eine Verarbeitung „voraussicht-
lich ein hohes Risiko für die Rechte und
Freiheiten“ des Betroffenen zur Folge
hat. Das kann z.B. die Verarbeitung von
Leistungsbewertungen, wie Zeugnis-
noten, betreffen. Neben den Angaben,
die bereits im Verzeichnis der Verarbei-
tungstätigkeiten aufgeführt sind, ent-

hält die DSFA eine Bewertung der Not-
wendigkeit und Verhältnismäßigkeit
der Verarbeitungsvorgänge und ihrer
Risiken, sowie die geplanten Maßnah-
men zur Minimierung der Risiken und
zur Minderung der Folgen.

Schließlich sind durch die DSGVO in
Zukunft auch öffentliche Stellen zur
Dokumentation und Meldung von
Datenschutzverletzungen verpflichtet.

Aufgaben des oder der
 Datenschutzbeauftragten
Jede Behörde oder öffentliche Stelle ist
zur Benennung eines DSB verpflichtet.
Er ist in der Wahrnehmung seiner
 Aufgaben nicht weisungsgebunden.
Obwohl der DSB auch andere Aufga-
ben und Pflichten übernehmen kann,
sollte dieses Amt zur Vermeidung von
Interessenskonflikten nicht von der
Schulleitung, dem Personalratsvorsit-
zenden, der Gleichstellungsbeauftrag-
ten, der Schwerbehindertenvertretung
oder anderen Personen, die auf Grund
ihrer Funktion viel mit personenbezo-
genen Daten arbeiten, ausgeübt wer-
den. In der Regel wird eine technisch
und rechtlich versierte Lehrkraft beauf-

tragt. Es ist aber ebenso möglich, dass
mehrere Schulen unter Berücksichti-
gung ihrer Größe einen gemeinsamen
DSB beauftragen, z.B. den DSB des
Schulträgers. 

Der DSB unterrichtet und berät alle
Mitarbeiter der Schule, einschließlich
der Schulleitung, zum Thema Daten-
schutz. Neu ist, dass er die Einhaltung
der Datenschutzvorschriften und der
vereinbarten Schutzmaßnahmen auch
überwacht. Dafür ist es sinnvoll, das
Führen des Verzeichnisses aller Ver -
arbeitungstätigkeiten an den DSB zu
delegieren, da sich dieser im Rahmen
der Überwachung ohnehin einen
Überblick verschaffen muss. Das er -
fordert aber viel Zeit, für die der DSB
entsprechend entlastet werden muss.

Wie die Überwachung genau aussehen
und welchen Umfang sie haben soll, ist
nicht näher bestimmt. Hier sollten – so -
fern auch in Zukunft keine Empfehlun-
gen der MK oder der Landesbeauftrag-
ten für Datenschutz Aufschluss geben –
verbindliche Absprachen  zwischen dem
DSB, der Schulleitung und der Personal-
vertretung getroffen werden.

Aus der Arbeit der Schulbezirksperson
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Altersermäßigung – jetzt!                                      Von Dr. Hansjörg Rümelin

Seit dem Urteil des Oberverwaltungs-
gerichtes Lüneburg vom 9. Juni 2015,
mit dem die einseitige Erhöhung der
Unterrichtsverpflichtung für die nie-
dersächsischen Gymnasiallehrkräfte
durch die Rot-Grüne Vorgängerregie-
rung als verfassungswidrig aufgeho-
ben wurde, sind inzwischen fast drei
Jahre vergangen. Vergessen wird
schnell, dass am gleichen Tage weitere
Urteile ergingen, darunter eines, das
die in der Arbeitszeitverordnung gere-
gelte Altersermäßigung betraf. Sie
hatte in ihrer vorangehenden Fassung
vorgesehen, dass ab dem 1. August
2014 die Unterrichtsverpflichtung für
verbeamtete Lehrkräfte ab der Vollen-
dung des 55. Lebensjahres um eine
Unterrichtsstunde und ab Vollendung
des 60. Lebensjahres um zwei Unter-
richtsstunden ermäßig werden sollte.
Diese Zusage hat die damals amtieren-
de Rot-Grüne Landesregierung gekippt
und dahingehend geändert, dass es ab
dem 1. August 2014 nun dauerhaft bei
der zunächst bis zum 31. Juli 2014 befris -

teten Ermäßigung der Unterrichtsver-
pflichtung um nur eine Unterrichts-
stunde und zwar erst ab Vollendung
des 60. Lebensjahres blieb.

Die Klagen gegen diesen Teil der
Arbeitszeitverordnung hatten keinen
Erfolg. Die Argumentation des 5. Senats
des Niedersächsischen Oberverwal-
tungsgerichts stützte sich darauf, dass
es keinen hergebrachten Grundsatz
des Berufsbeamtentums gebe, aus
dem ein Anspruch auf eine Alters -
ermäßigung hinsichtlich der wöchent-
lichen Unterrichtsverpflichtung abzu-
leiten wäre und diese eine freiwillige
Leistung des Dienstherrn darstellen
würde – die aus haushaltsrechtlichen
Erwägungen geändert werden könne. 

Dies ist die Rechtslage. Auch wenn es
unstreitig ist, dass jede Landesregie-
rung darauf zu achten hat, ihre haus-
haltspolitische Handlungsfähigkeit
sicher zu stellen, so hat die Einsicht in
die Notwendigkeit, ältere Lehrkräfte zu

entlasten, zu entsprechenden Forderun-
gen in den parteipolitischen Program-
men zur Landtagswahl geführt. Bemer-
kenswerterweise bei CDU und Grünen,
während man bei FDP und SPD vergeb-
lich nach vergleichbaren Aussagen
suchen konnte. Am deutlichsten wurde
die CDU, die sich auch zeitlich festlegte,
selbst wenn zur Art der Erleichterung
noch nichts gesagt ist: „Eine Entlastung
von Lehrkräften über 55 Jahren wird
zum Schuljahr 2018/19 erfolgen.“ 

Diese Absichtserklärung hat dem
Grundsatz nach Eingang in die Koali -
tionsvereinbarung von SPD und CDU
für die Wahlperiode 2017–2022 gefun-
den, wenn dort im Kapitel 2.3a (Bil-
dung/ Lehrkräfte/ Arbeitszeit) formu-
liert ist: „Wir wollen die Regelungen
zur Arbeitszeit von Lehrerinnen und
Lehrern auf eine solide Basis stellen.
Die Belastungen der Schulleitungen
sind ebenfalls zu untersuchen. Hierfür
sind die Ergebnisse aus der eingesetz-
ten Arbeitszeitkommission und den

vorliegenden Arbeitszeitstudien eine
Grundlage. Wir streben die Erarbeitung
einer neuen Arbeitszeitverordnung für
Lehrkräfte an. Dabei soll berücksichtigt
werden, dass Lehrkräfte über 55 Jahre
eine zusätzliche Entlastung erhalten.“
Dass es sich hierbei nicht um eine
unverbindliche Absichtserklärung,
 sondern um eine verpflichtende Zu -
sage handelt, ist in der Koalitionsver-
einbarung im nachlesenswerten
 Kapitel über die Grundsätze der
Zusammenarbeit geregelt. 

An diese zu begrüßende politische
Zielsetzung der Landesregierung
anknüpfend haben die Vertreter des
Philologenverbandes im Schulhaupt-
personalrat einen Vorschlag zur Ände-
rung der Arbeitszeitverordnung vor -
gelegt, den sich der Schulhauptperso-
nalrat zu Eigen gemacht hat. Dabei ist
der Vorschlag ganz einfach und läuft
im Kern darauf hinaus, dass man § 8
der Verordnung so ändert, dass die
Zusage von 2014 endlich eingelöst
wird: Verringerung der Unterrichtsver-
pflichtung um eine Stunde nach Voll-
endung des 55. Lebensjahres, um zwei
nach Vollendung des 60. Lebensjahres.

Nun hat der Minister zugesagt, dass bei
der Erarbeitung einer neuen Arbeits-

zeitverordnung beachtet werden soll,
dass Lehrkräfte über 55 Jahre eine zu -
sätzliche Entlastung erhalten und oben
skizzierter Vorschlag berücksichtigt und
auf seine Umsetzbarkeit geprüft wer-
den soll. Diese Ankündigung ist zwei-
fellos erfreulich. Ob Worten auch Taten
folgen, bleibt abzuwarten.

Denn die Grundlage der Diskussion um
Arbeitszeit und Altersermäßigung soll
nach Vorstellung des Ministeriums der
Abschlussbericht der noch von der
Amtsvorgängerin des Ministers einge-
setzten Arbeitszeitkommission in Ver-
bindung mit den bisher vorliegenden
Arbeitszeitstudien bilden. Betrachtet
man den Sachstandsbericht, den die
Arbeitszeitkommission nach einjähri-
ger Arbeit am 13. November 2017 vor-
gelegt hat, so irritiert zunächst, dass
sich gut die Hälfte des zwanzigseitigen
Berichts darin erschöpft, die Göttinger
Arbeitszeitstudie von 2016 zu referie-
ren. Unverständlich ist auch, dass das
Gremium zwar auf Basis der Göttinger
Studie ein deutliches Ansteigen der
Arbeitsbelastung in Verbindung mit
dem höheren Lebensalter konstatiert –
daraus aber die dringend notwendigen
Empfehlungen weder ableitet noch
andeutet, dass man auf den hier beste-
henden Handlungsbedarf bis zur Vor-

lage des Abschlussberichtes eingehen
wolle. Zudem stellt die Göttinger Stu-
die zweifelsohne eine valide Grundlage
dar, die aber durch die Ergebnisse der
bundesweiten Arbeitszeitstudie des
Deutschen Philologenverbandes
ergänzt werden muss, da bisher die
Arbeitszeit von Lehrkräften an Gym -
nasien mit Funktionsaufgaben und in
Schulleitungen nicht getrennt und dif-
ferenziert erhoben worden ist.

Unabhängig davon steht außer Frage,
dass die Qualität von Unterricht und
Bildungs- und Erziehungsarbeit auch
damit verbunden ist, dass die Arbeit
der Lehrkräfte durch effektive und
nachhaltige Entlastung wertgeschätzt
wird – unabhängig von Kassenlage
und wechselnden politischen Projek-
ten – jetzt und nicht irgendwann.

Von den Koalitionären ist deshalb ein-
zufordern, dass die Zusagen von 2014
und aus dem vergangenen Landtags-
wahlkampf eingelöst werden – zum
kommenden Schuljahr und nicht
irgendwann. Immerhin wurde diese
Forderung schon lange und immer
wieder, auch auf den Vertretertagen
des Philologenverbands, vorgetragen
und meist einstimmig verabschiedet. 

Wir trauern um 
Ingeborg Schmidt 
Stefanie El Matine 
Heiko van Dieken
Dietrich Maiwald 
Franz-Konrad Ewers 
Leonore Isanowski 
Siegfried Bönnighausen
Eckart Dzick 
Ulrike Voigt-Schäfer
Jürgen Albrecht
Albrecht Gerlach
Ilse Stonjek
Jürgen Allers
Eugen Dieckmann
Hermine Hilkenbach 
Margot Gött
Dr. Wolfgang Rikowski
Helga Höhn

Wolfenbüttel
Jever
Hemmoor
Oldenburg
Duderstadt
Salzgitter
Göttingen
Lüneburg
Hannover
Hann. Münden
Clausthal-Zellerfeld
Osnabrück
Helmstedt
Hannover
Quakenbrück
Leer
Hatten
Nordhorn

14.05.2017
25.11.2017
23.12.2017
01.02.2018
09.02.2018
09.02.2018
21.02.2018
04.03.2018
05.03.2018
06.03.2018
07.03.2018
08.04.2018
08.04.2018
13.04.2018
13.04.2018
03.05.2018
22.05.2018
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Liebe Leserinnen und Leser, bei der letzten Übermittlung der Liste der
Verstorben für diese Zeitung ist leider ein Fehler auf getreten. Frau
Ilse Domke wurde dort aufgeführt, was aber nicht richtig ist. Richtig
ist: Walter Domke – ihr Ehemann – ist am 5. Dezember 2017 verstorben. 

Walter Domke war dem Verband über viele Jahre treu und hatte im
Bereich der Regionalabteilung Osnabrück einen nicht geringen
Bekanntheitsgrad. Wir bitten darum, diesen Fehler zu entschuldigen. 

Die Redaktion

Richtigstellung



Schulen in Niedersachsen

Es war für mich eine Ehre, Mitglied unserer Delegation in
Berlin sein zu dürfen. Ausschlaggebend dafür war sicherlich
unter anderem, dass ich in dem Jahrgang Klassenlehrer
einer Inklusionsklasse war, als diese in Niedersachsen einge-
führt worden sind. Seitdem führe ich diese Klasse mit meiner
Kollegin, Frau Meyer, und wir können – jetzt sind wir im 9.
Jahrgang – wirklich vollinhaltlich sagen, dass Inklusion von
Schülern mit körperlichen Einschränkungen gut gelingen
kann. Diese und weitere Inklusionskinder arbeiten im Unter-
richt gut mit und nehmen selbstverständlich an den Projek-
ten und AGs genauso teil wie Schüler ohne Inklusionsbedarf.

An der IGS List bin ich Fachbereichsleiter für Naturwissen-
schaften, unterrichte also Biologie, Chemie und Physik und
bin auch Sportlehrer. In dieser Funktion koordiniere ich, über
den normalen Sportunterricht hinaus, die Schwimmausbil-
dung und leite gemeinsam mit einem Kollegen die Ski- und
Snowboard-AG unserer Schule seit rund 20 Jahren.

Weiterhin begleite ich die Zoo-AGs (Nagetiere, Reptilien,
Hühner), leite die AG Geobotanischer Schulgarten und bin
Aufsichtsratsvorsitzender unserer nachhaltigen Schülerge-
nossenschaft „Imkerei der IGS List“, die seit 2005 besteht
und aus einer Imkerei-AG hervorgegangen ist. Zu meiner
großen Freude ist es in diesem Schuljahr gelungen, sowohl
in unserer Schule eine junge Kollegin für die Imkerei zu
begeistern als auch eine Kooperation mit einer weiteren
Imkerei-AG an der IGS Süd-Langenhagen aufzubauen.

Seit vielen Jahren sind Sie als bekennendes PhVN-Mitglied
an einer IGS, waren früher auch Vorsitzender des Arbeits-
kreises Gesamtschulen. Wie erleb(t)en Sie als Gymnasialleh-
rer die – ja sicherlich nicht immer einfache – Arbeit an einer
Gesamtschule? Und was raten Sie heute, da viele Gymnasi-
allehrer an IGSen gehen (müssen), weil es die Stellensitua -
tion nicht anders zulässt, den jungen Gymnasiallehrkräften,
die an einer IGS oder KGS arbeiten (müssen)?

Der Start war nicht leicht. Nach meinem Referendariat
1983/1984 am Gymnasium Ernestinum in Celle, während-
dessen ich Mitglied im PhVN wurde, gab es praktisch keine

Stellen für Kollegen mit den Fächern Biologie und Sport. Ich
schlug mich also mit kleinen Engagements als VHS-Referent,
Tennistrainer und Gartengestalter durch. Weiterhin habe ich
als Skilehrer beim Post-SV gearbeitet. Dazu kam ein Job bei
der „Fabrik Langenhagen“, einer sozialen Einrichtung, die
 jungen Leuten den Hauptschulabschluss ermöglichen wollte.
Das hat mir „Fronterfahrungen“ eingebracht! Dazu kamen
einige Stundenverträge im Stephansstift, Biologieunterricht
für junge Damen, die den Fachoberschulabschluss machen
wollten. Weiterhin habe ich eine Reihe von Wehrübungen
bei der Bundeswehr gemacht und dabei viele Erfahrungen
sammeln können, die mir später sehr geholfen haben.

Glücklich war ich 1985 über eine „Schwangerschaftsvertre-
tung“ am Gymnasium Lutherschule in der hannoverschen
Nordstadt. Dort wäre ich gern geblieben, leider hatte die
Schule keine Stelle für mich. 1986 waren zwei Stellen an den
IGSen Roderbruch und Mühlenberg ausgeschrieben. Da ich
angekreuzt hatte „keine IGS“, rechnete ich mir kaum Chancen
aus. Aber Glückes Geschick: Ich bekam die Stelle an der IGS
Mühlenberg, an der ich dann sieben Jahre gearbeitet habe.
Durch meine Aufgaben als Klassenlehrer, als Leiter der AG
Schulzoo und durch den Aufbau des Schulgartens ist viel
„Herzblut“ in diese Arbeit geflossen. Allerdings gab es dort
auch massive Auseinandersetzungen mit Mitgliedern des
Personalrats, die mir als Mitglied im PhVN die „rote Rose des
Verräters“ vor dem Lehrerzimmer überreicht haben. Ähn -
liches habe ich dann erneut erleben „dürfen“, als mich der
zuständige Dezernent beim Bewerbungsverfahren für die
Fachbereichsleiterstelle an der IGS List fragte, wie ich denn
als Mitglied des PhVN eine Funktionsstelle an einer Gesamt-
schule übernehmen könne.

Meine Antwort darauf ist zugleich der Rat an unsere jungen
Kollegen: Wir arbeiten als Landesbeamte für die Zukunft
unseres Landes Niedersachsen und haben die Pflicht, unsere
Schüler bestmöglich auf ihr Leben vorzubereiten, egal, wo
wir eingesetzt werden!

Einen weiteren Rat will ich auch gern noch geben: Nicht
wegducken, sondern aufrecht die eigene Meinung sagen,
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Erneut hat eine niedersächsische Schule erfolgreich beim
Deutschen Schulpreis abgeschnitten: In Berlin wurde die IGS
List aus Hannover als Preisträgerschule ausgezeichnet. Bun-
desbildungsministerin Anja Karliczek überreichte der Dele-
gation der IGS List den mit 25.000 Euro dotierten 2. Preis. Im
Jahr 2017 hat mit der Elisabeth-Selbert-Schule aus Hameln
erstmals eine berufsbildende Schule den Deutschen Schul-
preis gewonnen. Im Jahr 2016 war die Grundschule auf dem
Süsteresch aus Schüttorf (Landkreis Grafschaft Bentheim)
als Hauptpreisträgerin ausgezeichnet worden. Die IGS Han-
nover-List wurde im Jahr 1992 gegründet. Die vierzügige
Gesamtschule umfasst die Schuljahrgänge 5 bis 10. Mit der
IGS Hannover-Vahrenheide und der IGS Hannover-Büssing-
weg führt sie eine gemeinsame gymnasiale Oberstufe.
 Dieses Projekt ist bislang einzigartig in Niedersachsen. Die
Schule hat ein Verfahren zur Verbesserung der Leistungs -
förderung durch Unterstützung der individuellen Lern- und
Persönlichkeitsentwicklung der Schülerinnen und Schüler
sowie ein besonderes „feed back“-System für Schülerinnen
und Schüler entwickelt.

Niedersachsens Kultusminister Grant Hendrik Tonne war
nach Berlin gereist, um der Schule persönlich seine Glück-
wünsche zu überbringen: „Das ist ein toller Erfolg für eine
hoch innovative Schule. Hinter dieser ganz besonderen Aus-
zeichnung steckt viel Arbeit, ein sehr engagiertes Team und
der Wille zur kontinuierlichen Weiterentwicklung,“, sagte
der Minister. Auch der Philologenverband Niedersachsen
gratuliert der IGS List sehr herzlich zu ihrer Auszeichnung
und freut sich, dass eine niedersächsische Schule, an der
auch viele Gymnasiallehrkräfte tätig sind, ausgezeichnet
wurde. Allerdings kritisiert der PhVN schon seit vielen Jahren
die aus seiner Sicht zu sehr auf Gesamtschulen und integra-
tive Schulsysteme zugeschnittenen Wettbewerbsbedingun-
gen beim Deutschen Schulpreis. Der Preis propagiert zum
Teil Kriterien für „gute“ Schule, die der PhVN nicht teilen
kann, da zum Beispiel Lernergebnisse keine Rolle spielen.
Viele Gymnasien – und im Übrigen auch viele berufsbildende
Schulen – nehmen aufgrund dieser „einseitigen“ Vorgaben
gar nicht am Deutschen Schulpreis teil, was sehr bedauerlich
ist. Erstaunlich ist, dass trotz alledem zahlreiche Gymnasien
– und eben im vergangenen Jahr eine BBS – den Deutschen
Schulpreis bereits gewonnen haben. 

Auch bei der Begründung der Preisträgerschaft der IGS List
wurde wiederholt auf „individuelle Förderung“ und „Feed -
backkultur“ eingegangen – zwei Begriffe aus der modernen
Schulpolitik (und insbesondere der Gesamtschulpädagogik),
die sich nicht zuletzt aufgrund fehlender Mittel und Lehr-
kräfte allzu oft in der Realität als Worthülsen entpuppen. An
der IGS List scheinen diese Aspekte aber tatsächlich gelebter

Schulalltag zu sein. Aus diesem Grund fragten wir bei Hans-
Jürgen Ratsch, Vertrauensmann des Philologenverbands und
jahrzehntelang für den PhVN aktiv, einmal nach.

Herr Ratsch, die IGS List belegte beim Deutschen Schulpreis
einen der zweiten Plätze. Dazu Ihnen und Ihren Kolleginnen
und Kollegen erst einmal herzlichen Glückwunsch! Wann
haben Sie von dieser Auszeichnung erfahren, wie war die
Reaktion an der Schule?

Die HAZ berichtete am 19. Dezember 2017 darüber, dass die
IGS List in die Auswahl der TOP 20 Schulen gekommen ist.
Am 12. und 13. Februar besuchten die Jurymitglieder unsere
Schule, sprachen mit Schülern, Eltern und Lehrern in allen
Gremien über zahlreiche pädagogische Themen und hospi-
tierten in vielen Klassen, um sich ein authentisches Bild über
den Unterricht an der IGS List machen zu können. Im März
kam dann die Nachricht, dass wir es unter die 15 besten
Schulen Deutschlands geschafft haben und nach Berlin zur
Preisverleihung eingeladen werden.

Die Reaktion in der Schule war euphorisch, und es wurden
täglich neue Spekulationen diskutiert, welchen Platz wir
denn nun in Berlin erreichen könnten. Die schlussendliche
Platzierung erfuhr unsere Delegation – wie alle anderen
auch – erst direkt bei der Preisverleihung in Berlin. Da war
der Jubel natürlich riesig und die aufgebaute Spannung
 entlud sich in ausgelassener Freude.

Haben Sie erwartet, diese wichtige Auszeichnung zu bekom-
men? Wie groß war die Überraschung?

Ich war der Meinung, dass wir der olympischen Idee „Dabei
sein ist alles“ folgen sollten. Nachdem der deutsche Schul-
preis zweimal in Folge nach Niedersachsen gegangen ist,
war es aus meiner Sicht eher unwahrscheinlich, dass wir ihn
ein drittes Mal in unser Land holen könnten.

Als wir am Sonntag, dem 13. Mai 2018 bei einem Empfang in
der Berliner Repräsentanz der Robert-Bosch-Stiftung die Vor-
stellung der 15 ausgewählten Schulen erlebten, wurde
schnell klar, wie stark die Konkurrenz war. Alle Schulen hat-
ten gute Aussichten auf die begehrten Preise. Umso größer
waren dann die Überraschung und die Freude am Montag,
dass wir einen der zweiten Preise mit nach Hannover neh-
men konnten.

Sie waren bei der Preisverleihung in Berlin mit dabei. In wie -
fern waren Sie involviert, was die Vorbereitung und Aus -
gestaltung der Wettbewerbsteilnahme betraf? Was machen
Sie alles an Ihrer Schule, welche Projekte betreuen Sie?

IGS List ist Preisträger beim Deutschen Schulpreis 2018
Interview mit PhVN-Obmann Hans-Jürgen Ratsch: Reaktion in der Schule
war euphorisch

Die Delegation der IGS List mit Kultusminister Grant Hendrik Tonne bei der Verleihung des Deutschen Schulpreises.  Vorne rechts jubelt unser
Interviewpartner Hans-Jürgen Ratsch.



Im Rahmen des Schulprogramms „denkmal aktiv“ der Deut-
schen Stiftung Denkmalschutz haben sich Schülerinnen und
Schüler des Seminarkurses Denkmalschutz des Neuen Gym-
nasiums Oldenburg unter der Leitung ihres Chemielehrers
Dr. Bernhard Sturm ein Jahr lang mit Bauwerken an der
Hunte und am Küstenkanal beschäftigt. Die Ergebnisse des
Projektes „Stadt am Wasser“ wurden u.a. bei der Eröffnung
des bundesweiten Tages des offenen Denkmals am 10. Sep-
tember 2017 in Oldenburg präsentiert. Den Abschluss bildete
die Seminarfahrt in eine weitere norddeutsche Stadt am
Wasser, die Hansestadt Lübeck.

Das Projekt „Stadt am Wasser“ der Oldenburger Schule war
von der Deutschen Stiftung Denkmalschutz als eines von
bundesweit 84 im Schulprogramm „denkmal aktiv“ ausge-
wählt und unterstützt worden. Der Denkmalaspekt wurde
von den Schülerinnen und Schülern fachübergreifend aus
historischer, politischer und naturwissenschaftlicher Sicht

beleuchtet. Begleitend zum Projekt fanden Schüler- und
 Lehrertreffen mit im Netzwerk beteiligten Schulen in Bad
Driburg und Georgsmarienhütte statt.

Den Auftakt des Projektes bildete eine informative gemein-
same Radtour mit dem Stadtführer Helmuth Meinken ent-
lang der zwei größten Oldenburger Wasserwege. Anschließ -
end machte sich die Gruppe mit dem Thema Denkmalschutz
vertraut. Dabei besuchte sie das Bernhard-Remmers-Institut
für Analytik in Löningen, die Messe „denkmal“ in  Leipzig und
das Lager für historische Baustoffe in Oldenburg. Im Kursun-
terricht waren Experten des Monumentendienstes (Ahlhorn)
und des Instituts für Chemie und Biologie des Meeres (ICBM,
Universität Oldenburg) zu Gast. Zu Beginn fertigten die Kurs-
teilnehmer zudem Fotos von Oldenburger Denkmälern an.
Das Bild von Eske Kranich wurde dabei von der Jury des bun-
desweiten Jugendfotowettbewerbs „Fokus Denkmal“ unter
die besten 15 gewählt. Im Unterricht an der Schule und in

Zusammenarbeit mit der Landesbibliothek
Oldenburg arbeitete sich der Kurs in Vorberei-
tung der eigenen Facharbeiten anschließend
in Methoden der Recherche und in wissen-
schaftliche Arbeitsweisen ein. 

Acht Bauwerke am Wasser wurden als Fachar-
beiten in Partnergruppen arbeitsteilig bear-
beitet: Küstenkanalbrücke, Huntewasserkraft-
werk, Küstenkanalschleuse, Cäcilien- und
Amalienbrücke, Wohnen am Wasser, Eisen-
bahn-Rollklapp drehbrücke und Hunte-Auto-
bahnbrücke der A29. Einige von ihnen sind
bereits Denkmäler, andere könnten es poten-
ziell noch werden. Neben der historischen
Bedeutung wurden die Perspektiven der Bau-
werke und Denkmäler hinterfragt und anhand
von naturwissenschaftlichen Modellexperi-
menten (Chemie, Physik, Technik, Biologie) zur
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denkmal aktiv – Städte am Wasser
Schülerinnen und Schüler des Neuen Gymnasiums Oldenburg fachüber -
greifend im Denkmalschutz aktiv                                                       von Dr. Bernhard Sturm

Der Seminarkurs Chemie/Denkmalschutz des Neuen Gymnasiums mit dem Stadtführer
Helmuth Meinken sowie den Lehrern Hildegard Wiechmann und Bernhard Sturm auf
der Erkundungsradtour im Huntewasserkraftwerk
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Konservierung und Funktion sowie von Verkehrszählungen
mit Erfolg illustriert. Während ihrer Ausarbeitungszeit nutz-
ten die Schülerinnen und Schüler vielfältige Kontakte.
Neben den oben bereits angesprochenen waren dies ein pri-
vates Fotoarchiv, das Archiv der Lokalzeitung, das Wasser-
straßen- und Schifffahrtsamt sowie die DB Netz AG. 

Die Ergebnisse des Gesamtprojekts wurden an verschiede-
nen Stellen außerhalb der Schule öffentlich präsentiert.
Nach dem Niedersächsischen Tag der Denkmalpflege auf
dem Oldenburger Pferdemarkt (18. Juni 2017) waren die
Schülerinnen und Schüler bei der bundesweiten Eröffnung
des Tages des offenen Denkmals in einem Zelt auf dem
Oldenburger Rathausmarkt vertreten. Regina Klippert wurde
für ihre Facharbeit „Wohnen am Wasser – Wärmedämm -
verbundsysteme an historischen Häusern“ ein Dr. Hans
 Riegel-Fachpreis (3. Platz, Bereich Physik) an der Universität

Oldenburg verliehen. Auf Einladung wurden von Damian
Müller und Julian Müller zwei weitere Teilprojekte im Rah-
men der Veranstaltung „Von der Pflicht zur Kür“ im Landes-
museum Natur und Mensch vorgestellt.

Den Abschluss bildete die gemeinsame Kursfahrt in die
Hanse stadt Lübeck. Begleitet von der Lehrerin Hildegard
Wiechmann und dem Kursleiter erhielten die Schülerinnen
und Schüler vor Ort von Experten aus der Denkmalpflege
Informationen aus erster Hand und konnten so direkte Ver-
gleiche zwischen den beiden norddeutschen Städten ziehen
und zum Teil erstaunliche Parallelen in den Fragestellungen
feststellen. Vertieft wurde das Seminarthema außerdem
durch einen Besuch der Jugendbauhütte im Museumsschiff
Passat und praktische Arbeiten im Wasserlabor eines Groß-
forschungszentrums. 

Johann Bünting-Stiftung fördert Informationstechnologie
Oberschule Dinklage erhält Bildungspatenschaft                                Von Jan Röttgers

Die Oberschule Dinklage mit gymnasialem Zweig erhält
eine Bildungspatenschaft der Johann Bünting-Stiftung im
Wert von insgesamt bis zu 4.000 Euro für die Dauer von
zwei Jahren. Eine entsprechende Urkunde konnte Jan Rött-
gers jetzt stellvertretend für seine Schule entgegennehmen.
„Im Rahmen unserer Förderinitiative „Wir fördern Zukunft“
unterstützen wir das Projekt „IT2School“ und ermöglichen
der Oberschule Dinklage die Teilnahme mit zwei Klassen“,
heißt es dazu offiziell auf der Patenschaftsurkunde, die Rött-
gers vom Vorstand der Johann Bünting-Stiftung, Peter Det-
mers, und Doris de Wall für seine Schule bekommen hat.

Der Studienrat hatte im vergangenen Jahr eine Bewerbung
an die Johann Bünting-Stiftung geschickt. Im Raum Osna -
brück werden nun insgesamt sieben Bildungseinrichtungen
finanziell unterstützt. Das geförderte Projekt, das auf einer
Schulung in den Räumlichkeiten der Firma Bünting SCM
Logistik GmbH & Co. KG in Wallenhorst vorgestellt wurde,

stammt aus der „Wissensfabrik – Unternehmen für Deutsch-
land e.V.“, das vom Institut für Informatik (OFFIS) der Carl
von Ossietzky Universität Oldenburg entwickelt worden ist.

Worum geht es bei „IT2School“? Schülerinnen und Schüler
sollen fit gemacht werden für Informationstechnologie –
kurz „IT“, die uns im Alltag, im Schul- und Berufsleben prak-
tisch überall begegnet. Sie formt unser Wissen und bringt
uns in Kontakt zueinander. Ob auf Produkten im Supermarkt
der Bar- oder QR-Code oder die App auf dem Smartphone –
die Digitalisierung unserer Welt schreitet voran. „Im Bil-
dungsprojekt „IT2School“ entdecken, erforschen und erler-
nen Schülerinnen und Schüler Informationstechnologie auf
spielerische Weise“, erläutert Prof. Dr. Ira Diethelm von der
Universität Oldenburg. Dabei werden grundlegende Fragen
zu Kommunikation, Daten, Programmiersprache und dem
Zusammenspiel von Hard- und Software behandelt. „Ein -
fache technische Experimente, Rollenspiele und gemein -

Prof. Dr. Ira Diethelm zeigt den Pädagogen, wie „IT2School“ im praktischen Unterricht eingesetzt werden kann.

durch Leistung überzeugen und im täglichen Schulalltag
„seine Frau, bzw. seinen Mann“ stehen.   

In der Begründung zur Preisvergabe wurde von Seiten der
Jury und des Ministers vor allem die „individuelle Förde-
rung“ und das „Feedbacksystem“ Ihrer Schule gelobt. Wie
sehen diese Aspekte in der Praxis aus und wie schafft es die
IGS List, diese Begriffe tatsächlich mit Leben zu füllen und in
der Praxis umzusetzen?

Individuelle Förderung ist grundsätzliche Aufgabe von uns
Lehrern! Das habe ich als Schüler am Gymnasium Langen -
hagen so bei vielen meiner Lehrer erlebt und als Vorbild für
meinen Beruf aus der Schulzeit mitgenommen. Und genau
das tun wir jeden Tag, wenn wir mit unseren Schülern ver-
ständnisvoll interagieren.

Darüber hinaus haben wir an unserer Schule ein „feed back“-
System entwickelt, das aus mehreren Bausteinen besteht.
Dazu gehören die regelmäßigen feed back-Bögen in jedem
Unterrichtsfach, die Dokumentation dieses feed backs in den
LEOs (Lernentwicklungsordnern), die jeder Schüler führt, die
Schüler-Eltern-Lernentwicklungsgespräche (SEL), die auf der
Grundlage der LEOs zweimal jährlich stattfinden und zu ver-
bindlichen Vereinbarungen zwischen Schülern, Eltern und
Lehrern führen. Diese werden beim nächsten SEL überprüft.

Herr Ratsch, wir danken Ihnen für dieses Gespräch und wün-
schen Ihnen für Ihre umfangreichen Tätigkeiten an Ihrer
Schule für die Zukunft alles Gute! 

Mit Hans-Jürgen Ratsch sprach Cord Wilhelm Kiel



same Entwicklungsprojekte machen Informationssysteme
anschaulich“, so die Professorin, die die einzelnen Module
entwickelt hat. „So werden Kinder und Jugendliche zu Exper-
ten, die „IT“ nicht nur nutzen, sondern verstehen und gestal-
ten können“, erklärt die Referentin. 

„IT2School“ besteht aus verschiedenen Bausteinen mit
erprobten Unterrichtsplänen für die Klassen 4 bis 10. Neben
Basismodulen gibt es Aufbau-, Erweiterungs- und Metho-
denteile. Beim Modul „Vom Blinzeln zum Verschlüsseln“
geht es beispielweise darum, die analogen Wurzeln der „IT“
zu entdecken, einen Morseapparat zu bauen und andere
Datenübertragungswege spielerisch kennenzulernen. „Wie
funktioniert das Internet?“, „Wie werden Daten von Compu-
ter zu Computer übertragen?“, „Was liest der Scanner aus
dem Strichcode?“ oder auch „Wie kann ich eine App selber

programmieren?“ lauten die weiteren Modultitel. „IT2School“
ist zum einen Kommunikation zu erkunden, Informations-
technologie spielerisch zu entdecken, sie selber machen und
teilen, zum anderen Daten zu erforschen. „Schüler sind dabei
Entdecker und Erfinder“, lädt Prof. Dr. Diethelm ein. 

Jan Röttgers zeigt sich begeistert. „Ich nehme eine Fülle von
Ideen für mein Kollegium und meinen Unterricht mit“, sagt
der Lehrer. „In Zeiten sogenannter „Fake News“ wird es auch
immer wichtiger fit für die neue Medienwelt zu sein und
Gut und Böse im Internet voneinander unterscheiden zu
können!“, mahnt Röttgers. Die Oberschule Dinklage mit
gymnasialem Zweig kann in den nächsten zwei Jahren jetzt
mit „IT2School“ im Wert von bis zu 4.000 Euro arbeiten und
ihrer Schülerschaft so die digitale Welt näher bringen. Mehr
zur Oberschule Dinklage unter www.oberschule-dinklage.de.
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Gelebtes Europaprofil am Albert-Einstein-Gymnasium
                                                                                                                         Von Cord Wilhelm Kiel

Die Europaschule Albert-Einstein-Gymnasium Hameln –
kurz AEG – pflegt ihr bereits im Schulnamen vorgegebenes
Europaprofil auf intensive Weise. So ist das Hamelner Gym-
nasium nicht nur seit Jahren immer wieder Partnerschule
bei internationalen europäischen Projekten gewesen –
zuerst unter dem Banner COMENIUS, aktuell als Teilnehmer-
schule im ERASMUS+-Projekt „MASENI“. Austausche in ver-
schiedene europäische Länder – unter anderem Großbritan-
nien, Ungarn und Spanien – werden zum Teil seit Jahrzehn-
ten intensiv gepflegt. Besonders intensiv ist die Partner-
schaft mit dem College Fenelon in Paris, die in verschiedenen
Jahrgangsstufen zu Begegnungen führt und es den AEG-
Schülern sogar ermöglicht, ein mehrwöchiges Betriebsprak-
tikum in der französischen Hauptstadt zu absolvieren.
Das aktuelle ERASMUS+ – Projekt MASENI (Managing
Schools‘ Environmental Impact) ist in das zweite Jahr gestar-

tet. Finanziert und unterstützt durch die Europäische Kom-
mission, sollen Partnerprojekte mit anderen Schulen inner-
halb Europas dazu dienen, kulturelle Gemeinsamkeiten und
Unterschiede zu erkennen und voneinander zu lernen. Die
Arbeit an einem gemeinsamen  Projekt stellt jeweils einen
selbst gewählten Aspekt in den Mittelpunkt – in diesem Fall
der nachhaltige Umgang mit Ressourcen und Energiequel-
len. Partnerschulen kommen aus Dänemark, Estland und
Spanien. Es finden ein regelmäßiger Austausch sowie
gegenseitige Besuche in allen Partnerschulen statt, wobei
immer von den jeweiligen Gastgebern ein reichhaltiges Pro-
gramm geboten wird.

Ende des vergangenen Jahres waren die Partnerschulen zu
Gast in Hameln. Bereits am ersten Vormittag hatten die 21
Schülerinnen und Schüler in gemischten Gruppen die Gele-
genheit, an einem Planspiel zum Thema Klimaschutz teilzu-
nehmen. Da das Programm in Hameln unter dem Thema
„Umgang mit Strom“ stand, lag es nahe, dem Solarinstitut
in Ohr einen Besuch abzustatten. Neben Vergnügungen wie
der Stadtführung mit dem Rattenfänger, Bowling und Frei-
zeit in den Familien standen „große“ Programmpunkte an,
unter anderem die Fahrt zur Autostadt nach Wolfsburg.
Weder die Schüler noch die begleitenden Lehrer mussten
sich lange bitten lassen, Simulationen auszuprobieren und
bei kleinen Versuchen mitzumachen. Einen weiteren Zugang
zum Thema Energiegewinnung haben die Teilnehmer bei
der Besichtigung einer Biogasanlage in Flegessen gewon-
nen: Unglaublich, wie aus vergorenem Mais Strom gewon-
nen werden kann!

Einen weiteren Schwerpunkt des Europaprofils am AEG bil-
den die regelmäßige und (von der Anzahl der Schülerinnen
und Schüler her betrachtet) umfangreiche Teilnahme am
Europäischen Wettbewerb sowie die „Europa-AG“. Letztere
ist an die Teilnahme beim Europäischen Wettbewerb gekop-
pelt: Wer an der AG teilnehmen will, muss einen Beitrag für
den Wettbewerb erstellen. Als „Belohnung“ gibt es zum Ende

des Schuljahres – im Zeitraum zwischen Oster- und Sommer-
ferien – eine „Europafahrt“, die zusätzlich zum regulären
Fahrtenkonzept angeboten wird. Diese Fahrt fand im April
2018 zum vierten Mal statt. Nach den Zielen Straßburg (2015),
Berlin (2016) und Den Haag (2017) besuchten dieses Jahr ins-
gesamt 14 AEGler die grenzüberschreitende Europaregion
Kopenhagen / Malmö / Öresund. Neben der Erkundung der
dänischen Hauptstadt standen auch Ausflüge nach Helsingör
(u.a. zum Weltkulturerbe Kronborg, dem Schauplatz von Wil-
liam Shakespeares „Hamlet“) und eine Tagesfahrt über die
berühmte und spektakuläre Öresundbrücke ins schwedische
Malmö auf dem Programm. Die Schülerinnen und Schüler
zeigten sich beeindruckt ob der Schönheit beider Städte und
der gesamten Region, an deren Infrastruktur sich deutsche
Metropolen getrost ein Beispiel nehmen können. Für Ver-
wunderung sorgte indes die Tatsache, dass zwei Nachbar-
städte, die so sehr miteinander verwachsen wie Kopenhagen
und Malmö, durch zwei unterschiedliche Währungen
getrennt werden – auf dem Malmöer „street food market“
mit dänischen Kronen zu bezahlen, erwies sich als sehr
schwierig. Aber in Skandinavien werden ohnehin selbst
Kleinstbeträge inzwischen mit EC-Karte beglichen…

Die Europa-AG unternimmt aber nicht nur Fahrten und
nimmt am Europäischen Wettbewerb – an dem im Übrigen
auch weitere AEG-Schüler im Rahmen ihres regulären Fach-
unterrichts partizipieren können und dies auch Jahr für Jahr
tun – teil, sondern kommt auch sonst „viel rum“: Am Europa-
tag führten die AG-Teilnehmer eine Umfrage in der Hamel-
ner Innenstadt zu diesem – vielen Bürgern leider unbekann-
ten – Festtag durch. Auf dem heimischen Friedhof Wehl
 wurden die Gräberfelder der Toten aus beiden Weltkriegen
besichtigt, die an gleicher Stelle wie auch NS-Verbrecher
sowie Opfer des Nationalsozialismus bestattet sind. Alle
Schülerinnen und Schüler resümierten im Anschluss, dass
das Friedensprojekt „Europa“ der wohl einzige und beste
Weg sind, um solche Gräberfelder in Zukunft zu vermeiden.

Bis Ende des Schuljahres sind unter anderem noch eine
Exkursion ins Europäische Informationszentrum (EIZ) in
Hannover sowie der Besuch von heimischen Bundestags-
und Landtagsabgeordneten geplant. Gelebte Begegnungen
und internationaler, mitunter auch kritisch-konstruktiver
Dialog – es gibt viele Wege am AEG, um Europa erlebbar zu
machen und Schülerinnen und Schüler zu großem Engage-
ment über den Pflichtunterricht hinaus zu motivieren. 

Einige Schüler der Europa-AG vor dem Welterbe Schloss Kronborg –
dem Schauplatz von William Shakespeares „Hamlet“

Es „zischt“ im Unterricht
Projekt „Zeitschriften in die Schulen“ lässt Lesefunke überspringen 
                                                                                                                               Von Jan Röttgers

Was haben „Auto Motor Sport“, „Geo“, „Young“ und „Bravo“
gemeinsam? Zusammen mit rund 30 weiteren aktuellen
Titeln verführen sie Schülerinnen und Schüler in ganz
Deutschland zum kostenlosen Schmökern. Beim Projekt
„Zeitschriften in die Schulen“ – kurz „ZISCH“ genannt –, zu
dem die Stiftun Presse-Grosso, die Stiftung Lesen und die
deutschen Pressegrossisten gemeinsam mit dem Verband
Deutscher Zeitschriftenverleger (VDZ) jetzt aufrufen – kom-
men Spaß und Leseförderung zusammen.

Mit dabei sind auch Schülerinnen und Schüler der Oberschule
Dinklage mit gymnasialem Zweig. Zusammen mit ihrem
Lehrer Jan Röttgers lesen die Schüler der Jahrgänge 6, 7 und
9 einen Monat lang diverse Zeitschriftentitel, um so Ein-
blicke in die Medienlandschaft zu gewinnen, aber auch um
selber zum Lesen angeregt zu werden. „Regelmäßiges Lesen
fördert die Lesekompetenz und eröffnet Bildungschancen“,
heißt es dazu in einer Studie der Stiftung Lesen. Gerade lese-
ferne Jugendliche ließen sich anhand von Publikumszeit-
schriften mit jugendrelevanten Themen für das Lesen begeis -
tern, zumal die Stiftung Lesen ebenfalls in einer Langzeitstu-
die herausgefunden hat, dass jeder Vierte in der Bundesre-
publik leider gar nicht liest. In Dinklage stehen neben Spaß
und Leseförderung aber auch fächerübergreifend in Deutsch,
Politik und Wirtschaft die Analyse von Adressatenkreisen,
Layout und Werbung, Blattkritik sowie eine eigene Redak -
tionskonferenz im Vordergrund.

Jan Röttgers zeigt sich begeistert vom Projekt: „Der Lese -
funke springt über, die Zeitschriften werden mir fast aus den

Händen gerissen und die Schüler finden es einfach toll, mal
eine Zeitschrift wie „Bravo“ und Co. im Unterricht lesen zu
dürfen!“ An dem Projekt „Zeitschriften in die Schulen“ neh-
men jedes Jahr bundesweit mehr als 300.000 Schülerinnen
und Schüler teil. Seit Beginn im Jahr 2004 haben weit über
eine Million Schülerinnen und Schüler an Förderschulen,
Hauptschulen, Realschulen, Gymnasien und berufsbilden-
den Schulen von dem Projekt profitiert. Dabei enthalten die
Zeitschriftenboxen je nach Alter abgestimmt verschiedene
Zeitschriftentitel. Interessierte Lehrerinnen und Lehrer er -
halten auf der Internetseite der Stiftung Lesen weitere Infor-
mationen. www.stiftunglesen.de/zeitschriften

Es „zischt“ im Unterricht: Schülerinnen und Schüler der Klasse 9G
der Oberschule Dinklage mit gymnasialem Zweig sind beim Projekt
„Zeitschriften in die Schulen“ dabei. 
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Veranstaltungen „Ich kriege jeden Bewerber bis an die Grenze…“
Von Dr. Oliver Beckmann

„Ich kriege jeden Bewerber bis an die Grenze, bei den Guten
dauert es nur etwas länger.“ Diese von einem ehemaligen
Schulleiter benannte „Grenzerfahrung“ in einer Bewer-
bungssimulation schon einmal vorwegzunehmen, ist Teil
des Bewerberseminars für Berufseinsteiger, das wie in
jedem Jahr vor den Bewerbungsgesprächen vom PhVN
durchgeführt wurde. Das obige Zitat verdeutlicht vor allem,
dass sich Bewerber auch auf unbequeme fachliche oder
pädagogische Fragen in einem Bewerbungsgespräch einstel-
len müssen. Dies ist auch nicht als Gemeinheit misszuver-
stehen, sondern gehört zum professionellen Umgang der
Einstellungskommission mit einem Bewerber oder einer
Bewerberin, denn: Die Schule sucht eine Lehrkraft, die mög-
lichst fachkompetent und alltagstauglich ist sowie optimal
zum Kollegium und zum Profil der Schule passt. Wenn da
nur einfache Fragen gestellt würden, die jeder Bewerber
gleich beantwortet, könnte die Einstellungskommission gar
keine qualitativen Unterschiede zwischen den Bewerbern
herausfinden. 

Um die Bewerber für die Perspektiven von Schulleitung und
Kollegium zu sensibilisieren, informierten Dr. Oliver Beck-
mann und Dr. Hansjörg Rümelin die jungen Kollegen aus
Sicht von Schulleitung und Personalrat über zahlreiche
Aspekte, die bei einem Bewerbungsgespräch eine Rolle spie-
len, von der Kleidung bis zur potenziellen Bereitschaft, an
den Schulort zu ziehen, von der fachlichen Qualifikation bis
zur Alltagstauglichkeit, von wichtigen Rechtsvorschriften bis
zum gewünschten Umgang mit Kollegen. Im zweiten Teil
des Bewerberseminars fand dann eine Bewerbungssimula -
tion statt: Zwei Teilnehmer stellten sich nacheinander vor
dem Hintergrund der vorher vermittelten Informationen
einem fiktiven Einstellungsgespräch, das anschließend im
Plenum reflektiert wurde. So konnten alle Teilnehmer einen
weitgehend authentischen Eindruck vom Ablauf eines
Bewerbungsgesprächs gewinnen, mit dem sie nun hoffent-
lich erfolgreich in die realen Bewerbungsgespräche hinein-
gehen werden.

Ein Bild sagt mehr als tausend Worte
Tagung der AG Frauen im DPhV: Digitale Fotografie in der
 Öffentlichkeitsarbeit                                                                                        Von Susan Ulses

Gymnasiallehrerinnen aus ganz Deutschland tagten vom 
21. bis 21. April in Königswinter. Ein abwechslungsreiches Pro-
gramm bot bei sommerlichen Temperaturen Optionen für
Retrospektiven und Prospektiven in vielen Bereichen.
Zunächst berichtete die AG-Leiterin Gabriela Kasigkeit über
die Öffentlichkeitsarbeit, u. a. auf Twitter, wobei die Vernet-
zung der Landesverbände unter dem Dach des DPhV betont
wurde. Die zur Auswertung anstehende Arbeitszeitstudie
des DPhV, an der sich alle Bundesländer beteiligt haben,
wurde thematisiert und das Engagement der Vielzahl der
teilnehmenden Mitglieder positiv herausgestellt.

Im Anschluss erfolgten die Berichte aus den einzelnen Bundes-
ländern zu aktuellen berufs- und frauenpolitischen Fragen.
Während im Osten Deutschlands die Themen Elternzeit und
familienbedingte Teilzeit – wohl historisch bedingt – kaum
Probleme bereiten (meist arbeiten die Frauen in Vollzeit) und
damit die Kollegien vor Ort auch weniger mit deren Auswir-
kungen und Folgen eines hohen Anteils an Teilzeitlehrkräften
an den Gymnasien konfrontiert sind, scheint in den westlichen
Bundesländern die Thematik der Elternzeit in allen Facetten
(Rückkehr an die gleiche Schule, Wiedereinstieg und Verset-
zung, hohe Anforderungen an den schulischen Organisations-
betrieb bei geringen Stundendeputaten der Teilzeitkräfte und
damit zunehmende Belastungen der Vollzeitlehrkräfte) deut -
lichen Informations- und Beratungsbedarf zu gerieren. Die
 Teilnehmerinnen waren sich einig, dass die Möglichkeiten für
Mütter und Väter mittlerweile sehr gut sind, aber Außenfak -

toren wie sinkende Schülerzahlen oder verändertes Wahlver-
halten bei den Fremdsprachen – gepaart mit immer größeren
Forderungen der jungen Mütter oder Väter bei teilweise größ-
tem Wohlwollen der Personalplaner und den Schulleitungen
vor Ort – vieles erschweren und manches unmöglich machen. 

Am Freitag und Samstag befassten sich die Teilnehmerinnen
im Themenschwerpunkt „Digitale Fotografie“ mit den tech-
nischen Möglichkeiten, der Bildsprache in den unterschied -
lichen Medien, der kreativen Komposition von Porträt- und
Gruppenfotos bei Veranstaltungen aller Art sowie den recht-
lichen Aspekten. Aktiv erprobten die Teilnehmerinnen mit
ihren eigenen Kameras auf dem Gelände und im Haus der
dbb Akademie verschiedene Optionen für das eigene Grup-
penfoto. Nicht unbeleuchtet blieben im letzten Teil der
Tagung Bildbearbeitungs- und Bildarchivierungsprogramme
sowie die rechtlichen Aspekte des Fotografierens, die aus-
führlich thematisiert und diskutiert wurden: Ob Schulfotos,
Handyaufnahmen im Unterricht, Fotos von Verbandsveran-
staltungen, Einzel- und Gruppenfotos sowie deren Verwen-
dung – ein sehr weites Feld, in dem vom Urheber- über das
Persönlichkeitsrecht bis hin zu weiteren Verwertungsrech-
ten vieles zu beachten ist, auch hinsichtlich der späteren
 Verwendung von gespeichertem Bildmaterial.

Wir sind alle gespannt auf unsere nächsten Bilder, über die
wir uns sicher bei der nächsten Tagung ausführlich austau-
schen werden!

An Sternstunden hat das Buch 94 zu
bieten, die mehr als tausend Jahre
Sprachgeschichte dokumentieren –
vorzugsweise belletristisch, aber auch
sachlich, wie es sich ergibt. Sie sind
eine Liebeserklärung an die deutsche
Sprache und Kultur. Schon wer sich für
den Ursprung unserer Sprache interes-
siert, kommt voll auf seine Kosten. 
Es macht Spaß, anhand der Überset-
zungshilfe noch heute erkennbare
Wortstämme zu entdecken und zu
 verfolgen, wie sie allmählich zum
modernen Deutsch hinführten. Der
Wortschatz verändert sich zwar stän-
dig, was man auch in unserer Zeit
beobachten kann. Es geht um die
Grundstrukturen. Sehr instruktiv ist
das Kapitel „Dem Volk aufs Maul
geschaut“, wo Martin Luthers Verdeut-
schung von Direktübersetzungen aus
dem Lateinischen präsentiert werden.
In diesem Sinn hat er auch die Bibel
übersetzt und das Fundament für das
moderne Deutsch gelegt.

So könnte man sehr vieles zitieren, was
den Rahmen einer Rezension sprengen
würde. Hier ein paar Beispiele, willkür-
lich herausgegriffen: Schillers „Tinten-

klecksendes Säkulum! Die Räuber“,
Goethes „Reineke Fuchs“, Eichendorfs
„Aus dem Leben eines Taugenichts“,
Hoffmans „Struwwelpeter“, Theodor
Fontanes „Mathilde Möhring“, Wilhelm
Buschs „Der Schmetterling“, Heinrich
Manns „Der Untertan“, Ernst Jüngers
„In Stahlgewittern“, Erich Maria
Remarques „Im Westen nichts Neues“,
Bertolt Brechts „Leben des Galilei“. Es
gibt aber auch andere, unerwartete
Sternstunden: Alexander von Hum-
boldts „Kosmos. Entwurf einer physi-
schen Weltbeschreibung“, das „Kurs-
buch der deutschen Eisenbahnen“ von
der Reichspostverwaltung, „Über eine
neue Art von Strahlen“ von Wilhelm
Konrad Röntgen, die die Medizin des
folgenden Jahrhunderts revolutionie-
ren sollten. 

Damit geraten wir allmählich in unsere
Gegenwart. Nennen will ich hier das
„Erste Gesetz zur Neuordnung des
Geldwesens“ von Ludwig Erhard und
Edward Adam Tenenbaum, das uns die
D-Mark bescherte, „Das sogenannte
Böse“ von Konrad Lorenz. Und dann 
 die Wiedervereinigung: Der falsch
abge lesene Sprechzettel von Günter

Schabowski, der die Mauer öffnete,
und schließlich Helmut Kohls Rede vor
der Ruine der Frauenkirche in Dresden,
die einem auch heute noch die Augen
feucht werden läßt. Das Buch schließt
mit Dankesworten von Norbert Lam-
mert: „Die Landessprache ist Deutsch“.

Die Sternstunden gehören unbedingt
auf jedes Bücherbörd. Man muß dabei
wissen, daß man sie nicht in einem
Zuge durchlesen wird. Wenn man das
Buch zur Hand nimmt, stößt man
unentwegt auf Aspekte, die man so
nicht erwartet hätte, die das Weltbild
verändern und uns daran erinnern, daß
es noch etwas anderes gibt als unsere
digitale Gegenwart.

Wolfgang Steinbrecht

94 „Sternstunden“

Josef Kraus und
Walter Krämer,
Sternstunden,
Große Texte
Deutscher
 Sprache,
IFB Verlag
 Deutsche Spra-
che GmbH, 2018, 
24,90 €.
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Teilnehmerinnen der Frauen-AG des Deutschen Philologenverbands am Workshop „Digitale Fotografie“ probieren ihre neuen Kenntnisse und
Fertigkeiten gleich praktisch aus
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